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Stellungnahme
zum Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten
und Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung
Dieter Bäumel, Direktor des Amtsgerichts

Rechtsgedankc, dass auch die Beeinträchtigung des Kindeswohls der im Haushalt lebenden Kinder 7,u einer unbilligen Härte führen können, für die Wohnungszuweisung aus § 2 GcwaltschutzG-E Berücksichtigung finden kann. Eine derartige Ergänzung wäre m.E. sinnvoll, da auch beim Zusammenleben nicht verheirateter Partner möglicherweise eine Faflkonstellation denkbar ist. die das Wohl der Kinder beeinträchtigt.
1.
Grundsätzlich ist das Vorhaben der Bundesregierung aus familienrechtlicher Sicht zu begrüßen, Insbesondere bei der Wohnungszuweisung bei getrennt lebenden Eheleuten hat sich die bisherige Fassung des § 1361 b BGB als kaum brauchbare, weil nur eng auslegbare Vorschrift dargestellt. Die gerichtliche Praxis war oftmals gehindert die notwendige Wohnungszuweisung vorzunehmen, da die schwere Härte nicht gegeben war.
Dennoch bedürfen einige Überlegungen des Referentenentwurfs einer kritischen Nachfrage, da einige Unklarheiten bei der Rechtsanwendung zu befürchten sind.
a.
Die Definitionsschwierigkeiten des Begriffs der häuslichen Gemeinschaft, die schon im ersten
Entwurf kritisiert wurden, bestehen fort. Eine Abgrenzung zur reinen Wohngemeinschaft scheint
unklar. Nach der jetzigen Definition gehören dazu auch Streitigkeiten bei einer häuslichen
Gemeinschaft zwischen Familienangehörigen, die keine Ehegatten sind, sf z.B. erwachsene
Kinder gegen die Eltern oder einen Elternteil.
b.
Die Vorschriften der §§ l, 2 Gewaltschutzgesetz-E sollen nah der Begründung ausdrücklich auch
zwischen Ehegatten Anwendung finden. Gleichzeitig will der Entwurf indes einen Vorrang des §
1361 b BGB-E gegenüber der Regelung der Wohnungszuweisung in § 2 GewaltschutzG-E.
Allerdings ist unklar, inwieweit der in § 1361 b Abs. I Satz 2 BGB-E aufgenommene

Die Regelung in § 2 Abs. 2 GewallschutzG-E sieht eine zweimalige Befristung der Wohnungsüberlassung an das Opfer vor, wenn der Täter Alleincigentümer oder - mieter ist. Diese Regelung stellt einen Eingriff in das Eigentum des Täters dar und muss dem/.ufolge auch den Ausgleichsgedanken für den Eigentumseingriff mit berücksichtigen. Ob dies durch die vorgesehene Billigkeitsregelung im Hinblick auf die Nutzungsentschädigung in § 2 Abs. V GewaltschutzG-E ausreichend gewährleistet ist, erscheint fraglich. In v ielen Fällen, die aus der Praxis bekannt sind, scheitert eine NutzungsVergütung am wirtschaftlichen Unvermögen des Opfers. Der Mieter bleibt dagegen aus dem Mietverhältnis heraus verpflichtet ohne den wirtschaftlichen Vorteil der Miete in Anspruch nehmer, zu können. Zusammen mit der Regelung des § 2 Abs. IV GewaitschutzG-E könnte auch ein Verbot der Kündigung des Mietvertrags jedenfalls für den Zeitraum der Wohnungszuweisung in Betracht kommen. Gleiches gilt für den Verkauf der Wohnung. Ob eine derartige Einschränkung des Besitz- bzw. Eigentumsrechts mit dem Ziel des Schutzes vor häuslicher Gewalt vereinbar ist, erscheint zweifelhaft.
Unklar ist in diesem Zusammenhang auch die Beeinträchtigung der Rechte Dritter. Die Regelung des 3 2 Abs. II GewaltschutzG-E sieht auch bei einer Beteiligung eines Dritten die Zuweisung an das Opfer vor, befristet auf maximal 12 Monate. Bezüglich der Nutzungsvergütung gellen die nämlichen Bedenken wie schon bei der Aileinmiete, bzw, beim Alleineigentum. Allerdmgs erscheint die Begründung für einen derartigen Eingriff in die Rechte
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Dritter noch problematischer als in der Fallkonstellation, in der nur der Täter von der Wohnungszuweisung betroffen ist. Der Dritte wird in derartigen Fällen stärker in die Pflicht genommen als die Partner einer häuslichen Gemeinschaft zwischen denen Rechtspflichten gerade nicht existieren.
In diesem Zusammenhang ist insbesondere die erstmalige auf 6 Monate befristete Zuweisung problematisch, da hier Belange des Dritten grundsätzlich nicht berücksichtigungsfähig sind. Während bei einer über 6 Monate hinausgehenden Zuweisung gem. § 2 Abs. II Satz 3 GewaltschutzG-E überwiegende Belange des Dritten ein der Zuweisung entgegenstehender Grund sein können, sieht § 2 Abs. II Satz 2 GewaltschutzG-E eine derartige Berücksichtigung grundsätzlich nicht vor.
Abschließend ist zu überlegen, ob nicht gerade bei häuslichen Gemeinschaften, bei denen die Partner nicht verheiratet sind, bei der Frage der Wohnungszuweisung eine formelle Beteiligung des Vermieters notwendig wäre. Zwar sieht auch die HausratsVO eine derartige Beteiligung in § 7 HausratsVO nur für den Fall der dauerhaften Wohnungszuweisung vor, indes erscheint wegen des gravierenden Eingriffs in Positionen des Vermieters eine derartige Beteiligung auch für nichteheliche Partnerschaften geboten.
d.
Bedenken bestehen auch gegen die unwiderlegbare Beweisvermutung des § 1361 b IV BGB-E. In diesem Zusammenhang spielt die Frage eine Rolle, inwieweit nicht durch eine derartige Zuweisung qua Gesetz die eheschützende Wirkung des § 1565 Abs. II, § 1566 Abs. I S. l BGB unterlaufen wird. Kann der einmal ausgezogene Ehegatte sich nicht innerhalb der Jahresfrist auf sein aus § 1353 BGB resultierendes Recht zum Mitbesitz an der Ehewohnung berufen, erscheint dies als ein die Trennung verfestigender Umstand, der wohl nicht im Einklang mit den eheschützenden Bestimmungen stehen dürfte. Die damit einhergehende Verrechtlichung der Verhältnisse bei der Trennung dürfte eher nicht gewollt sein. Im Übrigen wäre aus familienrechtlicher Sicht gegen eine Vermutung im Sinne des § 1361 b IV BGß-E nach Ablauf eines Jahres nichts einzuwenden.

C.
In prozessrechtlicher Hinsicht ist m.E. die Zuständigkeitsverteilung zwischen Familiengericht und allgemeiner ProzessabteÜung nicht glücklich gelöst.
Zum einen wird mit § 23b Nr. 8a GVG-E eine Zuständigkeit des Familiengerichts auch für andere Lebensgemeinschaften bzw. häusliche Gemeinschaften geschaffen. Ob eine solche besondere Geschäftsverteilung sich im Rahmen des Art 6 GG bewegt, erscheint zumindest zweifelhaft, zumal es sachliche Gründe dafür zwar gibt- so z.B. die Sachnähe der Familiengerichte aufgrund ihrer bisherigen Zuständigkeit für Wohnungszuweisungen hei Ehegatten -, diese sachlichen Gründe indes an anderer Stelle durch den Entwurf nicht berücksichtigt werden.
Nach § 23b Nr. Sa GVG-E ist für Verfahren nach g l oder § 2 GewaltschutzG-l-. das Familicngcricht auch bei Ehelcutcn nur zuständig, wenn die Trennung nicht länger als 6 Monate zurückliegt. Streitigkeiten zwischen Ehegatten nach § l Gcwaltschul/G-E. die erst nach dem 6. Monat der Trennung auftreten, gehören nach dem Entwurf nicht mehr zur Zuständigkeit des Familicngerichls. Dies erscheint besonders bedeutsam, da in der Praxis nicht selten nach der Trennung mit Umgangsverfahren oder Unterhaitsstreitigkeiten die Gewaltprobleme auftauchen. Unklar ist nach dem Entwurf auch die verfahrensrechtliche Situation bei Fall konstellationen die sich im 6-Monatszcitraum und danach abspielen. Nach der Konzeption wären dann wohl sowohl die Prozessabteilung des Amtsgerichts wie auch das Familiengericht zuständig.
Die Tatsache, dass insbesondere in Verfahren nach § l Gewalt-suhnt/G-K die häusliche Gemeinschaft bei Ehegatten Voraussetzung für die familiengerichtliche Zuständigkeit ist, steht im Übrigen auch nicht im Einklang mit der Begründung des Entwurfs, ein einheitliches FGG-Verfahren vor dem Familiengericht schaffen zu wollen. Auch vermag die Begründung , dass die Familiengerichte in Schadenersatzfällcn nicht über die notwendige Erfahrung verfügen, nicht vollständig zu überzeugen, da gerade bei den Maßnahmen nach § l Gewaltsc-hutzG-E, die Sachnähe sich schon aus Umgangsverfahren ergibt, die zum Teil mit ähnlichen Maßnahmen begleitet werden.
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Schließlich ist zu überlegen, ob mit dieser Erweiterung von Zuständigkeiten des
Familiengerichts nicht notwendigerweise auch sonstige Ansprüche zwischen Ehegatten, beispielsweise in vermögensrechtlichen Bereichen, der Zuständigkeit des Familiengerichts unterfallen sollten, zumal in derartigen Fällen ein Teil der Vermögensauseinandersetzung über die §§ 1372 ff BGB schon bei den Familienabteilungen angesiedelt ist.
f.
Systematisch nicht sehr überzeugend ist die Differenzierung zwischen der Möglichkeit der einstweiligen Anordnung nach § 620 f ZPO-E und § 64 b FGG-E, soweit davon Ehegatten betroffen sind. Die Rechtspraxis beklagt seit längerem die sachlich nicht zu rechtfertigenden Differenzierungen zwischen ZPO und FGG. Wieso das Verfahren der Wohnungszuweisung nach § 1361 b BGB der ZPO , das des § 2 GewaltschutzG-E indes dem FGG unterworfen werden soll, ist - soweit eine einstweilige Anordnung begehrt wird, nicht einsehbar.
Auch soweit Verfahren gem. §§ 1,2 GewaltschutzG angesprochen sind, ist die Differenzierung
problematisch.
Um Familiensachen handelt es sich bei diesen Verfahren ebenfalls nur für einen begrenzten
Zeitraum. Sind Verletzungshandlungen erst nach einem Zeitraum von 6 Monaten nach der
Trennung der Parteien erfolgt, ist die allgemeine Abteilung des Prozeß gerichts dafür zuständig.
Diese müssten dann wohl die Vorschriften des FGG, bzw. des § 621 g zur Anwendung bringen.

h.
Die Beschwerdcmöglichkeit des § 620 c ZPO-E auch für Fälle der Nichtzuweisung ist zu
begrüßen.
Allerdings erscheint mir eine Beschwerdebefugnis für alle Maßnahmen nach den §§ l und 2
GewaltschutzG-K 7u weit zu gehen. Hier besteht die Gefahr, tiass die Beschwercegerichie mit
einer Vielzahl von Verfahren belastet werden, die vom Kingriffswerf her wesentlich geringer
sind als zum Beispiel eine einstweilige Anordnung im unicrhaltsrech-lichen Bereich, die nach
wie vor der Beschwerde nicht zugänglich ist.
Auch in anderer Hinsicht erscheint die Beschwerdebefugnis zu weitgehend, So könnte eine
Beschwerde geführt werden bei einem Verbot einer befristeten telefonischen Kontaktaufhahme
zu der verletzten Person. Demgegenüber kann sich der Alleineigentümer der Wohnung gegen die
Versagung einer Nutzungscntschädigung nichl zur wehr setzen, da nach der Formulierung des
Entwurfs lediglich gegen die Entscheidung über die Zuweisung der Ehewohnung bzw, über
einen Antrag nach § 2 GcwaltschutzG-E die Beschwerde möglich sein soll.
i.
Zu begrüßen ist die kostenrechtliche Klarstellung des § 94 Kostenordnung-E, da damit die
Streitigkeiten um den Begriff der Gebühren und Auslagen gesetzlich geklärt ist.
Allerdings erscheint die Formulierung des § 100 Abs. 3 K.ostenordnung-E fraglich, da damit •-
anders als bisher - das Gericht in jedem Fall zu einer Kostenentschcidung gezwungen ist. Dies
dürfte in der Praxis zu Irritationen führen.
Bedenklich erscheint die generelle Möglichkeit der Entscheidung ohne mündliche Verhandlung in § 64 b Absatz III Satz 2 FGG ohne Einschränkung auf Fälle schwerer Rechtsverletzungen, da zusammen mit den Bewciscrleichterungcn des FGG-Verfahrens hier in Missbrauchsßillen schwerwiegende Eingriffe in elementare grundrechte des Betroffenen erfolgen.
Professor Dr. Dr. Michael Bock
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Freitag, 15. Juni 2001

Gutachten

Zum Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung

Angefertigt anläßlich der öffentlichen Anhörung im Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages am Mittwoch, dem 20. Juni 2001

Gesamtergebnis: 

Ich empfehle dem Deutschen Bundestag nachdrücklich, den Gesetzesentwurf  der Bundesregierung insgesamt abzulehnen („abschließende Stellungnahme“ auf S. 17).
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1. 
Zur Zielsetzung des Entwurfs

1.1. Neue rechtliche Instrumente

Der Entwurf der Bundesregierung eines sogenannten Gewaltschutzgesetzes (GewSchGes)
 enthält eine Reihe von rechtlichen Instrumenten, die gegenüber der bestehenden Gesetzeslage, aber auch im Vergleich mit sonstigen (zivil)rechtlichen Grundsätzen einschneidende Veränderungen bedeuten. § 1 hat im wesentlichen klarstellende Funktion im Vergleich zu §§ 823, 1004 BGB. Die wichtigsten Neuerungen betreffen dagegen die Wohnungszuweisung:

· Erweiterung des Schutzbereichs von der Ehe auf die häusliche Gemeinschaft.
 

· Schutz der bloßen Bedrohung und das Genügen einer unbilligen Härte zur Überlassung der Wohnung

· Verzicht auf die Gefahr künftiger Beeinträchtigungen als Voraussetzung

· Beweislastumkehr mit hohen Hürden bei Rückkehr in die Wohnung

· Erleichterung des einstweiligen Rechtsschutzes durch die Möglichkeit der Vollstreckung durch unmittelbaren Zwang und ohne rechtliches Gehör.

Die Bundesregierung räumt offen ein, daß diese Änderungen vor allem in ihrer Kombination mit der bisherigen Systematik des Zivilrechts in Widerspruch stehen. In der Tat wird in die Art. 6, 11, 14 und 19 Abs. 4 GG massiv eingegriffen. Wie weit, wird das Bundesverfassungsgericht zu entscheiden haben. 

1.2. Bedarfsdiagnose der Bundesregierung

Gerechtfertigt werden diese massiven Eingriffe von der Bundesregierung durch die Diagnose einer außerordentlichen Bedarfslage. Sie begründet ihre Gesetzesinitiative damit, daß (Entwurf, S. 1)

· Die bestehenden Instrumente zum Schutz vor häuslicher Gewalt nicht ausreichen, insbesondere und gerade wegen der rechtlichen Schutz- und Verteidigungsmöglichkeiten der beschuldigten Person, sowie daß

· Vor allem Frauen und Kinder Opfer häuslicher Gewalt sind und in besonderer Weise des wirksamen Schutzes bedürfen.

Trotz formell weitgehend geschlechtsneutraler Formulierungen ist der Entwurf daher in der Begründung und in dem besonderen Arrangement rechtlicher Instrumente gewollt geschlechtsspezifisch ausgelegt. Bestätigt wird dies auch dadurch, daß die Bundesregierung diese Gesetzesinitiative ausdrücklich in den Zusammenhang ihres „Aktionsplanes gegen Gewalt gegen Frauen“ rückt (Entwurf, S. 11, Spalte 1; S. 24 Spalte 2). Neben den gesetzlichen Änderungen soll sich vor allem auch das gesellschaftliche „Klima“ (ebenda) in diesem Bereich in der Weise ändern, daß Gewalt gegen Frauen allseits geächtet und wirksam bekämpft wird.

Wenn es aber nichts anderes als eine empirische Bedarfsdiagnose ist, welche die äußerst problematischen rechtlichen Regelungen ausnahmsweise rechtfertigen soll, so bedeutet dies, daß der gesamte Entwurf mit der empirischen Tragfähigkeit der von der Bundesregierung gemachten Behauptungen über Umfang und Opfer häuslicher Gewalt sowie mit der Begründet​heit der Erwartungen über Verbesserungen, die das neue Recht bringen soll, steht und fällt.

1.3. Bestehende rechtliche Instrumente und gesellschaftliche Änderungen 

Die sexuelle Selbstbestimmung der Frau wurde durch das Gesetz 33. Strafrechtsänderungsgesetz vom 5.7.97 (BGBl. I, 1607) strafrechtlich wirksamer geschützt als bisher.

Ob Kinder durch das Gesetz zur Ächtung der Gewalt in der Erziehung und des Kindesunterhaltsrechts vom 2. 11. 2000 (BGBl. I. 1479) wirksamer geschützt werden, bleibt abzuwarten.

Zur Beurteilung der bestehenden Lage ist jedoch insbesondere darauf hinzuweisen, daß ganz unabhängig von den geplanten zivilrechtlichen Änderungen auf polizeirechtlicher Grundlage schon jetzt unter der Bezeichnung „rote Karte“ wirksame Maßnahmen zur Bekämpfung häuslicher Gewalt praktiziert werden. Die Erfolgsmeldungen, wonach wieder so und so vielen Männern die „rote Karte“ gezeigt wurde
, lassen an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig.

Was die von der Bundesregierung geforderte Änderung des gesellschaftlichen „Klimas“ betrifft, so sei nur darauf verwiesen, daß schon jetzt in zahllosen Initiativen der einschlägigen Länderministerien, der kommunalen Präventionsräte oder auch rein privater oder kirchlicher Vereine (etwa Fußballvereine) das Thema „häusliche Gewalt“ in der von der Bundesregierung gewünschten Weise bearbeitet wird. Bezüglich der Ächtung männlicher Gewalt und der Entfernung von tatsächlich oder vermeintlich gewalttätigen Männern aus ihren Wohnungen hat sich also gerade seit der Zeit der Abfassung des Entwurfs der Bundesregierung die Lage drastisch verändert und zwar in der von der Bundesregierung gewünschten Form. Die Zeiten, in denen Polizei und Gerichte in Fällen häuslicher Gewalt abgewiegelt oder nur sehr zögerlich reagiert haben, gehören längst der Vergangenheit an. 

Ähnliche Effekte sind auch bei der ebenfalls im Fluß befindlichen Auslegung und Anwendung der bestehenden zivilrechtlichen und strafrechtlichen Vorschriften
 zu beobachten und hätten abgewartet werden können.

2. Erfahrungswissenschaftliche Grundlagen

2.1. Gewalt zwischen Partnern

2.1.1. Verteilung zwischen den Geschlechtern

Entgegen den Annahmen der Bundesregierung ist die Gewalt zwischen Partnern im wesentlichen zwischen Frauen und Männern gleich verteilt. Sichtbar wird dies, wenn die bei häuslicher Gewalt unbedingt erforderlichen Dunkelfeldstudien herangezogen werden. Eine solche Untersuchung des KFN von 1992, die vom BMFSFJ selbst herausgegeben wurde, bestätigt diesen in einer Vielzahl empirischer Untersuchungen in anderen Ländern festgestellten Befund, indem sie bei schwerer physischer Gewalt Opferzahlen von 214.000 Männern und 246.000 Frauen pro Jahr angibt.

Der Bundesregierung ist wohl dieser Befund - wie überhaupt der internationale Forschungsstand – nicht gegenwärtig, obwohl die Studie unter den Arbeiten zitiert ist, die von der Bundesregierung als Grundlage ihres Entwurfes angeführt werden (Entwurf, S. 10, Spalte 2). Sie ist auch in Zukunft nicht an einer Erforschung der Zahlenverhältnisse und Ursachen häuslicher Gewalt interessiert. Eine neue Studie, die angekündigt wird (ebenda) soll sich ausdrücklich nur mit „Ausmaß, Hintergründen und Folgen von männlicher Gewalt gegen Frauen“ befassen.

Inzwischen liegen sekundäranalytische Arbeiten vor
, in denen die entsprechenden Studien methodisch hinterfragt, kritisch gewürdigt und bezüglich der Haupttendenz der Ergebnisse zusammengefaßt werden. Der britische Wissenschaftler John Archer
 kommt dabei zu folgenden Befunden.

a. Aggressives Verhalten

Aggressives Verhalten legen Frauen und Männer nahezu gleich häufig an den Tag, Frauen sogar etwas mehr (bei einer Gesamtberechnung ca 52% der Fälle). Dieser Befund erwies sich als erstaunlich stabil. Meßmethoden, Art und Größe der Stichproben sowie einige sonstige Unterschiede der in die Analyse einbezogenen insgesamt 82 Untersuchungen bewirkten nur vergleichsweise geringe Abweichungen von diesem Gesamtbefund.

b. Wahrgenommene Verletzungen

Bei den wahrgenommenen Verletzungen gibt es ein leichtes Übergewicht für die Frauen (bei einer Gesamtberechnung 62% der Fälle). Diese Befunde sind nicht ganz so gut gesichert, weil nicht alle Studien hierzu Angaben enthalten, doch ist auch hier die Gesamttendenz eindeutig.

2.1.2. Wechselseitigkeit der Gewalt

Ein weiterer wichtiger Befund aus den entsprechenden Untersuchungen ist der, daß in den meisten Fällen die Gewalt von beiden Partnern wechselseitig ausgeübt wird.

2.1.3. Dunkelfeldproblematik

Diese Befunde kontrastieren auffällig nicht nur mit den Annahmen der Bundesregierung, sondern mit einer Reihe von anderen Untersuchungen, die als „klinische“ Studien oder als „Kriminalitätsstudien“ bezeichnet werden. In diesen Studien werden – wie auch in den amtlichen Kriminalstatistiken – bei insgesamt erheblich geringeren Fallzahlen regelmäßig deutlich höhere Quoten für Männer als Täter und Frauen als Opfer häuslicher Gewalt berichtet.
 Die Mehrzahl der Studien, auf die sich die Bundesregierung stützt (Entwurf, S. 10, Spalte 2), sind solche Studien.

Der Grund für die unterschiedlichen Befunde liegt darin, daß es sich bei den zuletzt genannten Studien um Arbeiten mit ausgelesenen Fällen handelt, und zwar mit den Fällen, in denen tatsächliche oder angebliche Gewalterfahrungen öffentlich gemacht wurden: bei den Strafverfolgungsbehörden, bei Ärzten oder Krankenhäusern, in sozialen und caritativen Einrichtungen. Es sind diese und nur diese Fälle, auf denen das Wissen und die Erfahrung von juristischen und nichtjuristischen Expertinnen und Experten beruht, die in diesem Bereich arbeiten. Die von den o. g. Autoren (vgl. FN 6) zusätzlich analysierten Studien sind hingegen repräsentative oder epidemiologische Studien, in denen häusliche Gewalt unabhängig davon gemessen wird, ob sie öffentlich gemacht wird oder nicht. Diese Studien enthalten also unausgelesene Daten.

Will man sich über das gesamte Ausmaß und die geschlechtsspezifische Verteilung häuslicher Gewalt ein realistisches Bild machen, muß man natürlich auf unausgelesene Daten zurückgreifen. Will man nur sehen, welcher Ausschnitt öffentlich „bearbeitet“ wird, genügen die ausgelesenen Daten. Die meisten Menschen, die als Expertinnen und Experten gelten, sind deshalb nicht Experten für häusliche Gewalt, sondern für den Ausschnitt der öffentlich werdenden häuslichen Gewalt.

Die Unterschiede in den geschlechtsspezifischen Quoten häuslicher Gewalt, die zwischen diesen Typen von Studien bestehen, erklären sich vor allem dadurch, daß a) Frauen und Männer aufgrund von Rollenverständnissen objektiv gleiches Verhalten unterschiedlich wahrnehmen und bewerten, und daß b) das „outing“ für Frauen in jeder Hinsicht ein Gewinn ist, für Männer hingegen eine Katastrophe. Man glaubt ihnen nicht, sie werden ausgelacht, bei „Experten“ beiderlei Geschlechts und vor Gericht, weil schon jetzt (und durch die Kampagne der Bundesregierung in Zukunft verstärkt) die objektiv unzutreffende Vorstellung verbreitet ist, häusliche Gewalt sei männliche Gewalt. Männer fürchten diese Art der sekundären Viktimisierung und den Verlust einer achtbaren männlichen Identität vor sich selbst und ihren Bezugspersonen. Für Frauen hingegen gibt es eine sozial anerkannte Opferrolle. Durch das „outing“ können Sie ihre materielle, psychische, soziale und rechtliche Lage verbessern und deshalb wählen sie den Weg in die Öffentlichkeit, zu den „Experten“ und zu den Gerichten.

Diese Zusammenhänge sind längst bekannt und ergeben sich aus einer langjährigen intensiven Forschungstradition insbesondere, aber nicht nur in den Vereinigten Staaten. Um so weniger ist verständlich, wieso die Bundesregierung mit keinem Wort darauf eingeht. 

2.1.4. Vor- und Nachteile des meist eingesetzten Meßinstruments

Die Befunde, die im wesentlichen eine Gleichverteilung der Gewalt zwischen Frauen und Männern ergaben, waren von Anfang an heftiger Kritik ausgesetzt, weil sie gängigen Stereotypen widersprachen und eine Politik in Frage stellten, die häusliche Gewalt nicht als ein Problem beider Geschlechter, sondern nur als eines von Männern ansah.

Die Kritik richtete sich dabei insbesondere auf das Meßinstrument, mit dem in den meisten dieser Studien operiert wurde, die sogenannte Conflict Tactics Scale (CTS), die von Murray Straus, der im übrigen die Bemühungen der Frauenbewegung gegen häusliche Gewalt offen unterstützt, und seinen Mitarbeitern entwickelt worden war. Diese Skala enthält Verhaltensweisen, die im Falle von Konflikten eingesetzt werden, vom einfachen Schubsen über Beißen, Treten und Schlagen bis hin zur Drohung mit oder dem tatsächlichen Einsatz von Waffen.

Der folgende Fragenkatalog ist beispielhaft für die Übertragung dieser Methode ins Deutsche durch das Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachsens (KFN): 

Familien oder Haushaltsmitglieder haben bei Streit oder Auseinandersetzung ...


· mit einem Gegenstand nach mir geworfen

· mich hart angepackt oder gestoßen

· mir eine runtergehauen


 
Subskala 
"physische 
Gewalt" 
insgesamt


· mich mit der Faust geschlagen, getreten oder gebissen

· mich mit einem Gegenstand geschlagen oder zu schlagen versucht

· mich geprügelt, zusammengeschlagen

· mich gewürgt

· mir absichtlich Verbrennungen oder Verbrühungen beigefügt.

· mich mit einer Waffe, z. B. einem Messer oder einer Schußwaffe bedroht

· eine Waffe, z. B. ein Messer oder einen Schußwaffe gegen mich eingesetzt
Subskala "schwere physische Gewalt"

Gegen dieses Meßinstrument wurden vor allem 4 Einwände
 erhoben:

· Die Kategorisierung der CTS sei grundsätzlich ungeeignet, die entsprechenden Phänomene zu erfassen. Dieser Einwand kann schon dadurch als widerlegt gelten, daß die Studien, die nicht die CTS sondern andere Instrumente verwenden, zu denselben Resultaten kommen.

· Frauen würden diese Verhaltensweisen nur zu ihrer Verteidigung einsetzen und dies berücksichtige die CTS nicht. Der Einwand ist widerlegt, denn einschlägige Studien zur „inititation“ ergeben ebenfalls eine Gleichverteilung zwischen den Geschlechtern.

· Die CTS berücksichtige den „Kontext“ der psychischen, sozialen und ökonomischen Lage nicht. Dies ist insofern richtig, als die CTS nur den Kontext des Konflikts sichtbar macht. Es fehlt an Studien, die sowohl in der Auswahl der Fälle repräsentativ als auch in der Methodik qualitativ sind. So lange es diese Studien aber nicht gibt, ist das vorhandene Material die beste Informationsquelle und es ist auch nicht ersichtlich, wieso der „Kontext“ zu anderen Resultaten führen sollte.

· Die CTS berücksichtige nicht das Ausmaß der hervorgerufenen Verletzungen. Hierzu ist zu sagen, daß es durchaus Studien und eine CTS2 gibt, die dies tun. Nach der Analyse von Archer
 sind, wie schon oben (2.1.1.b) erwähnt, Frauen mit 62% davon häufiger betroffen. Mit der Variable „injury“ oder der Meinung, etwas müsse medizinisch versorgt werden, bewegt man sich allerdings schon wieder im Bereich des subjektiven Befindens, der Bewertung von Erlebnissen, der Einschätzung von Zuständen, die von Rollenverständnissen und Selbstdefinitionen abhängig sind. 

Im übrigen sind auch nach den Verhaltensbefunden z. B. das Schlagen mit Gegenständen oder der Einsatz von Messern in etwa gleich verteilt und es ist nicht einzusehen, wieso ein Messer bei Männern weniger verletzend wirken soll als bei Frauen. Eine gesonderte Betrachtung der Opfer von Tötungsdelikten in Partnerschaften zeigt, daß Männer, wenn nicht in gleichem, so doch in erheblichem Umfang Opfer werden, und zwar ebenfalls nicht verstärkt infolge weiblicher Selbstverteidigung.

Trotz dieser Meßprobleme bezüglich der Folgen von aggressiven Verhaltensweisen zeigen die Ergebnisse jedenfalls deutlich, daß man nicht mehr an dem Befund vorbeigehen kann, daß Männer nicht nur in mindestens gleich großem Umfang Opfer aggressiven Verhaltens von Frauen werden, sondern auch in einem relevanten Maß durch Frauen Verletzungen erleiden oder von ihnen getötet werden.

Die unbestrittene Stärke der CTS besteht in ihrer strikten Begrenzung auf das Verhalten. Sie mißt insofern das, was sich in Partnerschaften tatsächlich abspielt.
 Schon bei der Messung von Verletzungen ist dies teilweise anders, erst recht, wenn gefragt wird, ob man sich in seiner Sicherheit bedroht fühle oder ob das entsprechende Verhalten „kriminell“ sei.

2.2. Kindesmißhandlung

Die Bundesregierung ist insofern richtig informiert, als sie darauf hinweist, daß vor allem Kinder Opfer häuslicher Gewalt sind. Dies ist in der Tat in einem erschreckenden Ausmaß der Fall. Das BMFSFJ geht in seiner Pressemitteilung vom 08.11.2000 von 1.400.000 Fällen von Kindesmißhandlung pro Jahr aus, das sind insgesamt 11% der entsprechenden Altersgruppe. Die Bundesregierung informiert jedoch nicht über das Faktum, daß die Täter keineswegs mehrheitlich Männer sind. „Der Deutsche Kinderschutzbund geht davon aus, dass die Kindesmisshandlung kein Delikt ist, das überwiegend Vätern zuzuordnen ist. Gerade die Vernachlässigung ist eher den Müttern zuzuschreiben“, meinte jedenfalls Hildegard Wester, MdB, in ihrer Eigenschaft als Sprecherin der AG Familie, Frauen, Senioren und Jugend der SPD-Bundestagsfraktion in einer Antwort vom 3.2.2000 auf eine entsprechende briefliche Anfrage.

Mangels aussagekräftiger deutscher Studien, die auch bezüglich Kindern als Opfer häuslicher Gewalt nicht geplant sind, muß man wiederum in die USA schauen, um sich über Größenordnungen zu informieren. Nach Erhebungen (neben polizeilichen Daten auch Zahlen der mit Kinderschutz befaßten Institutionen) des staatlichen National Clearinghouse on Child Abuse and Neglect Information (NCCAN) mit dem sogenannten „Harm“-Standard, der die direkt sichtbaren Mißhandlungen erfaßt, wurden 65% der Opfer von Frauen, 54% von Männern mißhandelt. Waren es die leiblichen Eltern, so gingen die Mißhandlungen in 75% der Fälle von den Müttern und in 46% der Fälle von den Vätern aus. Bei getrenntem Ausweis der körperlichen Misshandlungen waren es 60% der Mütter und 40% der Väter. Interessant sind vor allem auch die Befunde (allerdings mit dem sogenannten „Endangerment-Standard“ gemessen), daß das Risiko für alle Arten von Misshandlung bei Alleinerziehenden dramatisch steigt
 Angesichts dieser Befunde – selbst wenn sie für die Bundesrepublik Deutschland leicht anders ausfallen sollten – bleibt es rätselhaft, wieso Kindern im Gesetzesentwurf kein eigenes Antragsrecht eingeräumt worden ist
 und wieso die Bundesregierung der Auffassung ist, häusliche Gewalt ginge nahezu ausschließlich von Männern aus. Das Argument, Frauen seien auch mit der Erziehung häufiger befaßt, mag ebenso richtig sein wie der Umstand, daß oft Überforderung der Grund für Kindesmisshandlung ist. Nur ändert sich dadurch an den Fakten und am Interventionsbedarf nichts. Zu oft hat die Bundesregierung betont, für Gewalt an Kindern gebe es keine Entschuldigung.

2.3. Gewalt gegen Senioren

Nach der Opferbefragung des KFN von 1992 (vgl. FN 5) waren in einem Jahr mindestens 340.000 ältere Menschen Opfer eines Gewaltdeliktes einer nahestehenden Person. Werden nur die Fälle schwerer Gewalt betrachtet, so waren 172.000 alte Menschen pro Jahr Gewaltopfer, von denen wiederum 120.000 mehrfach attackiert wurden. Bei den Tätern dominierten die Partner (80 % der Gewalttaten), was deutlich über der Quote bei den 20-59-jährigen liegt (71%). Aus einer repräsentativen Untersuchung aus Boston
 wird von nahezu dreimal so hohen Prävalenzraten von physischen Gewalterfahrungen von Männern gegenüber Frauen (37/1000 im Vergleich zu 13/1000, S. 54) berichtet. Allerdings seien bei Männern die Verletzungen tendenziell leichter
. Wieder ist also eindeutig zu konstatieren, daß Männer in erheblichem Umfang Opfer werden und daß Frauen im Vergleich zu Männern mindestens in gleichem, wenn nicht in höherem Maß Täterinnen sind.
 Und wieder ist die Begründung, dies liege an der häufigeren Befaßtheit der Frauen mit häuslicher Pflege und am problematischen „Kontext“, ebenso richtig wie angesichts der sonstigen apodiktischen Äußerungen über die Ächtung und Bekämpfung von Gewalt wenig überzeugend.

3. Präventive Effekte

3.1. Krisenintervention

Das Gewaltschutzgesetzes sieht vorläufigen Rechtsschutz mit niedrigen Tatbestandsvoraussetzungen und unmittelbarem Zwang bei der Vollstreckung vor. Daran ist zu ersehen, daß es sich im Grunde um ein Instrument der Gefahrenabwehr handelt, wie sie jetzt schon wirksam nach den Polizeigesetzen der Länder („rote Karte“) gehandhabt werden kann. 

Ausdrücklich festgehalten werden muß jedoch: Wegen der bestehenden – objektiv unzutreffenden (s. o. 2.1) und gleichwohl durch Kampagnen der Bundesregierung weiter beförderten – „Normalitätsvorstellungen“ über häusliche Gewalt als männliche Gewalt weisen sowohl die bestehende polizeirechtliche Gefahrenabwehr als auch die geplanten zivilrechtlichen Maßnahmen massive Defizite auf, weil gegenüber Frauen ein präventiver Bedarf regelmäßig verneint wird, obwohl sie in mindestens der Hälfte aller Fälle die Störerinnen bzw. Täterinnen sind. Senioren sind im Entwurf überhaupt nicht erwähnt, obwohl gerade bei ihnen als Folge ihrer tatsächlichen Lage oft eine besondere Verletzlichkeit besteht, die im übrigen auch gerade bei den Schwächsten das Antragsrecht nach dem Gewaltschutzgesetz ins Leere laufen läßt. Kindern wurde bewußt ein Antragsrecht vorenthalten.

3.2. Längerfristige Effekte

3.2.1. Gewalt gegen Frauen

Das Gewaltschutzgesetz sichert der Frau mittelfristig die Wohnung zu, zumal es angesichts der geplanten und als solche gewollten Beweiserschwernisse kaum Möglichkeiten für Männer geben wird, die einmal geschaffenen Fakten wieder zu ändern. Sonstige Maßnahmen sind ausdrücklich vorbehalten, denn der Katalog von § 1 Abs. 1 ist nicht abschließend. Darin mag man bei isolierter Betrachtung der Lage der betreffenden Frauen einen mittelfristig gewaltpräventiven Effekt sehen.

3.2.2. Gewalt gegen Kinder, Senioren und Männer

Verneint werden muß ein solcher in Bezug auf Männer, Kinder und Senioren, die Opfer von Frauengewalt werden. Dies bedeutet, daß mindestens die Hälfte der Opfer häuslicher Gewalt weiterhin ohne jeden Schutz bleiben wird und zwar dauerhaft, weil weder irgendwelche Forschungen über ihre Situation noch irgendwelche sozialen Hilfsmaßnahmen geplant sind.

3.2.3. Intergenerationelle „Spirale“ der Gewalt

Verneint werden muß auch jede Verbesserung im Bereich der nachhaltigen Gewaltprävention, die sich auf die Weitergabe der Muster gewalttätigen Verhaltens über die Generationen hinweg bezieht. Hierzu muß noch einmal auf den Befund hingewiesen werden, daß die Gewalt in den meisten Partnerschaften wechselseitig ausgeübt wird (s. o. 2.1.2). Nach einer längeren oder kürzeren Vorgeschichte verbaler und psychischer Demütigungen und Verletzungen wird die Grenze zur Gewalt überschritten, die dann wechselseitig weiter eskaliert. An diesen Verhaltensmustern von Frauen und Männern läßt sich nachhaltig nur etwas verändern, wenn die gemeinsame „Geschichte“ dieser konfliktreichen Beziehung auch gemeinsam bearbeitet wird. 

Alle Formen von Therapie oder Mediation werden jedoch von vornherein im Keim erstickt oder ganz unmöglich, wenn, wie jetzt geplant, einem der beiden Konfliktpartner, nämlich der Frau, ein Instrumentarium in die Hand gegeben wird, mittels dessen sie nicht nur völlig risiko​los und wirksam den „störenden“ Partner enteignen und loswerden, sondern vor allem eine einseitige Rollenverteilung zwischen einem bösen Täter und einem guten Opfer rechtlich und sozial verbindlich machen kann. Dies aber bewirkt nichts als eine verständliche Verhärtung auf seiten des zu unrecht als allein schuldig stigmatisierten Mannes und zu einer Verdrängung oder Verharmlosung des eigenen Anteils an der Gewaltgeschichte auf seiten der allein als Opfer umsorgten Frau.

Sind Kinder vorhanden, so werden sie bei ihren Eltern keine Verhaltensänderung erleben, die eventuell noch die schon durch Gewalterlebnisse angerichteten Schäden kompensieren könnten. Gehen die beiden gewalttätigen Partner neue Partnerschaften ein, wiederholen sich dieselben Mechanismen, weil durch die Maßnahmen des Gewaltschutzgesetzes nur Siegerinnen und Verlierer produziert werden, aber keine in Lernprozessen gewachsenen Partner. Dieses Fehlen von Lernprozessen betrifft natürlich auch die Gewalt gegen Kinder, und zwar gerade auch dann, wenn sie, wie üblich, bei den Müttern bleiben, die sie ohnehin und als Alleinerziehende erst recht häufiger mißhandeln (s. o. 2.2) und sich in ihrem Verhalten bestärkt fühlen können, nachdem der vermeintliche Störenfried identifiziert und beseitigt ist.

Wenn überhaupt, so ist bei den flankierenden Maßnahmen, beispielhaft seien hier die nach dem Berliner Vorbild so genannten „Interventionsprojekte“ erwähnt, eine „Täterarbeit“ vorgesehen, bei der Männer und nur sie sich mit den Mustern ihres gewalttätigen Verhaltens auseinanderzusetzen haben, d. h. aber notabene: nicht partnerschaftsbezogen, sondern als einseitiges soziales Training, während für Frauen als Täterinnen nicht einmal diese Art von Maßnahmen vorgesehen ist.

4. Schädliche Folgen

Die Bundesregierung verneint pauschal die Entstehung von Kosten durch das Gewaltschutzgesetz (Entwurf, S. 2). Es wird im Gegenteil darauf hingewiesen, daß sich Kosten für die krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit reduzieren würden (ebenda). Wenn man diese Art von „Kosten“ oder „Einsparungen“ erwähnt, müssen allerdings auch noch andere Posten in die Rechnung eingestellt werden.

4.1. PAS und allgemeine Trennungsfolgen bei Kindern

Nach einer Langzeituntersuchung von Napp-Peters
 werden ca. 80 % (87 von 109) der nicht sorgeberechtigten Elternteile nach einer Trennung ausgegrenzt. Dabei gibt es verschiedene Formen der Ausgrenzung: von Umgangsbehinderungen bis zu PAS, der radikalsten Form der Ausgrenzung. Häufiger als unter körperlichen Misshandlungen haben Kinder unter dieser Induzierten Kind-Elternteil Entfremdung (englisch Parental Alienation Syndrom PAS) bei Trennungen der Eltern zu leiden. PAS bedeutet die kompromisslose Zuwendung eines Kindes zu einem, - dem guten, geliebten - Elternteil und die ebenso kompromisslose Abwendung vom anderen - dem bösen, gehassten - Elternteil im Kontext von Sorge- und Umgangsrechts-Konflikten der Eltern.
 Ziel eines Elternteils (zu 85% sind dies die Mütter) ist die vollständige Ausgrenzung des anderen Elternteils mit verheerenden Folgen für die Kinder.
 Das neue Gewaltschutzgesetz stellt den ausgrenzenden Müttern ein erheblich einfacheres Werkzeug zur Trennung der Kinder von den Vätern zur Verfügung. Die bekannten Rituale der Umgangsvereitelung werden um die falsche Gewaltbeschuldigung erweitert werden.

Unter der Voraussetzung, daß durch die leichte Handhabung des Instrumentariums des Gewaltschutzgesetzes ohnehin die Zahl der Trennungen zunehmen wird, sind auch die sonst allgemein bekannten Folgen von Trennungen für Kinder in Anschlag zu bringen,
 darunter insbesondere auch die neuerdings wieder stark diskutierte Problematik „vaterlos“ aufwachsender Kinder.

4.2. Psychosoziale Kosten bei Männern

Die negativen psychosozialen Folgen von Trennung und Scheidung sind bekannt. Dies gilt vor allem für die häufigen Fälle, in denen ein Partner ausgegrenzt wird, ein Ergebnis, das in Fällen, in denen ein Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz durchgeführt wird, die Regel sein dürfte und nahezu ausschließlich Männer betreffen wird. „Das oft geäußerte Vorurteil: ‚Eine Scheidung trifft den Mann härter‘, wird durch unsere Ergebnisse bestätigt, zumindest was die nichtsorgeberechtigten Väter...betrifft.“
  Wie auch immer man die Trennungs- und Scheidungsfolgen methodisch zuverlässig (sie sind wohl insgesamt in der Vergangenheit etwas überschätzt worden) beurteilen mag,
 ist durch das Gewaltschutzgesetz erstens sowieso eine erhöhte Zahl von Trennungen oder Scheidungen zu erwarten und zweitens werden die Modalitäten so sein, daß die speziellen Befunde von Napp-Peters über die massiven psychosozialen Folgen bei ausgegrenzten Partnern einschlägig sind.

4.3. Langfristige demographische Effekte

In den letzten Wochen und Monaten sind vermehrt die Folgen der negativen demographischen Entwicklung in Deutschland diskutiert und in Verbindung mit familienpolitischen Argumenten gebracht worden. Neben monetären Anreizen (z. B. Kindergeld) werden Möglichkeiten diskutiert, für Frauen bessere Angebote zur Vereinbarkeit von Berufstätigkeit und Familie zu machen. Ein Baustein soll auch die von der Bundesregierung angestoßene Väterkampagne sein. Das Gewaltschutzgesetz setzt hier starke negative Anreize. Das ständige Risiko, unverschuldet in seiner materiellen und sozialen Existenz vernichtet zu werden, dürfte die Motivation von Männern in großem Umfang beeinträchtigen, Familien zu gründen und Kinder zu wollen.

5. Mißbrauchsmöglichkeiten

5.1. Die Kombination aus unbestimmten Rechtsbegriffen und gesellschaftlichem „Klima“

Das Gewaltschutzgesetz bietet einen nahezu lückenlosen Schutz für die risikolose Entfernung einer gewalttätigen Person. Dafür sorgt eine Kombination aus materiell-rechtlichen und Verfahrens- bzw. Vollstreckungsvorschriften. Komplettiert wird dieses Arrangement rechtlicher Vorschriften jedoch erst durch die – objektiv falschen - Normalitätsvorstellungen bei allen Personen und Institutionen, die das neue Recht und seine flankierenden Maßnahmen implementieren sollen, denn die neuen Vorschriften enthalten in großem Umfang unbestimmte Rechtsbegriffe, die nur bei entsprechender Auslegung zu den gewünschten Ergebnissen führen (häusliche Gemeinschaft, unbillige Härte, Glaubhaftigkeit einer Drohung, Schwierigkeit eines Beweises zukünftigen gewaltfreien Verhaltens usw.).

Aus diesem Grund legt die Bundesregierung so großen Wert auf die Veränderung des gesellschaftlichen „Klimas“ durch Kampagnen wie den „Aktionsplan gegen Gewalt gegen Frauen“ (s. o. 1.2). Es soll noch mehr „Stimmung“ gemacht werden im Land, die einen subtilen politischen und medialen Druck auf die Entscheidungsträger ausüben soll. Wer sich dem Druck verweigert, die entsprechenden Begriffe wunschgemäß auszulegen, setzt sich dem Verdacht aus, nicht wirkungsvoll gegen Männergewalt vorgehen zu wollen. Der Vorwurf der heimlichen Komplizenschaft ist schnell erhoben, ein Ruf ruiniert, eine Karrierechance verspielt, Wählerstimmen verloren.

Die ganze Wucht dieses Arrangements richtet sich jedoch umgekehrt gegen denjenigen, der sich zurecht gegen die Vorwürfe wehren möchte, die gegen ihn erhoben werden. Und eben dies lädt zum Mißbrauch mit falschen Beschuldigungen ein. Es gibt kaum ernsthafte Möglichkeiten, sich gegen falsche Vorwürfe und die aufgrund dieser falschen Vorwürfe eingeleiteten Maßnahmen zu schützen. Dies zu verhindern war ja gerade das erklärte Ziel der Bundesregierung. Wie zum Exempel verweist sie (in der Sache präjudizierend) auf den Umstand, daß es sehr schwer sein dürfte, den Beweis anzutreten, daß in Zukunft nicht mehr mit gewalttätigem Verhalten zu rechnen sei (Entwurf, S. 19, Spalte 1). Dem ist zuzustimmen, allerdings mit dem Zusatz: vor allem unter den Bedingungen einer entgegenstehenden Kampagne (Entwurf S. 24, Spalte 2). Und beweist nicht jede Form von Leugnen oder gar Widerstand die Uneinsichtigkeit und andauernde Gefährlichkeit des „Täters“, die noch wirksamere Kontrollmaßnahmen gegen ihn nahelegt, wie etwa den bereits vorgesehen Einsatz des Strafrechts nach § 4 GewSchGes-E, so lange, bis der „Täter“ wirklich im Gefängnis, auf der Straße, in der Sucht oder nach erfolgreichem Suizid auf dem Friedhof gelandet ist?

5.2. Anreiz durch Nebeneffekte

Damit sind die Mißbrauchsmöglichkeiten jedoch nicht vollständig angesprochen. Wenn in einer konfliktreichen Partnerbeziehung erst einmal das Recht die sonstige Kommunikation ersetzt hat, wird die Phantasie der Beteiligten und ihrer Anwälte beflügelt, die insgesamt bestehenden Möglichkeiten auszureizen. Die Abwicklung der Trennung erhält eine Eigendynamik. Die Maßnahmen, welche infolge einer für die Frau risikolosen Beschuldigung wegen Gewalt oder Gewaltdrohung ergriffen werden, schaffen Anknüpfungs​tatsachen für weitere Felder der streitigen Auseinandersetzung.

Ein unmittelbare, schon im Gewaltschutzgesetz vorgesehene Folge ist die Verfügung über die Wohnung, auch wenn sie dem Partner gehört oder von ihm gemietet ist.

Mittelbar verbessert sich dadurch aber auch die Ausgangslage für die materiellen Fragen bei Trennung und Scheidung, etwa wenn es um die Unterhaltsansprüche geht. Dabei muß es gar nicht der tatsächliche Einsatz des Instrumentariums des Gewaltschutzgesetzes sein, es genügt schon die Drohung, man könne ggf. dieses Instrumentarium einsetzen und die Folgen seien ja bekannt. Das reicht dafür, daß Männer Zugeständnisse machen und auf Rechtspositionen verzichten, nur um der völligen Existenzvernichtung zu entgehen, die ein konsequentes diesbezügliches Vorgehen bedeuten würde.

Ähnliches gilt, wenn Kinder da sind, für die nicht allein materiellen Fragen des Sorgerechts und des Umgangsrechts (hierzu schon ausdrücklich Entwurf, S. 24), für die ein Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz, egal mit welchem Ausgang, eine negative Präjudizwirkung entfalten wird, so daß wiederum schon die Drohung mit einem solchen Verfahren seine Wirkung auf den Mann nicht verfehlen wird. Wie die Gerichte in diesen Dingen schon jetzt entscheiden, ist bekannt. Das Gewaltschutzgesetz wird eine zusätzliche und sehr elegante Möglichkeit bieten, Väter von ihren Kindern fernzuhalten und sie ihnen dauerhaft zu entfremden.

Leider sind alle diese Mechanismen nicht neu. Die Zahl der streitigen Trennungs- und Scheidungsverfahren, in denen der Vorwurf des sexuellen Mißbrauchs der Kinder durch den Vater erhoben wird, steigt.
 Und aliquid semper häret, auch wenn sich der Vorwurf irgendwann als unbegründet herausstellt, wenn längst die Weichen gestellt sind. Die Fälle, in denen nur mit einem solchen Vorwurf gedroht wird, kennen wir nicht. Mit dem Gewaltschutzgesetz jedenfalls wird nach dem dunklen Kapitel des Mißbrauchs mit dem Mißbrauch eines neues Kapitel mit dem Mißbrauch des Gewaltvorwurfs aufgeschlagen werden. 

6. Abschließende Stellungnahme

6.1. Krisenintervention ist durch polizeirechtliche Instrumente gewährleistet

Sofern ein Bedarf an verbesserter Krisenintervention überhaupt bejaht wird, wird ihm durch die Vorschriften zur Gefahrenabwehr in den Polizeigesetzen der Länder ausreichend Rechnung getragen. Es gibt inzwischen eine klare Tendenz, die bestehenden polizeirechtlichen Instrumentarien auch in den Fällen häuslicher Gewalt vermehrt einzusetzen. Gesetzesänderungen durch die Länder sind unbenommen. Es handelt sich um Gefahrenabwehr und diese gehört von der ganzen Systematik unserer Rechtsordnung in das Öffentliche Recht und nicht in das Zivilrecht. Dies war ja auch die Linie der österreichischen Lösung.

6.2. Grob unrichtige Einschätzung der tatsächlichen Lage

Für die wesentlich weiter gehenden Eingriffe des Gewaltschutzgesetzes entwirft die Bundesregierung ein geschlechtsspezifisches Bedrohungsszenario, das einer erfahrungswissenschaftlichen Prüfung in keiner Weise stand hält. Die Behauptung, häusliche Gewalt ginge fast ausschließlich von Männern aus, ist sowohl bezüglich der Gewalt zwischen Partnern als auch bezüglich der Gewalt gegen Kinder und Senioren grob falsch. Im Bereich des Schutzes von Kindern, Senioren und Männern sind dagegen die eigentlichen Defizite bei der Bekämpfung häuslicher Gewalt zu verorten, während für Frauen wegen der bisher und zukünftig ausschließlichen Beachtung dieser Opfergruppe bereits eine Vielzahl von Hilfs- und Beratungsstellen mit nicht unerheblichen finanziellen Mitteln zur Verfügung steht.

6.3. Rechtsstaatlichen Verluste ohne präventive Gewinne

Darüber hinaus sind die Maßnahmen des Gewaltschutzgesetzes rechtsstaatlich äußerst bedenklich und für den Mißbrauch geradezu geschaffen. Diesen Mängeln stehen nicht einmal präventive Effekte gegenüber. Zunächst bleibt mindestens die Hälfte der Opfer weiterhin schutzlos. Obendrein wirken die Maßnahmen des Gewaltschutzgesetzes kontraproduktiv in Bezug auf alle nachhaltigen Verhaltensänderungen der Beteiligten, weil sie die Voraussetzungen der erforderlichen gemeinsamen Therapie oder Mediation systematisch zerstören.

6.4. Langfristige Nachteile

Das Gewaltschutzgesetz geht von einem Feindbild „Mann“ aus, das empirisch nicht haltbar ist. Es fördert nicht den konstruktiven Dialog der Geschlechter, sondern ist ausschließlich auf Enteignung, Entmachtung, Ausgrenzung und Bestrafung von Männern gerichtet. Sein Ziel ist nicht, häusliche Gewalt zu bekämpfen, sondern nur Männergewalt. Geschützt werden sollen nicht alle in häuslicher Gemeinschaft lebenden Menschen oder gar Ehe und Familie, sondern nur Frauen. Mit diesem Grundtenor wird das Gesetz auf jede Art von Lebenspartnerschaft eine zersetzende Wirkung ausüben und damit nicht nur die demographische Entwicklung negativ beeinflussen sondern auch die Lebensqualität der Bürger und die gesellschaftliche Integration.

Ich empfehle daher dem Deutschen Bundestag nachdrücklich, den Gesetzesentwurf  der Bundesregierung insgesamt abzulehnen. 
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Präambel
Der Regierungsentwurf zum Gewaltschutzgesetz (GewSchG) wird ausdrücklich be​grüßt. Die Vorarbeiten der an der Intervention beteiligten Institutionen und deren Vorschläge zur Verbesserung des Schutzes von Frauen vor Gewalt im sozialen Nah​raum sind aufgegriffen worden.
•    Schutzmögüchkeiten werden ausdrücklich benannt und so für Betroffene und Rechtsanwenderinnen greifbar.
•    Die Wohnungszuweisung wird für Ehefrauen erleichtert und
•   für Frauen einer nichtehelichen Beziehung erstmals auf ein juristisches Funda​ment gestellt.
•   Neuerung ist, dass im Gesetzestext ausdrücklich auf das Kindeswohl Bezug ge​nommen wird.
•   Hervorzuheben ist die strafrechtliche Relevanz eines Verstoßes gegen Schutzan​ordnungen nach dem Gewaltschutzgesetz.
•   Im Verfahrensrecht und bei der Vollstreckung sind Verbesserungen vorgenom​men worden.
Die Tendenz ist positiv. Sie darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass viele Aspekte weiterhin nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt sind. Aus Sicht der In​terventionsprojekte zeichnen sich juristische Fallstricke und konkret praktische Schwierigkeiten ab. Dies soll im weiteren im einzelnen aufgezeigt werden.
Es soll nicht versäumt werden, anzumerken, dass das Gesetz eingebettet sein muss in flankierende Maßnahmen wie Fortbildung für die Rechtsanwenderinnen, Informati​on und Beratung für Frauen, Einrichtung und Aufrechterhaltung von Krisen- und In​terventionsstellen sowie Täterprogrammen, Änderung der Polizeigesetze der Länder und fortwährende gesellschaftliche Sensibilisierung.

1.  § 1 Abs. 1 S. 1 GewSchG-E, sonstiges Rechtsgut, psychische Gewalt:
Es sollte neben Körper, Gesundheit, Freiheit das allgemeine Persönlichkeits​recht bzw. ein sonstiges Rechtsgut eingefugt werden.
In erster Linie geht es dabei um die Berücksichtigung der psychischen Gewalt bzw. der unzumutbaren Belästigungen. Gemeint sind Beschimpfungen, Demüti​gungen, Gängeleien, Herabsetzungen usw. Beeinträchtigungen in diesem Be​reich erreichen entgegen der Auffassung der Bundesregierung nicht regelmäßig den Grad einer nachweisbaren gesundheitlichen Schädigung oder äußerlich ab​lesbaren Erscheinung. Der Begründung des Gesetzesentwurfs läßt sich unter B II. entnehmen, dass die Bundesregierung hier selbst von einem gesetzgeberi​schen Handlungsbedarf ausgeht.
Dogmatisch und von der Intention des Gewaltschutzgesetzes her ist es nicht ver​tretbar, einerseits eine spezielle Regelung zu schaffen, andererseits “sonstige Verletzungshandlungen" wieder auf das von der Rechtsprechung entwickelte Recht bei §§ 823, 1004 BGB zu verweisen. Es steht zu besorgen, dass es hier zu. einer Spaltung einheitlicher Sachverhalte kommt. Auch könnten die Gerichte mit dem Analogieverbot argumentieren, wenn eine spezielle Regelung in Form des Gewaltschutzgesetzes vorliegt. Die Hoffnung, dass bei anderen Verletzungs​handlungen im Rahmen der Vorschriften §§ 823, 1004 BGB die Schutzmöglich​keiten nach dem Gewaltschutzgesetz ergriffen werden (D l 3. d), S. 39 f der Be​gründung), wird durch die Lebenswirklichkeit und Entscheidungspraxis der Ge​richte nicht erfüllt.
Vorschlag: Hat eine Person (...) den Körper, die Gesundheit oder die Freiheit
(...) verletzt oder die psychische Gesundheit erheblich beeinträchtigt, (...) o-
der
Hat eine Person (...) den Körper, die Gesundheit, die Freiheit oder das Per- '•
sönlichkeitsrecht (...) verletzt, (...).
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2   Vorsatz und Fahrlässigkeit in § 1 Abs. 1 S. 1 GewSchG-E und § 1361b Abs. 2 S. 1 BGB-E:
Die Beschränkung auf Vorsatztaten führt zu Regelungslücken und dogmatischen Problemen. Wir gehen nicht davon aus, dass die Gefahr unberechtigter Einbezie​hung fahrlässiger Taten (Unfälle im Straßenverkehr, s. D l 3. c), S. 39 der Be​gründung) besteht, da die übrigen Voraussetzungen des Gesetzesentwurfs diese Fälle nicht erfassen (Slichwort Wiederholungsgefahr). Umgekehrt ist jedoch die Besorgnis wesentlich größer, dass sich der Täter auf Fahrlässigkeit berufen wird (ohne, dass der Fall von Abs. 3 erfaßt ist). Gemeint sind die Fälle, in denen sich der Täter keineswegs sozialadäquat (i.S.v. § 276 BGB) verhält, ohne zielgerichtet gegen das Opfer vorzugehen. Es ist zu befürchten, dass sich diese Täter heraus​reden können mit der Begründung, sie wollten keine Verletzung herbeiführen.
Das Problem taucht in § 1361b Abs. 2 S. 1 BGB-E gleichfalls auf.
Vorschlag: Entweder sollte der Begriff “fahrlässig" eingefügt oder der Beg​riff “vorsätzlich" gestrichen werden.
Die Aspekte aus Ziffern 1. und 2. verdeutlichen die Sorge, dass der Rechtsschutz durch das Gewaltschutzgesetz gegenüber den gegebenen Rechtsschutzmöglich​keiten aus §§ 823, 1004 BGB (analog) eingeschränkt wird. Laut Begründung des Gesetzentwurfs wird zwar betont, dass dies nicht geschehen soll. Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass die Praxis die Intention des Gesetzes ins Gegenteil kehrt. Die §§ 823, 1004 BGB sollen keine Auffangtatbestände mehr sein, zumal sich aus der Begründung des Entwurfs selbst ergibt, dass zu diesen Normen kei​ne gesicherte Rechtsprechung vorliegt.
3. Beweiserleichterungen, § 1 GewSchG-E:
Eine Beweiserleichterung ist dringend notwendig. In der Begründung des Geset​zes wird erläutert, dass und wie sie sich im Entwurf niederschlägt. Wünschens-

wert wäre jedoch eine stärkere Betonung und Vorgabe bereits direkt im Geset​zestext Die Vermutung der Wiederholungsgefahr soll sich nicht erst Juristinnen und Kennern der Rechtsprechung aufdrängen, sondern durch eine positive For​mulierung im Tatbestand erscheinen.
Wir schließen uns dem Vorschlag der Frauenhauskoordinierungsstelle an, die Wiederholungsgefahr als widerlegbare Vermutung zu benennen. Wir verweisen für Formulierüngsvorschläge auf die Dokumentation der Fachta​gung “Zivilrechtliche Schutzmöglichkeiten bei häuslicher Gewalt" am 11.05.1999 in Bonn.
4. Aufhalten muss/aufhält in § 1 Abs. 1 Nr. 3 GewSchG-E:
Wir schließen uns dem Vorschlag des Bundesrates an, dass die Betroffenen auch für Orte Schutzanordnungen begehren können, an denen sie sich schlicht auf​halten wollen. Ob hier eine Notwendigkeit (Arbeitsplatz. Kindergarten der Kinder o.a.) besteht oder die Frau dort ihre Freizeit verbringt, darf nicht unterschieden werden. Die Interessen der Gegenseite werden durch eine Güterabwägung hin​reichend berücksichtigt.
Vorschlag: Ersetzen von “aufhalten muss" in “aufhält".
5. Vollständige Zuweisung oder Aufteilung der Wohnung; Verhältnis § 2 Abs. 1 GewSchG-E zu § 1361b Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 S. 1 BGB-E:
Ehefrauen in Trennung können die Zuweisung der Ehewohnung verlangen. In Absatz 1 Satzl und Absatz 2 Satz 1 des § 1361 b BGB-E wird die Möglichkeit der teilweisen Zuweisung der Wohnung eröffnet. Kritisch ist insbesondere die Formu​lierung “in der Regel" in Absatz 2 Satz 1. In der Gesetzesanwendung bedeutet ei-" ne solche Klausel, dass eine Aufteilung der Wohnung ausnahmsweise zulässig ist. Nach § 2 GewSchG-E ist hingegen die Zuweisung nur der vollständigen Woh​nung vorgesehen. Es wird befürchtet, dass das Zulassen einer Ausnahme das
106
107
Einfallstor dafür bietet, doch wieder vermehrt die Wohnung nur aufzuteilen. Zu​mindest zeigen die Erfahrungen, dass die Zuweisungspraxis mit der Lage auf dem Wohnungsmarkt korrespondiert. Hier besteht eine Benachteiligung einer verheirateten Frau.
Gleichzeitig ist das Konkurrenzverhältnis beider Vorschriften nicht klar gestellt. Eine verheiratete Frau, die mangels Trennung nicht nach § 1361b BGB-E vorge​hen kann, sieht sich ggf. in § 2 Abs. 2. S. 1 GewSchG-E einer Befristung der Wohnungszuweisung gegenüber, hat andererseits den Vorteil der unbedingten vollständigen Zuweisung der Wohnung. Es kann nicht davon abhängen, ob eine Trennung(s-absicht) vorliegt, die - von subjektiven Elementen geprägt - auch nicht bis ins letzte Detail nachgeprüft werden kann und soll. Oft läßt sich aus der Sicht der Frau nicht einmal klar bestimmen, ob sie sich getrennt hat oder trennen will.
§ 1361 b BGB-E ist die Anspruchsgrundlage nur für die Trennungszeit, Regelun​gen gelten nur bis zur Rechtskraft der Ehescheidung. Auch hier entstehen unglei​che Ergebnisse, je nach dem, ob die Zuweisung der Wohnung nach § 1361b BGB-E oder § 2 GewSchG-E erfolgte.
Vorschlag: § 1361b Abs. 2 S. 1, 2. HS. BGB-E Streichung von “in der Regel"
6.  § 2 Abs. 3 Nr. 2 GewSchG-E; Frist zur Geltendmachung des Anspruchs:
Wenn nicht innerhalb einer dreimonatigen Frist der Anspruch auf Wohnungs​überlassung schriftlich angezeigt wird, ist der Anspruch ausgeschlossen. Diese Frist ist zu kurz, Dem Vorschlag des Bundesrats zufolge sollte mindestens die Rechtsfolge .Ausschluß des Anspruchs" abgefedert werden durch eine Öffnungs​klausel (“sofern sie hieran nicht ohne ihr Verschulden gehindert war"). Zu beden​ken ist aber auch schon bei dieser Lockerung, dass Frauen an der Geltendma​chung ihrer Rechte im Kontext häuslicher Gewalt oft aus Gründen gehindert wer-" den, die nicht erst bei der Schwelle der Geschäftsunfähigkeit bzw. “schuldhaften" Ereignissen beginnen.

Frauen, die sich in einer langen und/oder extremen Gewaltbeziehung befinden, leiden oft an Depressionen, Suchterkrankungen und diffusen Schmerzzuständen. In dieser Verfassung brauchen sie zunächst Ruhe, eine Findungsphase und Zeit für die Verarbeitung. Diese Zeitspanne beträgt mehr als drei Monate Nicht zu unterschätzen ist, dass infolge einer (räumlichen) Trennung zunächst eine Fülle behördlicher Angelegenheiten {Kindergeld, Unterhaltsvorschusskasse, Wohngeld, Sozialhilfe, Aufenthaltsbestimmung für die Kinder) sowie die Regelung der Belan​ge der Kinder (Schulprobleme, Verhaltensauffälligkeiten) von der Frau erledigt werden müssen. Die Gefahr übereilter Entscheidungen oder zu spät ergriffener Maßnahmen durch die jetzt vorgesehene Frist besteht.
Vorschlag: Verlängerung der Frist auf mindestens sechs Monate und Er​gänzung um “sofern sie hieran nicht ohne ihr Verschulden gehindert war".
7.  § 1361 b Abs. 4 BGB-E, Anspruchsausschluss durch unwiderlegliche Vermu​tung:
Nach Abs. 4 der Vorschrift ist nach Ablauf der Sechsmonatsfrist durch eine unwi​derlegliche Vermutung das Nutzungsrecht an der Ehewohnung erloschen. Im Vergleich zu unter 5. Gesagtem liegt hier zwar eine längere Frist vor, wird diese aber versäumt, liegt eine gesetzliche Ausschlussvermutung vor. Grundsätzlich gilt auch hier, dass Frauen Hinderungsgründe haben können, die sich aus der spezi​fischen Problematik der Gewaltbeziehung ergeben. Doch trifft sie bei dieser Vor​schrift ein noch strengere Konsequenz nach Ablauf der Frist, da gegenüber einer unwiderlegiichen Vermutung keine “Wiedereinsetzungsmöglichkeit" besteht.
Die möglicherweise vorliegende Intention, Rechtssicherheit zu schaffen, wird nicht erreicht. Hat die Frau die Wohnung verlassen und binnen sechs Monaten nicht die Wohnungszuweisung verlangt, steht sie vor oben aufgezeigten Konse​quenzen, d.h. sie erhält die Wohnung nicht mehr. Ist die Frau in der Wohnung, ohne dass der Mann binnen sechs Monaten seine Rechte angemeldet hat, kann dennoch bei der Scheidung erneut über die Wohnung verhandelt werden. Es be​stehen keine nachvollziehbaren Gründe, weshalb die bisher bestehende Rege-
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lung des § 1361 b BGB diesbezüglich verschlechtert worden ist. Die Vorschrift würde sich auch auf Fälle erstrecken, in denen die Zuweisung aus anderen Grün​den als einer Gewaltbeziehung begehrt wird.
Probleme ergeben sich auch, wenn der Ehemann den Zettpunkt des Auszuges der Ehefrau bestreitet. Dadurch wird dadurch der eigentliche Streit auf das Prob​lem der Fristenberechnung verlagert.
Unser Vorschlag: Streichung des Abs. 4 oder Streichung der unwiderlegli-chen Vermutung bzw. Ersetzung der 6-Monatsfrist durch “bis zur Rechts​kraft der Ehescheidung".
§ 2 Abs. 4 GewSchG-E, konkrete Benennung exemplarischer Unterlas​sungsgebote:
Der Bundesrat schlägt vor, beispielhaft Unterlassungshandlungen zu benennen. Es besteht die Gefahr, dass das Aufzeigen eines Katalogs die Bereitschaft zu an​deren Unterlassungsverfügungen reduziert, Gesetzestechnisch wird aber durch die Formulierung “insbesondere" signalisiert, dass es sich nur um Beispiele han​delt, die auch andere Begleitverbote zulassen. Grundsätzlich ist die Aufzählung von Unterlassungsanordnungen zu begrüßen, da die Rechtsanwenderlnnen schon vorgegebene Modalitäten eher auch benennen werden.
Bei der Aufnahme von Kündigungs- oder Veräußerungsverboten in das Gesetz geht es selbstverständlich nur um solche, die sich während der Nutzungsdauer auswirken könnten. Der Hinweis der Bundesregierung, dass sich die angespro​chenen Störungen der Wohnungsnutzung im Rahmen des § 1361b BGB viel stär​ker auswirkten, trägt nicht. Denn Regelungen nach § 1361b BGB unterliegen ei​ner strengeren Kontrolle und größerem Schutz, da an der Ehewohnung ein aus dem Wesen der Ehe begründetes Besitzrecht besteht ( § 1353 BGB), das auch Dritten gegenüber geltend gemacht werden kann. Im übrigen ist der Vermieter Verfahrensbeteiligter.

Eine Benennung von exemplarischen Unterlassungsgeboten im Rahmen der Nutzung der zugewiesenen Wohnung wird unterstützt.
9,  Berücksichtigung des Kindeswohls
Erfreulich ist, dass sich die Bundesregierung dem Änderungsvorschlag des Bun​desrates zur Berücksichtigung des Kindeswohls bei § 2 Abs. 6 S. 2 GewSchG-E angeschlossen hat. Es sollte darüber hinaus an weiteren Stellen Eingang in das
Gesetz finden.
Kinder sind durch das Miterleben von Gewalt regelmäßig mitbetroffen. Sie müs​sen Raum und Zeit haben, die Erlebhisse zu verarbeiten. Insofern kann es gebo​ten sein, eine Wohnungszuweisung im Hinblick auf deren Wohlergehen vorzu​nehmen. Diese Möglichkeit muss auch bestehen, wenn ausnahmsweise eine Wiederholungsgefahr nicht anzunehmen ist.
Vorschlag: Einfügung der Ergänzung “oder das Wohl von im gemeinsamen Haushalt lebenden Kindern beeinträchtigt ist" sowohl in § 2 Abs. 3 Nr. 1 a.E. GewSchG-E als auch in § 1361b Abs. 2 S. 2 a.E. BGB-E.
10. Anhörung des Jugendamtes
Die zwingende Einbeziehung des Jugendamtes während des Verfahrens ist auf​grund der Stimmen der Unterstützerinnen der Frauen erfreulicherweise aus dem ursprünglichen Entwurf genommen worden. Nunmehr ist auf Anregung des Bun​desrates vorgesehen, in Wohnungszuweisungsverfahren durch Einführung des § 49a FGG-E vor einer beabsichtigten ablehnenden Entscheidung das Jugend​amt anzuhören.
Diese Entwicklung lässt befürchten, dass Gerichte “sicherheitshalber" doch wie​der eine Regelanhörung durchführen. Das Verfahren wird im Falle der Anhörung verzögert, so dass es der Frau erst zu einem späteren Zeitpunkt möglich ist, ge-
10
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gen eine ablehnende Entscheidung Rechtsmittel einzulegen. Auch ist bisher das Kindeswohl im Gewaltschutzgesetz nicht so fest verankert, dass durch einen ent​sprechenden Bericht des Jugendamtes das Gericht seine Entscheidung unbe​dingt auf die Beeinträchtigung des Kindeswohls stützen wird. Ohne eine entspre​chende Änderung des § 2 Abs, 3 Nr. 1 a.E. GewSchG-E und des § 1361b Abs. 2 S. 2 a.E. BGB-E (vgl, Ziff. 9 unserer Stellungnahme) wird das Gericht mangeis Tatbestandsvoraussetzungen die Zuweisung trotz Hinweisen des Jugendamtes überhaupt nicht begründen können.
Der Gewinn einer Anhörung des Jugendamts in Fällen, in denen das Gericht aus seiner Sicht noch nicht genügend Entscheidungshilfen hat, ist fraglich. Ist der Fall nicht so eindeutig, dass das Gericht zu einer Ablehnung der Entscheidung neigt, wird es beim Jugendamt möglicherweise noch keinen Vorgang geben. Die Inten​tion, im Nebeneffekt über das Jugendamt Hilfen anzubieten, kann besser durch die bisher vorgesehene Informationspflicht erreicht werden.
Vorschlag: § 49a FGG wird nicht geändert. Es bleibt bei der Information des Jugendamtes vom Ausgang des jeweiligen Verfahrens.
11 § 892a ZPO-E, Vollstreckung durch den Gerichtsvollzieher:
Die Vollstreckung erfolgt weiterhin nicht durch die Polizei, sondern durch den Ge​richtsvollzieher. Dieser hat nicht so weitreichende Befugnisse wie die Polizei. Die Hinzuziehung der Polizei nach § 758 Abs. 3 ZPO dient dem eigenen Schutz des Gerichtsvollziehers. Diese Vorschrift ist nicht neu und hat vordergründig nicht den Schutz der Frau, sondern den der staatlichen Bediensteten vor Augen.
§ 4 GewSchG-E hingegen ist keine hinreichende Eingriffsgrundlage, den Täter länger vom Tatort zu entfernen, da strafprozessuale Haftgründe nicht vorliegen
dürften,
Ein Vorschlag ist an dieser Stelle schwerlich zu unterbreiten. Vielmehr rich-

tet sich ein Appell an die Länder, die Polizeigesetze hier entsprechend an​zupassen.
12. § 4 GewSchG-E, Strafvorschrift:
§ 2 GewSchG-E und §1361 b BGB-E fehlen.
Auch die Verletzung einer Schutzanordnung zur Wohnung muss strafbewehrt sein. Mangels Strafbarkeit bleibt es ausschließlich bei den bisherigen Vollstre-ckungsinstrumenten, d.h. Festsetzung und Vollstreckung eines Ordnungsgeldes, Dieses Schwert hat sich als zu stumpf erwiesen. Die Frauen erleben dieses Ver​fahren als einen zweiten Gerichtsprozess. Der Täter ist durch das meist niedrig angesetzte Ordnungsgeld nicht zu beeindrucken, insbesondere, wenn er mittellos ist. Eine Ordnungshaft wird erfahrungsgemäß nicht angeordnet.
Das Verhältnis der Regelungen nach § 2 und § 1 GewSchG-E ist nicht ausdrück​lich klar gestellt. Ein Verstoß gegen eine Wohnungszuweisung nach § 2 GewSchG-E oder§ 1361b BGB-E bzw. die Störung des Nutzungsrechts ist straf​rechtlich nicht relevant. Um also Druck auf den Täter auszuüben, müßte eine Schutzanordnung nach § 1 GewSchG-E angestrebt werden, möglicherweise in einem zweiten, ggf. sogar zeitlich versetzten Verfahren. Dieses bedeutet eine Mehrbelastung der Betroffenen. Denkbar sind zudem Fälle, in denen zwar Taten i.S.v. § 1 GewSchG-E vorliegen, aber keine entsprechenden Schutzanordnungen beantragt oder zugesprochen worden sind. Um einer Diskussion der Rechtspre​chung über Konkurrenzen der Vorschriften und Schutzanordnungen gar nicht erst Raum zu bieten, sollte die Strafbarkeit der Verletzung einer Regelung zur Woh​nungszuweisung in § 4 GewSchG-E verankert werden.
Vorschlag: Ergänzung des § 4 GewSchG um die Vorschriften § 2 Abs. 1 und Abs.4GewSchG-Eund§1361bAbs. 1 S.1, Abs. 3 S. 1 BGB-E.
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13. Keine erneute Überprüfung derzivilgerichttichen Entscheidung im Strafver​fahren:
Eine erneute Überprüfung der Rechtmäßigkeit einer Schutzanordnung durch das Strafgericht ist nicht gewünscht. Dem diesbezüglichen Appell des Bundesrats an eine klare Position in der Gesetzesbegründung schließen wir uns an. Einerseits ist die Ausschöpfung des ziviirechtlichen Rechtswegs geboten, andererseits soll gerade nicht das sachfernere Strafgericht über zivilrechtliche Schutzmaßnahmen befinden.
Vorschlag: Differenzierung in der Gesetzes begründun g.
14. § 621 Abs. 1 Nr. 13 ZPO-E, Zuständigkeit des Familiengerichts:
Die zu begrüßende gerichtliche Zuständigkeit des Familiengerichts hängt u.U. da​von ab, ob der Gegner erfolgreich den Zeitpunkt der Beendigung der häuslichen Gemeinschaft bestreiten kann, Die unbedingt erforderliche Eilentscheidung würde durch einen Zuständigkeitsstreit verzögert.
Vorschlag: Streichung der 6-Monatsfrist.
15.Vollstreckungserleichterung auch für§ 1361b BGB-E:
Die zu begrüßenden Erleichterungen bei der Vollstreckung von Entscheidungen nach dem Gewaltschutzgesetz in § 64b Abs. 2 S. 1 FGG-E sollten aufgrund der gleichen Ausgangssituation auch für Entscheidungen nach § 1361b BGB-E gel​ten.
Vorschlag: Ergänzung um§1361b BGB-E in § 64b Abs. 2 S. 1 FGG-E.

16.§621g ZPO, gesetzliche Normierung einstweiliger Anordnungen in be​stimmten selbständigen Familienverfahren:
Kaum bemerkt hat sich in diese Vorschrift eine gravierende Änderung im Bereich des Familienverfahrensrechts eingeschlichen. In selbständigen Verfahren zur Re​gelung elterlicher Sorge, Kindesherausgabe, Umgangsrecht und Verfahren nach der Hausratverordnung (Hausratsteilung und Ehewohnungszuweisung) wurde der einstweilige Rechtsschutz durch das von der Rechtsprechung etablierte Institut der vorläufigen Anordnung {nur in § 13 Abs. 4 HausratVO war diese Anordnung benannt, und zwar als einstweilige Anordnung, obwohl sie im System der famili​enrechtlichen Eilentscheidungen zu den vorläufigen gehört) gewährleistet. Gegen Entscheidungen in diesen Verfahren konnte uneingeschränkt Beschwerde ein​gelegt werden.
Nun ist diese Verfahrensart gesetzlich normiert als einstweilige Anordnung in § 621g ZPO benannt worden. Wegen § 620c ZPO ist die vorher gegebene Be​schwerdemöglichkeit bei Regelungen zum Umgangsrecht entfallen. Bei einer Ablehnung des Antrages auf Kindesherausgabe ist ebenfalls wegen der Unan​fechtbarkeil der Entscheidung der Rechtsweg verkürzt worden. Diese Ver​schlechterung der Position der Rechtssuchenden, gerade auch im Hinbück auf die Auswirkungen auf die Kinder, kann nicht hingenommen werden. Da das Thema in der Begründung nicht erwähnt wird, ist zu vermuten, dass hier im Eifer des Ge​fechts eine gravierende Auswirkung im Familienrecht schlicht übersehen wurde.
Vorschlag: Ausdrückliche Aufnahme eines umfassenden Beschwerderechts auch für die selbständigen kindschaftsrechtlichen Verfahren im einstweili​gen Rechtsschutz.
17,Änderungen der Bundesrechtsanwaltsgebührenordnung (BRAGO) (!?):
Mangels gesonderter Erwähnung ist davon auszugehen, dass Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz von Rechtsanwältlnnen nach den Gebühren des dritten Abschnitts der BRAGO (in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und ähnlichen Ver-
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fahren) gem. §§ 31 ff BRAGO, d.h. volle Gebühr, abzurechnen sind. Dies ist auch gut so.
Bedacht werden sollte an dieser Stelle, dass in Verfahren nach § 1361 b BGB derzeit gem. § 63 Abs. 3 BRAGO nur die Haltte der nach § 31 BRAGO bestimm​ten Gebühren anfallen. Die auf den ersten Bück für die Betroffenen sozial ge​dachte Regelung führt in der Praxis jedoch faktisch dazu, dass Anwältinnen diese Verfahren äußerst ungern “bedienen". Die Bearbeitung der Fälle durch Entge​gennahme der Informationen, Beratung, Aufarbeitung des Sachverhalts und oft erörterungsreiche Verhandlungstermine erweist sich als extrem arbeitsintensiv und ressourcenbindend. Als Ausgleich erhalten die Rechtsanwältlnnen lediglich die halbe Gebühr. Aus Gesprächen mit Betroffenen ergibt sich oft der Hinweis, dass Rechtsanwältlnnen von den Verfahren abraten oder sie wenig engagiert be​gleiten. Dadurch ist der Beratungsrechtsschutz und die rechtliche ProzessVertre​tung der Frauen aus unserer Sicht nicht gesichert.
18. Abschlussbemerkung:
Die Frage, inwieweit Kinder eigene Ansprüche aus dem Gewaltschutzgesetz ab​leiten können, soll aus unserer Sicht nicht untergehen. Das Gesetz war per se nicht speziell zum Kinderschutz gedacht Es geht davon aus, dass ein Elternteil nicht gewalttätig ist. Die Einbeziehung der Belange der Kinder ist noch nicht ab​schließend gelungen. Es besteht noch ein erheblicher Diskussionsbedarf. Die In​stitutionen, die sich mit Gewalt gegen Frauen und Kinder befassen, widmen sich aktiv diesem Thema. Es ist zu hoffen, dass entsprechende Verbesserungen pa​rallel zur Verabschiedung des Gewaltschutzgesetzes vorangebracht und umge​setzt werden!
BIG Berlin Paul-Lincke-Ufer 7 d 10999 Berlin (030)61709100
Berlin, den 15.06.2001
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Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes

zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes

bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur

Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung

bei Trennung (Gewaltschutzgesetz)

1. Grundsätzliche Anmerkungen

Das Gesetz bietet in vielen Punkten eine gute und praxisorientierte Grundlage für den Umgang mit Gewalttaten, insbesondere im Bereich des Familienrechts. Zu begrüßen ist der Maßnahmenkatalog in § 1 I Nr. 1 bis 5 des Gesetzes, der dem Richter den Erlass konkreter Anordnungen ermöglicht. Inwieweit diese Auflagen immer praktikabel und durchsetzbar sind, wird die Praxis zeigen. Es stellt sich allerdings die Frage, ob das Gesetz unabhängig von der politischen Notwendigkeit auch juristisch und systematisch unbedingt erforderlich ist. Wir haben die allgemeinen Schutzanordnungen nach §§ 823, 1004 BGB sowie § 1361 b BGB und nach der Hausratsverordnung. Prof. Schwab führt dazu aus, dass die Vermutung nahe liegt, dass der familienrechtlichen Praxis die allgemeinen zivilrechtlichen Schutzinstrumente nicht hinreichend bewusst sind. Daraus wird die Konsequenz gezogen, dass Bedarf für eine eigene Anspruchsgrundlage besteht, da § 1361 b BGB den Eheleuten nur eine eigene Anspruchsgrundlage für die Nutzungsbefugnis im Hinblick auf die Wohnung für den Fall des Getrenntlebens gibt.

Der Gesetzgeber muss sich allerdings fragen, ob nicht zunehmend die "Verbesserung" der Regelungen des BGB und die Aufsplittung in einzelne Sondergesetze zu einer rechtssystematisch nicht mehr zu vertretenden Zersplitterung in Einzelregelungen führt mit der Konsequenz, dass die ausgezeichnete Systematik und das durchdachte System des BGB insgesamt ins Wanken gerät. Die Behauptung einer fehlenden Rechtskenntnis der Praktiker sollte kein Grund für Gesetzesnovellen sein.

II. Unbillige Härte/Problematik des unbestimmten Gesetzesbegriffs

Aus der Sicht des Praktikers führt jeder unbestimmte Gesetzesbegriff zu Rechtsunsicherheit. Die auf der Basis des geltenden Rechts durchgeführte Studie hat bereits gezeigt, dass die Auslegung des Begriffs der schweren Härte durch die Familiengerichte sehr unterschiedlich gehandhabt wird und dass in Ballungszentren und Städten der Begriff eher im Sinne von unbilliger Härte ausgelegt wurde, während in ländlichen Gebieten strengere Anforderungen gestellt wurden. Bei einer unterschiedlichen
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Rechtsauslegung und einem ähnlichen Gefälle mit Überraschungseffekten für den Anwalt und den Rechtssuchenden wird es auch bei der Anwendung und Auslegung des Begriffs der unbilligen Härte in der Praxis bleiben.

Der Begriff der Unbilligkeit (offenbar unbillig) findet sich bereits in § 319 BGB. Die Rechtsprechung geht davon aus, dass eine solche offenbare Unbilligkeit vorliegt, wenn die Bestimmung in grober Weise gegen Treu und Glauben verstößt und sich die Unbilligkeit, wenn auch nicht jedermann, so doch jedem sachkundigen und unbefangenem Beobachter aufdrängt (BGH, NJW 58, 2067). Ein Verschulden eines Dritten ist nicht erforderlich, es genügt, dass die Bestimmung offenbar unbillig ist.

Orientierungsmöglichkeiten wird dieser Begriff in der Praxis im Zusammenhang mit der Wohnungszuweisung wenig bieten. Bei genauer Betrachtung ist der Fortschritt ein Rückgriff auf die Formulierung in § 3 I HausratsV0 in der Fassung vom 21.10.1944. Dort war bereits ausgeführt, dass der Richter die Wohnung dem anderen Ehegatten zuweisen sollte, wenn dies notwendig ist, um eine unbillige Härte zu vermeiden.

Offenbar hat der Gesetzgeber erkannt, dass diese Formulierung den Interessen von streitenden Paaren eher Rechnung trägt als der Begriff der schweren Härte, wie er in 
§ 1361 b BGB in der jetzigen Fassung aufgenommen wurde. Zu begrüßen ist, dass die unbillige Härte größere Auslegungsspielräume zulässt und dass der Ausnahmecharakter der Formulierung in § 1361 b BGB (schwere Härte) nivelliert wird. Eine schwere Härte war nur dann anzunehmen, wenn der Ehegatte, der aus der Wohnung vollständig hinausgewiesen werden sollte, in grob rücksichtsloser Weise durch erhebliche Belästigung das Wohnen für den anderen und die Kinder unerträglich macht. Es kam auf eine Gesamtabwägung der Umstände an. Unannehmlichkeiten und Belästigungen, wie sie im Zusammenhang mit einer in Auflösung befindlichen Ehe regelmäßig auftreten, waren nicht ausreichend. In der Tat erscheint dem Praktiker diese enge Formulierung nicht sachgerecht. Sie führt zu unnötigen nervenaufreibenden Streßsituationen für die gesamte Familie, insbesondere auch für Frauen und Kinder.

In unserem Buch "Ehewohnung, Partnerwohnung und Wohngemeinschaften" (Kloster‑Harz, Schmid, "Ehewohnung, Partnerwohnung, Wohngemeinschaften") haben wir in den Randnummern 261 ff. ausführlich Stellung genommen zur Problematik des Ausfüllens des Begriffs der schweren Härte. Die Rechtsprechungssammlung hierzu zeigt, dass es letztendlich immer auf die einzelrichterliche Wertung ankommt und nicht zuletzt auf das
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Darlegungsgeschick von Parteien und Anwälten. Diese Art von case law, wie sie sich bei der Rechtsprechung zu § 1361 b BGB gebildet hat, war für den Praktiker schwierig zu handhaben. Die Klientin, die vor einem sitzt und wissen will, ob sie ihren Mann aus der Wohnung bekommt oder nicht, ist mit dem Aufzählen der unwägbaren Rechtsprechung nicht zufrieden zu stellen. Dies schafft keine annehmbare Lebenswirklichkeit für das rechtssuchende Publikum und auch nicht für die beratenden Rechtsanwälte. Es gibt bestimmte Situationen für die Mandanten, in denen man sich als Anwalt nicht mit dem Einerseits und Andererseits herausreden kann, sondern in denen man den Mandanten mit einer Gewissheit nach Hause schicken muss und auch mit der Möglichkeit, für ihn die praktikablen und richtigen Lösungen tatsächlich auch bei Gericht durchsetzen können. Die Herabsetzung der Eingriffsschwelle durch die Gerichte durch die Wiedereinführung des Begriffs der unbilligen Härte ist daher zu begrüßen.

III. Beweissituation / Missbrauchsgefahr

1. 

Das neue Gesetz bietet in der Praxis erhebliche Missbrauchsmöglichkeiten. Es ist zwar richtig, dass aus anwaltlicher Sicht der Nachweis der häuslichen Gewalt sehr häufig schwierig ist, gerade weil keine Zeugen vorhanden sind, wenn der Ehestreit eskaliert. Die Kinder sind häufig zu klein oder sollten nicht mit in diese Streitigkeiten einbezogen werden aus der Sicht gerade des von der Gewalt betroffenen Partners.

2.

Der Anwalt einer von Gewalt betroffenen Frau läuft immer das Risiko, dass der Richter dem Einwand des Mannes glaubt, der blaue Fleck am Oberarm rühre vom Fensterputzen und nicht von seinem heftigen Zugriff. Mit dem berühmten Arztattest ist häufig nicht allzuviel anzufangen. Auch der Rat, die Mutter oder Freundin hinter der Gardine zu verstecken, um den nächsten tätlichen Ausfall beweisen zu können, geht ins Leere und ist nicht praktikabel.

In der Praxis muss man sich gegen die Schwierigkeit der Beweislastsituation gelegentlich mit Tricks und anwaltlicher Erfahrung wehren. Wenn die rechtliche Situation aussichtslos ist, einen Partner aus der Wohnung zu bekommen, die Kinder und die Frau jedoch sehr unter der Anwesenheit eines widerwärtigen Ehemannes leiden, halte ich es in der Beratungspraxis durchaus für legitim, mit der betroffenen Ehefrau darüber zu sprechen, ob sie nicht doch eine Möglichkeit sieht, ihren Mann wie ein "HB‑Männchen" an die Decke gehen ‑ zu lassen, weil sie ihn ja schließlich lange genug kennt und um seine
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Schwachstellen weiß und ihn durchaus provozieren kann ‑ möglichst mit Zeugen in der Nähe.

3.

Aus diesem Grunde besteht eine gewisse Gefahr, dass das Gesetz sich zum modernen Hexenhammer gegen die Männer entwickeln kann. In diesem Zusammenhang ist es besonders problematisch, dass die Vollstreckung aus Eilverfahren ohne weiteres wiederholt werden kann und die Gefahr besteht, dass das Gewaltschutzgesetz in der Praxis eine ähnliche Missbrauchsfunktion erfahren kann wie der Vorwurf des sexuellen Missbrauchs beim Umgangs‑ und Sorgerecht. Denkbar ist durchaus die Situation, dass die Frau im Wege des Eilverfahrens eine vollstreckbare Anordnung erhält, die Wohnung zur alleinigen Nutzung bekommt, dem Mann aber wieder gestattet, in die Wohnung einzuziehen und ihm dann aber ständig damit drohen kann, dass sie ihn sofort wieder vor die Tür setzt, wenn er ihren Forderungen nach Wohlverhalten und mehr Haushaltsgeld nicht nachkommt. In diesem Zusammenhang ist auch nicht einzusehen, dass aus einer einstweiligen, im Eilverfahren erwirkten Anordnung wiederholt vollstreckt werden kann, in dem Moment aber, in dem die Hauptsache anhängig gemacht worden ist und ebenfalls obsiegend entschieden ist, keine wiederholte Vollstreckung mehr möglich ist. Hierzu ist in der Bundestagsdrucksache, Blatt 36 zu Absatz 4, ausgeführt: "Wegen der Besonderheit der Konfliktlage sollte es der betroffenen Person selbst überlassen bleiben, zu entscheiden, ob und wann sie die Möglichkeit der Vollstreckung ausschöpfen will." Das ist zwar zum einen sachgerecht, bietet aber für den Antragsgegner ein unvorhersehbares ständiges Risiko. Der Versöhnung mit seiner Frau kann der Mann nicht trauen. Er muss selbst eine richterliche Aufhebung der Entscheidung herbeiführen zu seinem Schutz.

IV. 

Naiv mutet auch die Regelung zu § 885 1 ZPO an. Sie lautet: "Der Gerichtsvollzieher hat den Schuldner aufzufordern, eine Anschrift zum Zwecke von Zustellungen oder einen Zustellungsbevollmächtigten zu benennen." In dem Moment, wo eine solche Aufforderung erfolgt, weiß natürlich der Ehemann, was ihm droht. Rechtsstaatlich bedenklich ist auch die Tatsache, dass aus der Eilverordnung die mehrfache Vollziehung während der Geltungsdauer möglich ist ohne erneute Zustellung an den Schuldner. Hier ist in der Praxis ein Katz‑und‑Maus‑Spiel zwischen den sich streitenden Ehegatten zu befürchten. Wenn eine Frau tatsächlich Angst vor Gewalttaten ihres Mannes hat, wird sie froh sein, ihn einmal aus der Wohnung zu haben. Das Hin‑ und Herziehen und das Wiedergebrauchmachen von
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der einmal erwirkten Anordnung erscheint problematisch (auch im Hinblick auf die Paardynamik gerade bei Ehen, in denen Gewalt eine Rolle spielt).

V. 

Auf rechtsstaatliche Bedenken stößt auch die Tatsache, dass der Verstoß gegen eine gerichtliche Schutzanordnung nach § 1 Gewaltschutzgesetz mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft werden kann. Meiner Ansicht nach genügen hier die zivilrechtlichen Mittel, um die Bestandskraft der einstweiligen Anordnung zu bestätigen und aufrecht zu erhalten. Der Sprung ins Strafrecht, gerade bei einem Eilverfahren und damit einer vom Gericht nur überschlägig geprüften Ausgangssituation, erscheint unerträglich im Rahmen rechtsstaatlichen Vorgehens. Das verletzt den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Neben den zivilrechtlichen Anordnungen ist ohnehin die Durchführung eines Strafverfahrens möglich. Dass eine im Eilverfahren erwirkte Anordnung, die nur kusorisch überprüft worden ist vom Richter und ohne mündliche Verhandlung ergangen sein kann und ohne dem Schuldner rechtliches Gehör zu gewähren sofort zu einer Strafbarkeit führen soll, wenn der Betroffene sich dagegen zur Wehr setzt, erscheint unverhältnismäßig und als Verstoß gegen den Grundsatz der Gewährung rechtlichen Gehörs. Allein mit dem Motiv, was der Zivilrichter bereits ermittelt habe, müsse der Strafrichter nicht noch einmal ermitteln und überprüfen, lässt sich diese Regelung nicht rechtfertigen. Besonders problematisch ist die Aufhebung der Trennung zwischen zivilrechtlichem Schutz und strafrechtlichem Schutz, gerade in den Fällen, in denen das Opfer den Täter wieder in die Wohnung aufnimmt und ihn wiederholt aufgrund des im Eilverfahren erwirkten Titels herauswerfen kann.

VI. 

Zugleich dürften die Gerichtsvollzieher von ihrer Rollenfunktion in diesem Verfahren überfordert sein. Gemäß § 892 a ZPO kann der Gerichtsvollzieher bei Widerstand des Schuldners Gewalt anwenden und sich dazu auch der Hilfe der Polizei bedienen. Letztendlich wird es bei der Erstmaßnahme auf die körperlichen Fähigkeiten des Gerichtsvollziehers und seiner persönlichen Art der Durchsetzung von einstweiligen Anordnungen ankommen. Die Durchsetzung einer richterlichen Anordnung darf nicht davon abhängig sein, ob nun zufällig eine Gerichtsvollzieherin mit einer Größe von 1,50 m oder ein Gerichtsvollzieher mit einer Größe von 2,10 m zuständig ist für die Vollstreckung. In der Praxis dürften die Gerichtsvollzieher durch ihre neue Rolle überfordert sein. Ob die Schulungsmaßnahmen hier ausreichen, wage ich zu bezweifeln.
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VII. 

Für die Kinder können sich die neuen Vorschriften als ausgesprochen schwierig erweisen bei der Durchführung des Umgangsrechts und beim Aufrechterhalten des Kontakts zum andern Elternteil. Der Streit zwischen den Eltern sollte sich nicht auf das Eltern‑Kind-Verhältnis ausweiten oder gar zu Missbrauchsmöglichkeiten von Müttern oder Vätern führen, um den unliebsamen Elternteil aus der Eltern‑Kind‑Beziehung abzudrängen. Ich denke aber, dass hier die Möglichkeiten des begleiteten Umgangs ein ausreichendes Instumentarium bieten, um dieser Gefahr vorzubeugen. Entscheidend ist die Gestaltung der Übergabe des Kindes bei der Ausübung des Umgangsrechts. Hier bieten sich in der Praxis, insbesondere in den Ballungszentren, verschiedene Institutionen an. Allerdings erscheint die Problemlösung in einer Großstadt wie München wesentlich einfacher als in einem kleinen Ort, wo derartige Institutionen noch nicht vorhanden sind. Hier kann es Probleme geben.

VIII. 

Zu begrüßen ist die Tatsache, dass hier deutsches Recht für anwendbar erklärt wird durch das Gesetz und die für die Praxis oft schwer entscheidbaren IPR‑Fragen und der Streit über die Anwendbarkeit des deutschen Rechts gesetzlich geklärt ist.

Ich vermag allerdings nicht zu übersehen, ob und inwieweit diese gesetzliche Regelung die IPR‑Grundsätze außer Kraft setzen kann (Prof. Schwab und Prof. Henrich).

IX. 

Unter dem Gesichtspunkt des Schutzes, den Artikel 14 GG gewährt, sehe ich die Art, wie mit den Rechten des Vermieters umgegangen wird beim Gewaltschutzgesetz, als verfassungsrechtlich bedenklich an. Die Rechtsposition des Vermieters war bei der Regelung des § 1361 b BGB alter Fassung schon problematisch. Nachdem es hier aber unter Umständen zu längerfristigen Wohnungsüberlassungen und Wohnungszuweisungen durch das Gericht kommen kann, besteht ein Bedürfnis nach größerer Rechtsklarheit, um hier eine interessengerechte Lösung zwischen dem nutzungsberechtigten Partner und dem Vermieter zu schaffen. In der Praxis sind vielfältige Fallgestaltungen denkbar, die zu einer Flut von widersprüchlicher Rechtsprechung führen werden: Welcher Partner hat den Mietvertrag unterzeichnet? Wer ist tatsächlich Vertragspartner geworden? Wer ist mit in den
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Vertrag aufgenommen worden? Wer ist leistungsfähig? An wen kann sich der Vermieter halten nach Wohnungszuweisung? Auf welche Weise wird der Vermieter überhaupt von einem solchen Eilverfahren oder Hauptsacheverfahren beteiligt? Wer informiert ihn? Woher weiß er, wer zwischenzeitlich sein Vertragspartner geworden ist durch richterliche Entscheidung? Wie wird seine Rechtsposition geschützt?

Die Ausführungen in der Drucksache 14/5429, Blatt 42, sind praxisfremd. Dort heißt es: "Auch bei einer Räumungsklage des Vermieters ist das Verbleiben des Opfers in der Wohnung bis zum Ablauf der vom Gericht vorgesehenen Nutzungszeit sichergestellt: Nach § 721 ZPO kann das Gericht in den Fällen, in denen auf die Räumung der Wohnung erkannt wird, auf Antrag oder von Amts wegen eine angemessene Frist zur Räumung gewähren, die nach § 5 S. 1 bis zu einem Jahr betragen kann." Was wird aus der Rechtsposition des Vermieters, wenn ‑ wie häufig ‑ in der Trennungs‑ und Scheidungssituation aufgrund der Unterhaltszahlungen und der Anmietung von zwei Wohnungen kein Partner mehr ausreichend leistungsfähig ist? Wann und wie kommt er zu seinem Geld bei einem durch die richterliche Entscheidung aufgedrängten Vertragspartner? In wievielen Fällen wird der Familienrichter in der Praxis von sich aus an die Funktion und Rolle des Vermieters in diesem Verfahren denken und ihn einbeziehen? Zumindest die verfahrensmäßige Beteiligung des Vermieters sollte gesetzlich vorgeschrieben werden, wenn eine Wohnungszuweisung an einen der Partner erfolgt.

In der Drucksache 14/5429, Blatt 38, zu Artikel 1 § 2 Nr. 4 Gewaltschutzgesetz, ist in der Stellungnahme des Bundesrates zurecht folgendes ausgeführt: "Kündigt der Täter und Alleinmieter die Wohnung trotz eines bestehenden gerichtlichen Kündigungsverbotes, so ist diese Kündigung nur im Verhältnis zu der in der Wohnung verbleibenden Frau unwirksam. Gegenüber dem Vermieter ist das Mietverhältnis für den Täter beendet. Dies hat zur Folge, dass der Vermieter keinen Vertragspartner und damit auch keinen Mietzinsschuldner mehr hat und die Verjährung für Ansprüche des Vermieters zu laufen beginnt. Es muss zur Klarstellung der Situation eingefügt werden, dass eine Kündigung des Mietverhältnisses oder der Verkauf/die Veräußerung der Wohnung durch den Verletzten unwirksam ist, um die Position des Eigentümers/Vermieters zu schützen." Es gibt nicht nur reiche Vermieter sondern auch Vermieter, die Darlehensverbindlichkeiten gegenüber der Bank zu erfüllen haben und für die der Streit des Mieterpaares zum wirtschaftlichen Ruin werden kann. Hier ist ein erweiterter Schutz des Vermieters und Eigentümers gesetzlich unbedingt erforderlich. Die Ausführung, die Kündigung sei ja nur im Verhältnis zu der in der Wohnung verbleibenden Ehefrau unwirksam, hat fatale Konsequenzen für einen Vermieter in einer
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solchen Situation, insbesondere wenn Kinder vorhanden sind und nicht absehbar ist, wie lange die Zuweisungsverlängerung gewährt wird, die das Verbleibendürfen der Frau in der Wohnung gewährleistet.

Ein weiteres Streitpotential sehe ich darin, wenn das Paar auf den Namen von einem oder beiden eine Wohnung angeschafft hat, ganz erheblich Zins‑ und Tilgungsleistungen zu erbringen sind und dies aufgrund der Trennungssituation wirtschaftlich nicht mehr vertretbar und möglich ist und das Gericht die wirtschaftlichen Gesichtspunkte im Rahmen der Billigkeitswertung nicht ausreichend berücksichtigt.

X. Rechtsanwaltskosten

Abschließend noch folgender Hinweis:

Rechtsanwälte verdienen nicht schlecht. Ob aber ihre Motivation, Eilverfahren nach dem Gewaltschutzgesetz durchzuführen, besonders hoch ist, wenn der Gesetzgeber den Gebührentatbestand für ihre Honorierung vergessen hat, wage ich zu bezweifeln: § 621 g ZPO (einstweilige Anordnung) muss in § 41 1 BRAGO mit aufgenommen werden, da ansonsten keine gebührenrechtliche Grundlage für eine Abrechnung des Anwalts besteht.

Dr. Doris Kloster‑Harz
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DEUTSCHES INSTITUT FÜR JUGENDHILFE UND FAMILIENRECHT e.V.
Datum      12.06.2001 Unser Zeichen:     My/K
STELLUNGNAHME
vom
Deutschen Institut für Jugendhllfe und Familienrecht e. V. (DIJuF) zum
Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes
bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung
vom 12. Juni 2001
Den Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung begrüßt das DIJuF sehr, hält jedoch Ergän​zungen für unbedingt erforderlich.
Aus Sicht der Jugendhilfe erscheint dies insbesondere deshalb notwendig, damit die Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen, die als Opfer oder Zeu​gen von häuslicher Gewalt ebenfalls unmittelbar betroffen sind, hinreichend berücksichtigt und mögliche akute oder spätere Kindeswohlgefährdungen angemessen vorgebeugt werden können. Die Jugendämter sollten bei der Gewährleistung des durch das vorliegende Gesetz intendierten Schutzes entsprechend ihren Aufgaben beteiligt werden.
I. Ausgangssituation
Leben Kinder oder Jugendliche in einem Haushalt, in dem sie Opfer oder Zeuge von häuslicher Gewalt werden, ist ihre Lebenssituation in besonderem Maße belastet. Sowohl während gerichtlicher Auseinandersetzungen um die
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Zuweisung einer Ehewohnung nach § 1361 b BGB oder um den Erlass von Anordnungen nach § l Abs. l Gewaltschutzgesetz (GewSchG) als auch im Vorfeld dieser Verfahren oder bei der Umsetzung der Entscheidungen im Nachhinein ist die Krise und das Konfliktpotenzial im familiä​ren Umfeld des Kindes bzw. Jugendlichen erfahrungsgemäß besonders hoch. Diese besondere Belastung kann akute Gefährdungen auslösen, insbesondere aber für die Entwicklung des Kin​des sehr nachteilige Folge- und Spätwirkungen nach sich ziehen.
In der gesamten Kinder- und Jugendhilfe gilt der Grundsatz, dass Kindern und Jugendlichen so früh wie möglich die benötigten Hilfen gegeben werden sollen. Dies muss auch und gerade dann gelten, wenn in einer familiären Situation Gewalt im Spiel ist. Zur Sicherung der Bedürfnis​se der Kinder ist es daher geboten, dass Kinder und Jugendliche auch bei Auseinandersetzun​gen in der Folge von häuslicher Gewalt frühestmögliche und effektive Hilfe bekommen. Inso​weit darf nichts anderes gelten als bei sonstigen familiären Krisen und Konflikten - im Gegen​teil.
Dieser in der Jugendhilfe unbestrittene Grundsatz hat in dem vorliegenden Gesetz keine hinrei​chende Berücksichtigung gefunden. Aus Sicht der Jugendhilfe ist er daher unbedingt ergän​zungsbedürftig.
Auch aus Sicht der Jugendhilfe ist es erstes und vorrangiges Ziel, Gewalt in familiären Verhält​nissen zu stoppen und unverzüglich Maßnahmen zum Schutz der Opfer einzuleiten. Der mit dem vorliegenden Gesetz intendierte Schutz wird daher auch von den Institutionen der Ju​gendhilfe vorbehaltlos unterstützt werden. Bei Kindern und Jugendlichen mit Gewalterfahrung ist dieser Schutz aber unbedingt und von Beginn an durch Maßnahmen der Jugendhilfe zu flankieren und zu ergänzen.
Die Begründung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung macht an zahlreichen Stellen deut​lich, dass Kinder- und Jugendliche als Zeugen oder Opfer häuslicher Gewalt ebenfalls mitbe​dacht wurden. Hierbei wird an mehreren Stellen auf ein mögliches Umgangsrecht des Kindes mit dem aus dem Haushalt verwiesenen Elternteil Bezug genommen (Reglerungs-Begründung BT-Drucks. 14/5429, S. 23 unter D. IV. (,.; S. 24 unter E. II.; S. 37 zu Art. 10 Nr. l). Es geht hier jedoch nur scheinbar vordergründig um den Umgang. In Wirklichkeit geht es aus der Minderjährigen​perspektive jedoch um die Gesamtsituation und zwar darum, dass das Jugendamt in eine mit Gewalt konfrontierte Familiensituation rasch hinein kommt, um umfassend die Hilfebedürfnisse feststellen und entsprechende Hilfen durchführen zu können. Erst in einem späteren Schritt wird auch die mögliche Durchführung eines betreuten Umgangs zu prüfen sein. In Anbetracht des kindlichen Zeitempfindens (hierzu zuletzt BVerfG, Urteil vom II.12.2001 - l BvR 661/00 = JAmt 2001, 89) erscheint in jeder Hinsicht eine möglichst frühzeitige Begleitung des Kindes bzw. Ju​gendlichen durch die Jugendhilfe angezeigt.
Aus dieser Erkenntnis ergeben sich insbesondere Konsequenzen für die Fragen, wann, wie ver​bindlich und in welcher Form das Jugendamt bzw. die Jugendhilfe bei häuslicher Gewalt in entsprechende Verfahren involviert wird.
II. Änderung:- und Ergänzungsvorschläge 1. Verfahrensbetelllgung
Je früher die Perspektive des Kindes bzw. Jugendlichen berücksichtigt wird, desto besser kön​nen Gefährdungen für deren Wohl abgefangen werden. Ausgehend von dieser Prämisse er​scheint es daher sinnvoll, die besondere Belastungssituation bei häuslicher Gewalt auch im Kinder- und Jugendhilferecht aufzunehmen. Der Hinweis des Familiengerichts auf bestehende Möglichkeiten der Beratung und auf Hilfsangebote der Jugendhilfe nach § 52 Abs. l S. 2 FGG ist hierbei sicherlich nützlich (s. Regierungs-Begründung BT-Drucks. 14/6429 S. 17 unter D. I. Ziff. 2; S. 32 zu § 3 Abs. l E-GewSchG a. E.), aber keinesfalls ausreichend.
Nach Überzeugung des DIJuF sollte neben der Hinweispflicht durch das Gericht ergänzend eine frühestmögliche und verpflichtend vorgeschriebene Aufklärung über das Leistungsange-

bot der Jugendhilfe durch die Jugendämter stattfinden. Zudem sollten die Gerichte nicht erst nach einer Entscheidung oder vor einer ablehnenden Entscheidung, sondern unmittelbar nach Antragstellung den Jugendämtern die Möglichkeit geben, sich an den Verfahren zu beteiligen.
Hierzu bedürfte es verfahrensrechtlicher Absicherungen sowohl in den für die Gerichte maß​geblichen Vorschriften des FGG als auch in den für die Jugendämter maßgeblichen Vorschrif​ten des SGB VIII.
Der Änderungsvorschlag für das FGG aus der Stellungnahme des Bundesrates zu Art. 5 (BT-Drucks. 14/5429, S. 40 unter Ziff. 10) wird daher begrüßt, aber nicht als weitgehend genug an​gesehen. Wir schlagen folgende Formulierung des § 49 a Abs. 2 vor:
„(2) Das Familiengericht macht dem Jugendamt Mitteilung über die Einleitung von Verfahren über die Überlassung der Ehewohnung (§ 1363 b des Bürgerlichen Ge​setzbuches) oder noch § 2 des Gewaltschutzgesetzes und gibt dem Jugendamt Gelegenheit, sich an dem Verfahren zu beteiligen, wenn Kinder im Haushalt der Be​teiligten leben."
Darüber hinaus sollte die besondere Bedeutung der familiären Situation bei häuslicher Gewalt auch im SGB VIII zum Ausdruck kommen. Zur Ergänzung des § 17 SGB VIII schlagen wir daher vor, Absatz l S. 2 Nr. 2 wie folgt zu ergänzen:
„2. Konflikte, Krisen und Gewalterfahrungen in der Familie zu bewältigen."
Zur Informationspflicht des Jugendamts über das Leistungsangebot der Jugendhilfe schlagen wir folgende Ergänzung des § 17 Abs. 3 SGB VIII vor:
,,(3) Teilen die Gerichte die Rechtshängigkeit von Scheidungssachen, wenn ge​meinschaftliche minderjährige Kinder vorhanden sind (§ 622 Abs. 2 S. l der Zivilpro​zeßordnung), die Rechtshängigkeit von Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz und nach § 1361 b des Bürgerlichen Gesetzbuchs, wenn Kinder im Haushalt der Be​teiligten leben, sowie Namen und Anschriften der Parteien dem Jugendamt mit, unterrichtet dieses die Eltern über das Leistungsangebot der Jugendhilfe nach Ab​satz 2."
2. Materiell-rechtliche Vorschriften
a) Das DIJuF begrüßt die Klarstellung in § 1361 b Abs. l S. 2 BGB n. F., wonach eine unbillige Härte auch dann gegeben sein kann, wenn das Wohl von im Haushalt lebenden Kindern be​einträchtigt ist. Dies sollte zwar eine Selbstverständlichkeit sein, ist aber als expliziter Hinweis für die gerichtliche Entscheidungspraxis sicherlich sehr hilfreich.
b) § 3 E-GewSchG zum Anwendungsbereich scheint in seinem Absatz l nur schwer lesbar. Wir schlagen vor, § 3 Abs. l GewSchG in zwei Sätzen zu fassen:
„(l) Steht die verletzte Person im Zeitpunkt einer Tat nach § l Abs. l oder Abs. 2 S. l unter elterlicher Sorge, Vormundschaft oder unter Pflegschaft, so sind im Verhältnis zu den Eltern und zu sorgeberechtigten Personen die §§ l und 2 nicht anwendbar. Es gelten die für das Sorgerecht-, Vormundschafts- oder Pflegschaftsverhältnis maßgebenden Vorschriften."
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Stellungnahme
zum Gesetzentwurf der Bundesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des zivilrechtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung (Drucksache 14/5429}
Sehr geehrter Herr Prof. Schotz,
anliegend übersende ich die erbetene Stellungnahme.  .
Frankfurt, den 15. Juni 2001
gez.
Prof. Dr, Dagmar Oberlies
Vorsitzende der Strafrechtskommission

Vorbemerkung
Der Deutsche Juristinnenbund begrüsst den Versuch, die zivilrechtlichen Handlungsmöglichkeiten gewaltbet»-offener Personen zu verbessern. Wir sehen allerdings noch Probleme in der juristischen Umsetzung dieses Ziels.
Durch die gewählte eigenständige Regelung wird das Phänomen der Gewalt im sozialen Nahraum nicht nur aus dem Mainstream des Rechts ausgenommen, sondern es ergeben sich fast zwangsläufig Systembrüche.
Einen unangemessen propagandistischen Beigeschmack hat es aus unserer Sicht , dass längst überfällige Änderungen im Zivilrecht den hochtrabenden Titel ,Gewaltschutzgesetz' erhalten. Das vorgelegte Gesetz schützt weder vor noch nach Gewalt. Gewaltschutzgesetz sollte sich redlicherweise nur eine Initiative nennen, die ein Gesarntkonzept gegen Gewalt verfolgt. Ein solches Gesamtkonzept lässt der vorgelegte Entwurf vermissen.
Der Entwurf etabliert aber das wichtige Prinzip, dass derjenige, von dem die Gewalt ausgeht, die Wohnung  verlassen   und   -  zum   Schutz   der  Gewaltbetroffenen   -   Einschränkungen   seiner Bewegungs- und Handlungsfreiheit hinnehmen muss. Dies unterstützen wir nachdrücklich. Andere Interventionsstrategien, die im Umgang mit Gewalt im sozialen Nahraum zentral sind, sind leider in dem Entwurf nur unzulänglich realisiert:
•    Die Chance, die Transparenz und die Zugänglichkeit der Hilfen für die Betroffenen zu erhöhen, also niedrigschwellige Interventionen zu tmplementteren, war erkennbar kein Ziel des Entwurfs.
»   Die Klarheit und Eindeutigkeit der Verhaltensanforderungen
-    sowohl mit Blick auf denjenigen, der Gewalt anwendet oder androht,
-   wie aus Sicht der Gerichte, die über die Maßnahmen zu entscheiden naben ist - scheinbar im Bemühen den berechtigten Interessen und schwerwiegenden Belangen des .Täters1 gerecht zu werden - deutlich relativiert und deshalb problematisch. Dem Grundgedanken eines Gewaltschutzgesetzes würde es entsprecher, im Zweifel zugunsten des Schutzes zu entscheiden und die Interessen desjenigen, von dem die Gewalt bzw. die Drohung ausgegangen ist, zurücktreten zu lassen. Wir sehen dieses Prinzip in dem Gesetzentwurf nicht immer konsequent verfolgt. Gerade in Fällen häuslicher/familiärer Gewalt darf aber kein Risiko eingegangen werden.  Dies macht es aus unserer Sicht nötig,  dem  Schutzgedanken Vorrang auch vor Rechtspositionen der Täter einzuräumen, soweit Verhältnismäßigkeitserwägung nicht konkret und fallbezogen entgegenstehen.
2. Einschränkung des rechtlichen Schutzes (§ l Abs. l GewSchG-E)
Ein ausgesprochen problematisches Signal wäre es sicher, wenn durch das sog. Gewaitschutzgesetz der Rechtsschutz gegenüber der geltenden Rechtslage eingeschränkt würde. Unseres Erachtens besteht diese Gefahr.
Bislang wurden Schutzanordnungen - In einer Analogie zu §§ 823, 1004 BGB - aus den Vorschriften über die unerlaubte Handlung hergeleitet (dazu ausführlich und mit Antragsmustern Birgit Schweikert, FPR 1999, 118 ff). Die Regelungsbereiche des § 823 BGB und des § \ GewSchG-E sind nicht identisch: § 823 BGB erfasst - neben der vorsätzlichen - auch die fahrlässige Handlung. Zwar will § l GewSchG-E ausweislich der Begründung nur eine verfahrensrechtliche Regelung zur Durchsetzung der materiell rechtlichen Unterlassungsansprüche bereitstellen (S. 17), gleichwohl bleibt die Frage, ob daneben noch Raum für eine
lücke n seh ließende Analogie bleibt. Wenn nein, dann reduziert das Gewaltschutzgesetz den Rechtsschutz (zumindest) im Bereich fahrlässiger Handlungen. Wenn ja, dann ergeben sich schwierige Konkurrenzfragen,
Die analoge Anwendung einer Vorschrift setzt eine Regelungslücke voraus. Bezieht der Gesetz​geber eine Fallgruppe bewusst nicht in eine Regelung ein, dann Ist kein Raum für eine Analogie. Das Gewaitschutzgesetz tritt im Falle einer Verletzung der Körper-, Gesundheits- und Freiheits​rechte an die Stelle des § 1004 BGB, der der Beseitigungs- und Unterlassungsansprüche im Fall von Eigentumsverletzungen regelt. Der Gesetzgeber schließt hier also eine Lücke. Da eine Regelung, sehr bewusst (vgl. S.18), nur für vorsätzliche Handlungen getroffen wird, ist aus meiner Sicht daneben kein Raum mehr für die analoge Anwendung des § 1004 BGB auf Körper-, Gesundheits- und Freiheitsverletzungen. Diesem Problem stellt sich der Entwurf nicht in der gebotenen Weise.
Wir schiagen deshalb vor, in § l Ge'wSchG-E - wje in § 823 BGB - auch fahria'sstges "HandefS einzubeziehen, zumal der Gesetzentwurf vorgibt, keine materieürechtfiche Regelung treffen zu; woiiert.
3. Relativierung der Eingriffsvoraussetzungen (§§ l Abs. i Nr.5, Abs, 2 Nr. 2, Abs. 2 Satz 2, § 2 Abs. 3 Nr, 3 GewSchG-E)
Eine weitere, überaus problematische Tendenz ergibt sich aus einer - zum Teil mehrfachen -Relativierung der Eingriffsvoraussetzungen.
Gemeint sind Formulierungen wie die, dass erst wiederholte Nachstellungen gegen den ausdrücklichen Willen eine unzumutbare Belästigung (§§ l Abs. 3 Nr,2b) darstellen, es sei denn die Belästigung erfolgt in Wahrnehmung berechtigter Interessen (§§ l Abs. 3 Satz 2). Schon die Wortwahl ist irritierend und verräterisch: Gibt es eine zumutbare Belästigung ? Ist eine Nachstellung nicht ad definitionem etwas, was gegen den Willen der anderen Person geschieht ? - oder doch nur ohne deren Wissen, was allerdings - auch dann, wenn es bemerkt und mißbilligt würde - keine Maßnahmen nach dem Gewaitschutzgesetz auslösen könnte. Ein Gesetz, das dem Schutz vor (häuslicher) Gewalt dienen soll, muss sich um sehr große Klarheit bemühen, damit alle Beteiligten ((Täter1, ,0pferl, Gerichte) “wissen, woran sie sind". Relativierungen verunsichern nicht nur Gewaltopfer, ob ihrem Antrag stattgegeben wird, sondern auch Gerichte, die die Entscheidung zu treffen haben, und sie können - mit Blick auf die Personen, von denen die Gewalt ausgeht - wie eine Aufforderung wirken, sich zu rechtfertigen und sich in ein anderes, besseres Licht zu stellen. Der Effekt wird in der Kommunikations-psychofogie gern mit dem Scherz umschrieben; ,Denken Sie einmal nicht an einen rosa Elefanten'. Deshalb halten wir diese vielfältigen Einschränkungen für kontra indiziert und auch rechtlich nicht für erforderlich, da der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ausreichend Möglich​keiten zur Interessenabwägung bietet.
Wir regen an, tunlichst alte relativierenden Einschränkungen zu vermeiden und statt dessen^ ausdrücklich auf die Beachtung des Verhäftrusäßigkeitsgrundsatzes zu verweisen. Dies könnte wesentlich zur Übersichtlichkeit der Vorschrift und zur Klarheit der Anforderungen beitragen.

Im Einzelnen:
a) § l Abs.l Nr. 5 GewSchG-E:
der 2. halbsatz sollte gestrichen werden
b) § l Abs.2 Nr. 2 GewSchG-E:
das Wort vorsätzlich kann gestrichen werden, da der Begriff des Eindringens bereits voraussetzt, dass der Täter gegen den Willen des Berechtigten in den Raum gelangt ist (Tröndle/Fischer, Rdn. 13 zu § 123 StGB) und auch das Wort nachstellen begrifflich eine solche Intention voraussetzt.
c)  § l Abs. 2 Nr. 2 b) und Satz 2 GewSchG-E
§ l Abs. 2 Nr. 2 b) sollte wie folgt lauten: “eine andere Person dadurch belästigt, dass er ihr nachstel't oder sie unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln verfolgt." Satz 2 sollte gestrichen werden.
d) § l Abs. l Satz 4 GewSchG-E (neu)
Es sollte folgender Satz 4 angefügt werden: “Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist zu beachten," Dieser Hinweis würde für Abs,2 entsprechend gelten, müsste dort also nicht wiederholt werden.
4. Berücksichtigung der Kindeswohlinteressen (§ 2 Abs.3 Nr l GewSchG-£, § 1361 b Abs.2 BGB-E)
In dem Entwurf scheinen uns die Auswirkungen der Gewaltbeziehung zwischen den Erwachsenen auf die im Haushalt lebenden Kinder noch nicht konsequent berücksichtigt. So sollte z.B. - neben der Schwere der Tat - auch das Wohl der im gemeinsamen Haushalt lebenden Kinder berücksichtigt werden können.
Sind Kinder Zeugen häuslicher Gewalt gegen die Mutter geworden, kann es (auch) zum Wohl der Kinder geboten sein, zunächst den Täter aus der häuslichen Gemeinschaft auszuschließen. Auch die ,nur' beobachtete häusliche Gewalt ces Vaters gegen die Mutter schadet dem Wohl des Kindes, das, so heisst es in § l KJHG, ein Recht auf die Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemetnschaftsfähigen Persönlichkeit hat. Wo diese Entwicklung gefährdet ist, ist der Staat, auch in seiner Funktion als Gesetzgeber, als ,Wächter' gefordert.
Wir wissen heute, dass - in einer systemischen Betrachtungsweise - Gewalthandlungen zwischen den Eltern nicht ohne (schädigenden) Einfluss auf die Kinder bleibt, die in dieser Atmosphäre leben und dass aus den kindlichen Opfern und Beobachterlnnen häuslicher Gewalt oft selbst sehr häufig wieder Täter werden (Pfeiffer, C, Wetzels, P.: Junge Türken als Opfer und Täter von Gewalt, in; DVJJ-Joumal 2/2000, S. 107-113; Bannenberg, B., Rössrer, D.: Hallenser Gewaltstudie - die Innenwelt der Gewalttäter, in: DVJJ-Journal 2/2000, 121-134). Dieses Wissen muss auch der Gesetzgeber in seine Entscheidungen einbeziehen.
Konkret müsste deshalb in § 2 Abs, 3 Nr. i GewSchG-E und in § 1361b Abs. 2 BGB-E ergänzt
werden: “ wegen der Schwere der Tat oder unter Berücksichtigung des Wohis eines im;
gemeinsamen Haushalt lebenden Kindes unzumutbar ist"
\
5. Strafbarkeit der Zuwiderhandlung (§ 4 GewSchG~E)
Im Hinblick auf die Prüfbefugnis des Strafgerichts nach § 4 GewSchG-E hat das Bundes​verfassungsgericht in seiner Entscheidung zum Versammlungsrecht (BverfGE 87, 399 ff) deutlich gemacht, dass es “in erster Linie Sache des Gesetzgebers ist zu entscheiden, ob die Strafbarkeit . oder Ahndbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen Verwattungsanordnungen von deren Rechtsmäßigkeit abhängen soll oder nicht." § 4 GewSchG-E enthält - ebenso wie die Begründung - keine eindeutige Formulierung, welcher Prüfumfang dem Strafgericht zugebilligt werden soll. Insofern halten wir es zumindest für erforderlich, dass der Gesetzgeber sich zu dieser Frage äußert.
Aus Sicht des Deutschen Juristinnenbundes sprechen vor allem arbeitsökonomische Erwägungen dafür, auf eine neuerliche Rechtmäßigkeitsprüfung durch das Strafgerichts zu verzichten: Anders ate bei den Versammlungs- und Umweltdelikten handelt es sich bei der zivilrechtlichen Schutz​anordnung nicht um eine behördliche Maßnahme, sondern bereits um eine (zivil-)gerichtliche Entscheidung. Nichts spricht aus unserer Sicht dafür, dass das (für diese Maßnahme unzuständige) Strafgericht die Rechtmäßigkeit der Maßnahme zutreffender beurteilen kann als das (zuständige) Zivilgericht.
Als Parallele bietet sich § 145 c StGB an, der den Verstoß gegen ein (strafgerichtliches) Berufs​verbot unter Strafe stellt. Die Prüfbefugnis erschöpft sich darin, ob das Berufsverbot hinreichend bestimmt ist. Als Grundlage der Strafbarkeit reicht auch ein vorläufiges Berufsverbot aus (Tröndle/Fischer, Rdn 2 zu § 145 c StGB), das auch ein Ermittlungsrichter verhängen kann (Pfeiffer, Rdn 3 zu § 132 a StPO).
Einen Unterschied zwischen behördlichen Anordnungen und gerichtlichen Entscheidungen macht auch das Bundesverfassungsgericht in der bereits zitterten Entscheidung , wenn es schreibt, dass “der Strafrichter jedenfalls in Fällen, in denen die Rechtmäßigkeit der Versammlungsauflösung verwaltungsgerichtlich nicht geklärt ist, diese feststellen (muss)."
Die Andeutung in der Begründung, das Strafgericht habe die Entscheidung des Zivilgerichts auf seine Rechtmäßig keit zu prüfen (S. 32) halten wir für weder sinnvoll, noch notwendig, sondern nur für eine unnötige Belastung der Strafgerichte. Insofern erscheint eine Korrektur erforderlich.
Ein weiteres Problem sieht der Deutsche Juristinnenbund auch in der Kombination von relativierenden Einschränkung {siehe ober 2.) und Strafbarkeit: Wenn die Wahrnehmung berechtigter Interessen bestimmte Maßnahmen ausschließt (vgl. §§ l Abs. l Nr. 5, l Abs. 2 Nr. 2 b) i.V.m. Satz 2 GewSchG-E), dann stellt sich die Frage, ob steh der Beschuldigte auch im strafgerichtlichen Verfahren hierauf berufen kann (vergleichbar mit § 170 StGB als quasi angeschriebenes Tatbestandsmerkmar). Dies würde die familiengerichtliche Entscheidung nach § l GewSchG-E letztlich zwei ,Rechtszügen' aussetzen, der Überprüfung im zivil rechtlichen Instanzenzug und der Überprüfung durch die Strafgerichte - dies auch dann, wenn die Entscheidung im Zivil verfahren rechtskräftig geworden ist ! Wie dargestellt könnte sich die Strafgericht!iche Prüfung dann auch nicht auf eine Rechtmäßigkeitsprüfung beschränken, sondern müsste eine erneute Interessenabwägung vornehmen. Die Frage, ob vom Täter ein berechtigtes Interesse wahrgenommen wurde, müsste dann auch auf die Zuwiderhandlung durchschlagen. Dies ließe die Strafvorschrift absehbar leerlaufen.

Aus unserer Sicht bildet - wie bei § 145 c StGB - allein die Zuwiderhandlung gegen eine gerichtliche Anordnung den maßgeblichen Anknüpfungspunkt der Strafdrohung. Gewaltschutz ist darauf angewiesen, dass die gerichtlichen Anordnungen befolgt werden und nicht immer wieder zur Disposition gestellt werden können. Die Anknüpfung an die gerichtliche Entscheidung entspräche auch am besten der Verfahrens rechtlichen Konzeption des Entwurfs. Eine materielle Prüfbefugnis der Strafgerichte, wie ihn die Begründung nahelegt, widerspräche diesem Konzept und dem Zweck des gesamten Gesetzes, nämlich Schutz und klare Verhaltensregeln.
Die Klarstellung, dass allein maßgeblich die Zuwiderhandlung gegen die gerichtliche Anordnung ist, ist prozessökonomisch vorzuziehen, sowohl, weil so nur das zuständige Gericht den materiell rechtliche n Anspruch prüft und feststeift, wie auch, weil dadurch verhindert werden könnte, dass die Strafgerichte erneut in die Auseinandersetzung zwischen den Konfliktbeteiligten verstrickt werden - und dadurch letztlich jede Maßnahme nach § l GewSchG-E nur unter Vorbehalt erginge
Wir schlagen deshalb folgende Formulierung vor: “Wer einer vollstreckbaren gerichtlichen Anordnung nach § i GewSchG-E zuwiderhandelt, wird ... bestraft" Aus der Segrundung zu § 4 (Strafvorschriften) ist Satz 2 des ersten Absatzes tu streichen.
6. Weitere Einzelfragen
Der Entwurf enthält darüber hinaus noch einzelne Formulierungen, die überdacht werden sollten:
a) Artikel l § l Abs.l Nr. 3 GewSchG-E
Unter den Kontaktverboten erscheint § l Abs.l Nr. 3 GewSchG-E insofern etwas widersprüchlich ' als aus der Begründung nicht nachvollziehbar wird, wodurch sich die Orte kennzeichnen, an denen sich die verletzte Person regelmäßig aufhalten muss. Da sowohl der Arbeitsplatz wie auch der Kindergarten als Betspiele genannt sind, scheinen tatsächliche, nicht rechtliche Umstände entscheidend. dbs Wort muss ist insofern etwas ungenau und könnte gerichtliche Auseinandersetzungen begünstigen. Insofern wäre zu überdenken, ob nicht das Wissen um die Regelmäßigkeit eines Aufenthaltes an einem bestimmten Ort einen hinreichender Anknüpfungspunkt darstellt (Vorschlag: «aufhält" statt “aufhalten muss"). Dem Einwand, dass hier Freizeitinteresse gegen Bewegungsfreiheit abzuwägen sei, kann auch durch eine strikte Verhätnismäßigkeitsabwägung Rechnung getragen werden, wie sie von uns vorgeschlagen wird.
b) Artikel l § 2 Abs. l und 6 GewSchG-E
Aus unserer Sicht ist es nicht nachvollziehbar, warum - im Laufe der Beratungen - auf den Begriff des “auf Dauer angelegten" gemeinsamen Haushalts zurückgegriffen wurde (§ 2 Abs. l GewSchG-E), In den Beratungen der gemeinsamen Verfassungskommission wurde zu der vergleichbaren Problematik bei Art6 GG angeführt, dass es nicht sinnvoll sei, Rechtsfolgen an innere Haltungen zu knüpfen. Ob ein Haushalt auf Dauer angelegt ist, erweist sich häufig erst im Nachhinein; im Vorhinein kann sich auch das Gericht nur auf die Wünsche, Hoffnungen und Schwüre der Beteiligten stützen.
Auch in der Sache scheint die Eingrenzung nicht sachgerecht: Warum soll eine gewalttätige Person, die sich nicht auf Dauer in einem gemeinsamen Haushalt aufhält (oder aufhalten will oder dies auch nur vorgibt), letztlich mehr, nicht etwa weniger Rechtsschutz genießen als
jemand, der dort schon lange lebt ? Umgekehrt gibt der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit aus unserer Sicht hinreichend Möglichkeiten zu verhindern, dass in die umgekehrte Richtung Härten entstehen Der Deutsche Juristinnenbund würde es vorziehen, in § 2 GewSchG-E von einem “gemeinsamen Haushalt1 zu sprechen ur>d die innere Haltung “auf Dauer angeiegt" nicht zum Kriterium einer Intervention zu machen.
c) Artikel l § 2 Abs. 3 Nr. l GewSchG-E und § 1361 b Abs. 2, Satz 2 BGB-E
Aus unserer Sicht seifte hier - zumindest in der Begründung - klar gestellt werden, dass die Inhaftierung des Taters (wie z.B. U-Haft) keinen Ausschiussgrynd cjarstefft
d) Artikel l § 2 Abs. 3 Nr. 2 GewSchG-E
Für wenig hilfreich und noch weniger sach- und realitätsgerecht halten wir die Ausschlussfrist in § 2 Abs. 3 Mr. 2 GewSchG-E. Aus unserer Sicht sollte sie gestrichen, hflfsweise um eine Öffnungsklausel erweitert oder auf 6 Monate verlängert werden.
Diese Regelung schließt paradoxerweise gerade die Frauen vom Schutz des Gewalt​schutzgesetzes aus, die besonders große Angst vor dem Täter haben (müssen). Der Wunsch des Gesetzgebers, die betroffenen Menschen mögen sich seinem Beschleunigungs​bemühungen anpassen, mag verständlich sein, allein Gewaltbetroffene brauchen Zeit. Gerade Frauen, die über einen langen Zeitraum hinweg misshandelt wurden, sind darauf angewiesen, sich (und ihre Kinder) zunächst dem Täter zu entziehen (z.B. durch einen Aufenthalt im Frauenhaus), sich zu sammeln, ihre Kinder zur Ruhe kommen zu lassen, Rat und Unterstützung zu organisieren usw. Erst, wenn sie sich wieder gefestigt haben, können sie die nächste Konfrontation mit dem Täter wagen, als die sich eine schriftliche Aufforderung der Frau, ihr die Wohnung zu überlassen, zweifelsohne darstellt. Eine Ausschlussfrist von drei Monaten ist nicht nur viel zu kurz, sondern jeder Zeitdruck auf die Frau Ist In ihrer Situation ein falsches Signal. Konsequenterweise verzichtet der österreichische Gesetzgeber auf Jede Form der Fristsetzung. Wir würden es deshalb begrüßen, wenn auf eine Ausschlussfrist gänzlich verzichtet werden könnte, zumal die allgemeinen Regeln auch hier eine Handhabe geben (fehlendes Recht​schutzbedürfnis, Rechtsmißbrauch, Verhältnisrnäßigkeitserwägungen).
Für den Fall, dass sich hierfür keine Mehrheiten finden, schlagen wir die Verlängerung der Frist verbunden mit einer Öffnungsklausel vor, die es Frauen ermöglicht, auch zu einem späterem Zeitpunkt die Überlassung der Wohnung zu beantragen, wenn sie darlegen können unverschuldet an der fristgerechten Beantragung gehindert gewesen zu sein.
Der Deutsche Juristlnnenbühd schlägt vor, den Halbsatz foigendermaBen zu verändern: °2. wenn' die verletzte Person nicht innerhalb von sechs Monaten nach der Tat die Überlassung der Wohnung schrfftiich vom Täter verfangt, sofern sie hieran nicht ohne ihr Verschulden gehindert war, oder"
e) Artikel 2 Nr. l - § 1361 b Abs. 2 Satz l BGB-E
Der Deutsche Juristinnenbund sieht keinen Anlass und keine Fallkonstellation, bei der - nach einer widerrechtlichen und vorsätzlichen Körper- oder Gesundheitsverletzung - eine gemeinsame
Nutzung der Wohnung gerechtfertigt sein sollte, wenn die gewaltbetroffene Person die Überlassung zur alleinigen Nutzung beantragt (§ 1361 b Abs. 2 BGB-E).
Die Begründung der Bundesregierung (S.43) vermag nicht zu überzeugen. Eine teilweise Wohnungsüberlassung ist selbst bei großzügigen Wohnverhältnissen nicht zu rechtfertigen, da es sowohl um ein (subjektives) Sicherheitsgefüh! wie um objektive Gefährdungsmomente geht. Entsprechend den oben dargelegten Grundsätzen muss dem Schutz- und Sicherheitstnteresse der Gewaltbetroffenen Vorrang eingeräumt werden. Risiken sind auszuschließen oder wenigstens zu minimieren; keinesfalls darf der Gesetzgeber ein solches Risiko billigend in Kauf nehmen. In § I361b Abs.2, 2. Halbsatz BGB-E sind die Worte "in der Rege!" zu streichen.
f)   Artikel 2 Nr. l-§ 1361 b Abs. 4 BGB-E
Für eine solche Ausschlussregelung gibt es aus Sicht des Deutschen Juristinnenbundes in einem Gewaltschutgesetz (!) keinen Anlass. Vielmehr muss in Betracht gezogen werden, dass sich gerade Frauen, die sich längere Zeit - ohne Wissen ihres Mannes - in einem Frauenhaus aufgehalte n/versteckt haben,'durchaus, nachdem sie zur Trennung oder Scheidung entschlossen sind, wieder sicher genug fühlen könnten, in ihre frühere Wohnumgebung zurückzukehren. Gerade gegen solche Frauen könnte sich die Ausschlussfrist auswirken, Dies kann aber nicht Zweck eines Gewaltschutzgesetzes sein. Dem anderen, in der Wohnung verbliebenen Ehegatten steht es ja jederzeit frei, sich um die Zuweisung der Wohnung zu bemühen, wenn er Klarheit über die Wohnverhältnisse haben möchte. Es muss in jedem Fall vermieden werden, dass es ein Vertreibungsprivileg gibt,
Der Wunsch nach Rechtssicherheit - so verständlich er aus Sicht des Gesetzgebers sein mag -sollte zugunsten des Prinzips gewaltbetroffene Menschen durch dieses Gesetz in ihr Recht zu setzen, zurücktreten.
Der Deutsche Junstinnenbünd schlägt deshalb vor in § 1361 b Abs.4 BGB-E das Wort "unwider-leglich" zu streichen.
g) Artikel 4 - § 621 g ZPO-E und Artikel 5 § 64 b Abs. 3 FGG-E
Zur Verfahrensvereinfachung für die gerichtliche Praxis sollten die einstweiligen Verfahren nach den §§ l und 2 GewScnG-E und nach § 1361 b BGB-E einheitlich geregelt werden. Daher schlägt der Deutsche Juristinnenbund vor, die in § 621 ZPO neu eingefügte Nr. 13 auch in § 621 g ZPO aufzunehmen. Gleichzeitig können in. § 64 b Abs 3 FGG-E die Sätze l und 2 gestrichen werden.
h) Artikel 5 - § 64 b Abs. 2 Satz l FGG-E
Sind verheiratete Eheleute mit Trennungsabsicht betroffen sind, so ist § 1361 BGB-E als lex specialis vorrangig anwendbar. Eine unterschiedliche Handhabung der Voilstreck-barkeitsvoraussetzungen erscheint sachlich nicht gerechtfertigt.
In § 64b Abs. 2 Satz i FGG-E sollte deshalb - wie vom Sundesrat vorgeschlagen - nicht nur suf das Gewaltschutzgesetz, sondern auch auf § 1361 b BG3-E Bezug genommen werden.
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Rechtsanwalt Hans-Peter Peine
Stellungnahme
zum Gewaltschutzgesetz
-GewSchG BT-Drucksache 14/5429-
1.) Im Namen des von mir vertretenden Verbandes ISUV/VDU e.V., Interessenverband
Unterhalt und Familienrecht wird sehr begrüßt, daß der vorliegende Gesetzentwurf weitestgehend von geschlechtsneutraier Begrifflichkeit geprägt ist, wie in der Begründung unter G ausdrücklich hervorgehoben wurde, zumal der Referentenentwurf nicht immer eine geschlechtsneutrale Terminologie enthalten hatte. Es wird hierbei nicht verkannt, daß eine “Gewalttätermentalität" quantitativ gesehen eher bei Männern als bei Frauen zu suchen ist. Es kommt aber eben doch vor, auch wenn dies zunächst Verwunderung auslösen dürfte, daß im Einzelfall das Gewaltpotential, soweit es um physische Gewalt geht, bei Frauen zu suchen ist, auch wenn dieser Sachverhalt, wie gesagt, nicht sehr häufig vorliegen sollte. Auch für diesen, eher seltenen Fall, muß ein abstrakt und damit geschlechtsneutral zu formulierendes Gesetz Vorsorge treffen. Schon wenn aber nicht nur rein physische Tätlichkeiten, sondern auch psychische Aggressionen ins Auge gefaßt werden, können hier sehr wohl Männer und Frauen in Betracht kommen, worüber ich aus eigener beruflicher Praxis Erfahrungen gewonnen habe. Aber auch insoweit ist sicher nicht zu bezweifeln, daß hier zahlenmäßig weit mehr Männer als Frauen als Täter in Frage kommen.. Wie das zahlenmäßige Verhältnis auch beschaffen ist: es darf ganz grundsätzlich gesehen nicht davon abgewichen werden, daß jedes in Frage kommende Gesetz -so auch der vorliegende Entwurf des Gewaltschutzgesetzes- geschlechtsneutral formuliert werden müssen. Es ist daher das Anliegen des Verbandes, daß der Entwurf so, wie er vorliegt, mit der gegebenen geschlechtsneutralen Formulierung Gesetzeskraft erlangt.
2.) Zentraler Bestandteil des Entwurfs ist die Neufassung des § 1361 b BGB betreffend die Überlassung der Ehcwohnung bei getrenntlebenden Eheleuten. Zu Recht wird an der bestehenden gesetzlichen Regelung gerügt, daß das Tatbestandsmerkmal der “schweren Härte" in der Rechtsprechung der Oberlandesgerichte sehr unterschiedlich ausgelegt wird und die Eintrittsschwelle des materiellen Rechts zu hoch erscheint. Die Kritik von Coester an der bestehenden gesetzlichen Regelung in FamRZ 1993, 249, auf die unter C I. der Begründung Bezug genommen wird, ist berechtigt. Manche Oberlandesgerichte setzen die Eingriffsschwelle sehr hoch an, andere dagegen niedriger. Wohl die überwiegende Zahl der Oberlandesgerichte neigt jetzt schon eher dann zum Eingreifen, wenn in der Ehewohnung lebende Kinder betroffen sind; denn es besteht wohl, soweit ersichtlich, allseitiges Einverständnis, Kinder als die am meisten schützbedürftigen Familienmitglieder soweit wie möglich und zumutbar vor ehelichen Auseinandersetzungen zu bewahren. Wenn nunmehr ausdrücklich die Beeinträchtigung des Wohls von im Haushalt lebender Kinder als Tatbestandsmerkmal der “unbilligen Härte" als Ersatz der bisher geltenden “schweren Härte" angenommen wird, ist dem beizustimmen. Ob aber mit der neuen Generalklausel “unbillige Härte" anstelle der “schweren Härte" soviel an Rechtsklarheit geschaffen, wie erhofft wird, ist fraglich.

Schon Coester hat a.a.O. Seite 252 gewarnt, eine Ersetzung der “schweren Härte" durch “unbillige Härte" sei wenig sinnvoll. Es handele sich bei dem Austausch um kaum mehr als ein sprachliches Glasperlenspiel, da den scheinbar präzisen Abstufungen keine Determinierungsgenauigkeit des Gesetzes entspräche. Denn was ist, fragt Coester zu Recht, eine “unbillige Härte" und wo bleiben die notwendigen Differenzierungen. Es laufe alles auf eine richterliche Billigkeitsabwägung im Einzelfall hinaus. Aber auch Coester sieht letztlich keinen Ausweg als die Wahl einsr Generalklausel, “die dem Familienrichter die Letztveranrwortung für die Gerechtigkeitskonkretisierung im gegebenen Fall überläßt". Wie bisher schon das geltende Gesetz, wird auch das Reformgesetz weitgehend durch die richterliche Auslegung geprägt sein. Es ist wohl eine Illusion zu erhoffen, daß die Oberlandesgerichte zu einer einheitlichen Rechtsprechung gelangen werden. Dies muß hingenommen werden, denn mit einer Aufnahme möglicher weiterer Fallgestaltungen in das Gesetz wäre in Wirklichkeit niemandem gedient; denn es wird immer Lebenssachverhalte geben, die sich einer genauen gesetzlichen Definition, die aus dieser sozusagen ablesbar sind, entziehen und die zum anderen zu einer Unübersichtlichkeit des Gesetzes führen würden.
3.) Abzulehnen ist nach meiner Auffassung der Änderungsvorschlag des Bundcsrates (Anlage 2 Ziffer 8. zu § 1361 b Abs. Satz l BGB), wonach die Wörter “in der Regel" gestrichen werden sollen. Hier würde ein sozusagen gesetzlicher Automatismus ins Werk gesetzt, der dem Familiengericht keine Möglichkeit mehr böte, eine angemessene Einzelfallentscheidung zu treffen. Auf die m. E. zutreffende Stellungnahme der Bundesregierung gemäß Anlage § zu Nr. 8 wird verwiesen. Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates zu § 136! b Abs. 4 BGB-E (Anlage 2 Nr.9) sollte gefolgt werden. Auch meiner Auffassung nach kann die vorgesehene unwiderlegliche Vermutung im Einzelfall zu unangemessenen Ergebnissen führen. Es sollte dem ausgezogenen Ehegatten die Möglichkeit der Widerlegung der Vermutung der fehlenden Rückkehrabsicht nicht abgeschnitten werden.
[image: image2.png]



Recfitsanwalt Hans-Peter Peine
4.) Die vorgesehene Erweiterung der Beschwerdebefugnis nach § 610 c ZPO ist /u begrüßen. Es wird der Begründung des Entwurfs unter IV -Änderungen im Verfahrensrecht- Nr. 3. zugestimmt, daß es ein Beschwerderecht künftig bei allen stattgebenden oder ablehnenden Entscheidungen auf Zuweisung der Ehewohnung geben sollte.
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Petra Raddant
Leiterin Frauenhaus Eggesin
Beitrag zur
Anhörung im Bundestag beim Rechtsausschuss
ENTWURF EINES GESETZES ZUR VERBESSERUNG DES ZIVILRECHTLICHEN SCHUTZES BEI GEWALTTATEN UND NACHSTELLUNGEN SOWIE ZUR ERLEICHTERUNG DER ÜBERLASSUNG DER EHEWOHNUNG BEI TRENNUNG
Ds 14/5429
Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Scholz,   sehr geehrte Damen und Herren des Rechtsausschusses, werte Gäste,
Ich begrüße im Namen der Fachschaft die Entscheidung der Bundesregierung , sich im Rahmen des Aktionsplanes mit dem Gewaltschutz für Frauen bzw. Opfern von Gewalt zu beschäftigen. Das Gesetz wird von den Fachbereichen Frauenhäuser und Beratungsstellen aber auch von großen Teilen der Polizei und der Staatsanwaltschaft begrüßt. Zumindest in Mecklenburg/ Vorpommern hat dies in den letzten 3 Jahren eine große Öffentlichkeit bewirkt.

Im Zusammenhang mit den einzelnen Vorschlägen, welche wir Sie auf jeden Fall in ihrem Beschlussvorschlag bitten würden zu berücksichtigen, möchte ich ein paar grundsätzliche Forderungen für die Arbeit mit Opfern von Gewalt an Sie richten. Da ich weiß, dass auch Damen und Herren aus dem Fachbereich von Frau Dr. Bergmann hier sind, gestatten Sie mir diesen kurzen Exkurs. Letzten Endes hängt er eng mit unseren Anforderungen an das zu erwartende Gesetz zusammen.
1. Mit den Ländern der Bundesrepublik ist es notwendig , gemeinsam und kooperativ über Finanzierung der Frauenhäuser, Beratungsstellen und Notrufen zu diskutieren und dieselbe festzumachen, so dass Qualitätsmanagement in den einzelnen Fachbereichen mehr und mehr in den Vordergrund rücken kann.
2. Unabhängig davon müssen in den Ländern
Interventionsstellen finanziert werden. Dafür jedoch an die bestehenden Haushaltstöpfe der Frauenministerinnen bzw. Parlamentarischen Staatssekretärinnen zu gehen, ist nicht das non plus
-  ultra. Zwar sind solche Aufgaben Ländersache, der Bund sollte jedoch zumindest verbal hier beratend tätig sein, wie das Finanzierungsproblem gelöst werden könnte.
S.Beraterinnen von oben genannten Häusern sollte ein Zeugnisverweigerungsrecht nach § 53 (1) StOP eingeräumt werden.
4. Bei der Beratung und Begleitung von ausländischen Mitbürgerinnen treten immer wieder Schwierigkeiten auf. Wir fordern für Schwangere als auch für Mütter mit Kindern , dass sie nicht mehr in Abschiebehaft genommen werden.
Frauen ausländischer Herkunft sollten sofort nach der Eheschließung ein eigenständiges Aufenthaltsrecht bekommen. (§ 19 Ausländergesetz)
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5. Wir würden uns für die betroffenen Frauen wünschen, dass Opfern von Frauenhandel ein verbesserter Zeugenschutz gewährt wird. Nachsorge und Finanzierung sind zum Teil nicht gesichert.
6. Gewalt an Menschen mit Behinderungen, hier insbesondere Frauen, muss das gleiche Strafmaß nach sich ziehen wie für Menschen ohne Behinderung. (§179 StGB wie § 177 StGB)
7. Gemeinsam mit den Bundesländern sollte die
Bundesregierung für Änderungen im jeweiligen SOG (ähnlich wie in Mecklenburg/ Vorpommern) plädieren. Wegweisung der Täter durch die Polizei ist der erste Schritt, gründliche sofortige Tatortuntersuchungen und natürlich die Vermittlung der von Gewalt betroffenen oder bedrohten Frau an die Interventionsstelle sind einige Punkte zum umfassenden Schutz der Opfer. Dezernate “Häusliche Gewalt" bei Staatsanwaltschaften und Polizei(wie in M/V Bereich Rostock und Güstrow) sind sehr empfehlenswert, sie erhöhen die Öffentlichkeitswirksamkeit der Problematik und tragen zu einer effektiveren Aufklärung der Bevölkerung bei und wirken der Verharmlosung des Themas Gewalt an Frauen und Kindern entgegen.
Nachdem nun schon einige Anregungen der Fachgruppe Frauenhäuser im Gesetzentwurf eingearbeitet wurden, habe ich die Aufgabe, Sie, sehr geehrte Damen und Herren, auf weitere dringliche Punkte aufmerksam zu machen. Ich hoffe sehr und bin davon überzeugt, dass Sie im Namen der Opfer letzten Endes die richtige Entscheidung treffen werden.
1. §1(1) “... die Gesundheit oder die Freiheit..." sind sehr weit gefasste Begriffe. Sie schreiben in Ihrer Dokumentation auf Seite 40 dazu: “Die mit dem

Schlagwort Tsychische Gewalt" bezeichneten Sachverhalte werden im weitem Umfang über den bürgerlichrechtlichen Schutz des allgemeinen Persönlichkeitsrechts und über das Gewaltschutzgesetz mit dem Schutz vor Drohungen und unzumutbaren Belästigungen erfasst" Wir vertreten die Auffassung, dass psychische Gewalt kein Schlagwort bedeutet und nicht in jedem Fall die Gesundheitsverletzung einschließt, zumindest nicht die sofort sichtbare und gesellschaftlich anerkannte. Zwar finden sich “Gesundheitsschäden als fortgesetzte Handlungen psychischer Gewalt" über den bürgerlichrechtlichen Schutz des deutschen Persönlichkeitsrecht im BGB (§§ 823,1004)wieder, wie aber bezeichnen wir aber die Situationen , in denen Frauen in ihrem Selbstbestimmungsrecht auf freie Entfaltung verletzt und in ihrer Handlungsfähigkeit eingeschränkt werden? Beispiele:
- Androhung des Entzugs der
materiellen / wirtschaftlichen Grundlage (Geld,
Vermögen, Eigentumsreduzierung)
-   Androhung der Entmündigung
(Einweisungsdrohung in Psychiatrie oder Pflegschaftsmissbrauch)
-   Androhung oder tatsächliche Wegnahme der Kinder (zeitweiser Kindesentzug))
-   Terror durch Verhaltensweisen wie
Schlechtmachen im Freundeskreis, Einreden    . von Minderwertigkeit, Drohung der Vernichtung des persönlichen Eigentums, Verletzung des Briefgeheimnis, Ausschluss aus dörflichen oder familiären Gemeinschaften durch die Einflussnahme des “guten" Mannes usw.
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Frauenhausmitarbeiterinnen und Multiplikatorinnen der Frauenhausarbeit regen daher an, beispielhaft beschriebene Situationen wenigstens in die Gesetzesbegründung aufzunehmen und sie ebenfalls dem Schutzbereich des Gewaltschutzgesetzes zuzuordnen, zumindest, wenn sie im häuslichen Bereich geschehen. Denn sie stellen auch ohne medizinisch nachweisbare Folgen eine kontinuierliche psychische Gesundheitsbeeinträchtigung dar.
Wir plädieren weiter für den Ersatz von “aufhalten muss" in “aufhält". (§1(1) 3. Abschnitt)
Es dient unserer Meinung nach nicht dem Persönlichkeitsrecht der Klientin, wenn nur Orte des “Muss" aufgezeigt werden. Das Gericht kann in solchen Fällen nicht die Notwendigkeit bestimmter Aufenthaltsorte festlegen. (Unsere Auffassung) 2. Frauenhausmitarbeiterinnen schlagen vor, in
§1(1) Satz l und in Abs.2 Nr.2
Gewaltschutzgesetz das Wort “vorsätzlich" zu
streichen.
§1 Abs.3 kann ebenfalls entfallen.
In §2 Abs. l entfällt “auch in Verbindung mit Abs.
3."
In §2 Abs. 6 Satz l entfallt “auch in Verbindung
mit Abs.3«.
In §1361 b Abs. 2 Satz l BGB-E entfällt das Wort
“vorsätzlich".
Wenn dies nicht geändert wird, bedeutet es für die
betroffenen Frauen, dass sie im Verfahren vor dem
Familiengericht oder Zivilgericht nicht nur das
objektive Tatgeschehenfwiderrechtliches Verhalten
des Täters) wie nach bisherigen Recht darlegen
müssen, sondern auch Aussagen über die subjektive
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Seite seines Verhaltens machen müssten, Auch das Gericht kann nach dem Gewaltschutzgesetz eine Abwehrmaßnahme nur erlassen, wenn es zu der Überzeugung kommt, dass das vorsätzliche verhalten des Täters ausreichend dargelegt ist. Das wäre unserer Auffassung nach eine indirekte Entlastung des Täters und für die Opfer nicht förderlich zur Erreichung einer Schutzmaßnahme.
3. Wir begrüßen die Konsequenz der Zuweisung der ehelichen Wohnung in jedem Falle an das /die Opfer. Dabei muss Schutz des Lebens vor dem Schutz des Eigentums stehen.
4. Wir sehen ein weiteres Problem für Mütter und Kinder in den Regeln des reformierten Kindschaftsrecht. Die in§l Gewaltschutzgesetz vorgesehenen Näherungs- und Kontaktverbote gehen nicht konform mit dem neuen Kind schaftsrecht. Nach Erfahrungen von bereits arbeitenden Koordinierungsstellen müssten den Vätern die Kinder auch in Fällen häuslicher Gewalt zugeführt werden, wenn er das Besuchsrecht wahrnehmen will. Das Umgangsrecht sollte generell bei Gewalttätigkeit ausgesetzt werden. Mindestens sollte klargestellt werden, dass mit der Anordnung von Näherungs- und Kontaktverboten nur ein begleitender Umgang in Frage kommt. Ebenso sollte die Übertragung der alleinigen elterlichen Sorge in diesen Problembereich erwogen werden. Dasselbe wäre für den Umgang von Vätern von den Kindern der Frauenhausinsassinnen durchgehend wünschenswert.
Es ist unbedingt zu beachten, dass “...eine unbillige Härte auch dann gegeben ,wenn das Wohl von im gemeinsamen Haushalt lebenden Kindern beeinträchtigt ist." (§ l Abs. 2 Satz l Nr. l Vorschlag zur Änderung)
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Bei § 1361 b BGB sollte in Absatz 2 noch eingefügt werden nach den Worten “den anderen Ehegatten" die Worte “oder im gemeinsamen Haushalt lebenden Kinder".
5. Zu § 892 ZPO: Nach unseren Vorstellungen sollte die Polizei als Vollstreckungsorgan eingesetzt werden, weil es für die von Gewalt betroffenen Personen selbst und auch teilweise für ihre Anwälte schwierig ist, zunächst den zuständigen Gerichtsvollzieher zu erreichen. In der Regel haben die Gerichtsvollzieher auch nur zwei Sprechzeiten pro Woche. In diesen Fällen häuslicher Gewalt ist jedoch die unverzügliche Vollstreckung/Wegweisung zum Schütze der betroffenen notwendig.
Wir begrüßen die Ausgestaltung des Verstoßes gegen eine einstweilige Verfügung als Straftatbestand ausdrücklich, die als Ermächtigungsgrundlage für polizeiliches handeln auf jeden Fall erhalten bleiben sollte, damit die Polizei ohne Umwege über einen Gerichtsvollzieher bei einem Verstoß gegen eine gerichtliche Schutzanordnung eingreifen kann.
Lassen Sie mich nun noch ein paar Bemerkungen zu den Kosten machen.
Die Belastungen der Länderhaushalte werden sich nach den zu bildenden Interventionsstellen richten. Jeweils zwei Fachkräfte werden die Koordinierung der eingebundenen Hilfeleister (Polizei, Staatsanwaltschaft, Frauenhäuser, Ausländerbehörde, Jugendamt, Justiz) organisieren und die hilfesuchenden bzw. betroffenen Opfer beraten. Dabei wird sicher jedes Land andere Strukturen finden.(Z.B, eingeteilt in  Polizeidirektionen) Wichtig ist, dass die Umsetzung nicht in Ermangelung der Finanzen scheitert. Der Wille, diese Stellen aus den

Innen-, Justiz- und Frauenministerium zu finanzieren, ist nach anfänglichen anderslautenden Aussagen in Mecklenburg/ Vorpommern bspw. gescheitert. Im Jahr 2001 wurde eine Summe aus dem Gesamthaushalt “zusammengesucht", wie dies in den kommenden Jahren aussieht, vermag noch niemand zu sagen. Wir befürchten, dass dies weiter zu Lasten der Gelder für die Frauenhäuser geht.
Fortbildungen der Polizei fanden im Bundesland u.a. durch die Frauenhausmitarbeiterinnen bisher unentgeltlich und in der wenigen Freizeit der Kolleginnen statt. Hier muss ebenfalls eine für alle günstige Lösung gesucht werden. Der Paritätische in Frankfurt/Main bietet Trainingsmaßnahmen für Schulungen mit der Polizei an, die Kosten zahlt jede interessierte Frauenhausmitarbeiterin selbst, wenn sie nicht einen finanzkräftigen Verband hat, der sie hier unterstützt. Das ist ebenfalls ein unbefriedigender Zustand.
Wir sind der Auffassung wie sie, dass Kosten im Frauenhausbereich kaum eingespart werden (sollen und dürfen!) Auch zeigt sich aber bereits heute, dass ambulante Beratung immer mehr nachgefragt und genutzt wird,  sich hier also ein zum Teil zusätzlicher Finanzbedarf entwickelt.
Wir begrüßen eine wissenschaftliche Begleitung der Arbeit der Interventionsstellen, nicht nur der Modellprojekte. Diese könnte bspw. in bewährter Weise durch den Paritätischen in Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium für Familie,- Senioren, Frauen und Jugend geleistet werden und es stünden in einigen Jahren im europäischen Bereich interessante Vergleichsmöglichkeiten zur Verfügung.
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
i
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Öffentliche Anhörung des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages
am 20.6.2001
Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Verbesserung des zivil​rechtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung (BT-Drucksache 14/5429)
A. Allgemeine Bemerkungen
1. Für ein Gesetz der vorgeschlagenen Art besteht aus den in der Begründung zum Regie​rungsentwurf genannten Gründen ein Bedürfnis. Für richtig halte ich es auch, wenn der Gc-waltschutz als möglichst zügige Reaktion auf (drohende) Gewalt nicht im BGB geregelt wird, sondern in einem besonderen Gesetz, zumal auch eine Strafnorm mit den Regelungen ver​bunden werden soll.
2. Wichtig ist mE eine Regelung, mit der auf häusliche Gewalt ohne Rücksicht auf die Art der Beziehungen und die sonstige Rechtslage umgehend zum Schutz der Bedrohten rea​giert werden kann. Anzustreben ist ein Ineinandergreifen polizeilicher und zivilrechtlicher
Maßnahmen nach dem Vorbild des österreichischen Rechts. Längcrfristige Gestaltungen hin​gegen müssen hingegen schon aus verfassungsrechtlichen Gründen auf die gesamte Rechtsla​ge Rücksicht nehmen und sollten nicht Thema des Gewaltschutzgesetzes sein (wohl aber des § 1361b und ähnlicher Regelungen). Im Hinblick auf das Ziel einer möglichst umgehenden und konkreten Gewaltschutzintervention bleibt der Entwurf des GewSchG einerseits hinter den Notwendigkeiten zurück, schießt aber andererseits bei § 2 GewSehG-E über das Ziel hinaus.
3. Hauptsächlich ist der Entwurf in folgenden Punkten verbesserungswürdig:
a)  § l GewSchG-E greift insofern zu kurz, als er nur Maßnahmen vorsieht, die künftiges Unterlassen gebieten, nicht aber Maßnahmen zur Beseitigung einer fortwirkenden Störung.

b) § 2 GewSchG-E sieht Ansprüche und gerichtliche Wohnungszuweisungen in einem Ausmali vor. das vom Ziel der Gewallvermeidung nicht mehr gedeckt wird. Das gilt insbesondere für die längerfristige Zuweisung von Wohnraum zur alleinigen Benut​zung, für die z.T. bedenklich lange Höchst friste n, zum Teil überhaupt keine Höchst-fristcn bestimmt sind. Es muss bedacht werden, dass die Wohnungsüberlassung olme Rücksicht darauf geschehen soll, welches persönliches Rechtsverhältnis zwischen den Beteiligten besteht. Dieser Ansatz erlaubi schon von seinem Grundgedanken her keine länger! r i st i gen Nutzungsregelungen. Besonders problematisch erscheint die Bestim​mung, dass die Überlassung der Wohnung zur alleinigen Nutzung auch dann soll ver​langt werden können, wenn keine weiteren Verletzungen zu besorgen sind, wenn aber der verletzten Person das weitere Zusammenleben mit dem Täter wegen der Schwere der Tat nicht zuzumuten ist (§ 2 Abs.3 Nr.2 GewSchG-IO. Verbunden mit einer län-gerfristigen Wohnungszuweisung können auf Grundlage dieser Bestimmung Maß​nahmen mit Strafcharakter getroffen werden, die nicht Aufgabe des Gewaltsehutzgc-sctzes sind.
c)   § 2 GewSchG-E wählt insofern eine unglückliche Konstruktion, als sich die Vor​schrift nicht auf die Rechtsfolge der Wegweisung beschränkt, sondern - insoweit nach dem Vorbild des § I361b BGB - positiv einen Anspruch auf “alleinige" Nutzung der Wohnung im Verhältnis zwischen Täter und Opfer begründet. Das führt schon dann, wenn auch noch andere Personen im Haushall sind, /u einer schiefen Optik, schafft aber auch sonst eine Reihe von Problemen. Die Regelungen des § 2 GewSchG-E sind unzutreffend auf ein bloßes Paarvcrhältnis zugeschnitten (siehe die Kinder betreffend auch unten f)
d) Die Vorschrift des § 2 Abs.4 Ge\vSchG-E leidet unter Unklarheiten und vermag mE in der derzeitigen Fassung eine Einschränkung der Verfügungsbefugnis nicht zu be​gründen. Die Frage sollte ausdrücklich geregelt werden: dabei sollte die absolute Un​wirksamkeit einer verbotswidrigen Verfügung angeordnet werden. Die Einschränkung der Verfügungsfreiheit des Eigentümers ist rechtsstaatlich umso problematischer, je länger die Dauer des o.g. Kutzungsvcrhältnisses terminiert wird.
e)   Generell werden die Rechte und Interessen Dritter sowohl bei der Frage der Dauer des Nutzungsrechts als auch bei der Frage der Verfügung über die Wohnung bzw. das Mietrecht nicht hinreichend berücksichtigt.
f)   Die Regelung des Vorrangs der kindschaftsrcchtlichen Vorschriften nach § 3 Abs.l GewSchG-E führt - verbunden mit der unglücklichen Beschränkung des § 2
auf einen Nutzungsanspruch im Paarverhältnis - zu einer drohenden Rechtsschutz​lücke zu Lasten der Kinder, die nicht hingenommen werden sollte.
g) Zutreffend wird die Regelung des § 1361b BGB-E nicht auf beliebige Paarbczichun-gen und Haushaltsgemeinschaften ausgedehnt. Die Frage ist aber, ob nicht der Fall einbezogen werden sollte, dass Eltern mit gemeinsamen minderjährigen Kindern zusammenleben,
h)  Die Regelung des § 1361 Abs.4 BGB-E kann zu unangemessenen Ergebnissen führen und ist zu streichen.
i)   Die Anknüpfung sowohl des § 2 GewSchG-E als auch der familiengerichtlichen Zu​ständigkeit an das Bestehen eines auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushalts greift zu weit aus und führt zu zahlreichen Unklarheiten.
4. Gesetzestechnisch ist daraufhinzuweisen, dass die Änderungsvorschläge des Regierungs​enfwurfes noch nicht die Gesetzesfassungen berücksichtigen, die durch das Gesetz zur Been​digung der Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Gemeinschaften; Lcbenspartnerschaften vom 22.2.2001 (BGB1. I 266) vorgesehen sind (Aufmerksamkeit verdienen insbesondere die Vorschriften des GVG und der ZPO). Vor allem enthält der Entwurf keinen Reformvor​schlag zu § 14 LPartG, der inhaltlich dem § 1361b BGB entspricht
B. Zu § l Ge\vSchG-E / Allgemeine Scjiutzniaßnahmen
1. Ein Grundproblem besteht in der Bestimmung der Rechtsnatur der in §§ l und 2 GewSchG-E vorgesehene Rechtsgrundlage. Die Begründung zum Regierungsentwurf ver​tritt die Auffassung, dass es sich bei der Regelung des § l GewSchG nicht um materienrecht​liche Anspruchsnormen, sondern um bloßes Verfahrensrecht handele (BT-Drucks. 14/5429, 17). Die materiellrechtlichcn Grundlagen seien bereits durch das geltende Recht gegeben. Auch der Ansprach auf Wohnungsüberlassung sei gemäß § 2 GewSchG auf Deliktsrecht ge​gründet (BT-Drucks. 14/5429, 19), wenngleich hier wiederum eingeräumt ist, dass es sich um eine “allgemeine materiellrechtliche Grundlage" für Wohnungsüberlassung im Falle von Ge​walttaten handele. Diese Deutung ist problematisch {siehe auch Bundesrat BT-Drucks. 14/5429, S. 38). Gerichtliche Anordnungen, die in grundrechtlich geschützte Positionen einer Person eingreifen, bedürfen eine materiell-rechtlichen, in der Regel einer gesetzlichen Grundlage. Wenn diese in §§ 823 ff., §§ 1004, 862, 12 BGB analog zu sehen wären, so müssten in jedem einzelnen Fall auch die Normelemente dieser Vorschriften geprüft werden,

und zwar nicht nur unter dem Gesichtspunkt, ob ihre Voraussetzungen gegeben sind, sondern ob die jeweiligen Tatbestände auch die vom GewSchG vorgesehenen Rechtsfolgen tragen. Wenn § 1004 BGB (analog) die Anspruchsgrundlage sein soll, so wäre zu unterscheiden, ob im konkreten Fall ein Bexeitigungsanspnich durchgesetzt werden soll (§ 1004 Abs.l S.l BGB) oder ein Anspruch auf künftiges Unterlassen. Die generelle Umschreibung der mögli​chen Maßnahmen in § l Abs.l S.! GewSchG-Ii (..die zur Abwendung weiterer Verletzungen erforderlichen Maßnahmen"1) lässt erkennen, dass es um künftige Unterlassung bestimmter Handlungen gehen soll. Hier ist aber nach § 1004 Abs. l S.2 BGB Wicderholungsgefahr als Voraussetzung verlangt, die als materiellrechtliche Voraussetzung gedeutet wird (Pa~ landt/Bassenge, 60- Aufl., § 1004 RdNr.29), Auch wenn u U die Tatsache erstmaliger Verlet​zung die Vermutung der Wiederholungsgefahr begründet (BGHZ 140, 1). so bleibt doch der Grundsatz, dass die verletzte Person auch für die Wiederholungsgefahr die Beweislast trügt. Dieses Normelcmenl isl in § l GewSchG-E indes überhaupt nicht thematisiert, so dass der Anwendung dieser Vorschrift stets die Prüfung des § 1004 BGB (analog) vorgeschaltet wer​den muss. Auch auf der Rechtsfolgenseite müsste eine entsprechende Prüfung stattfinden, denn das Gericht kann im Rahmen des § l GewSchG-E nichts anordnen, worauf der Verletzte keinen materiellrechtiichen Anspruch hat. Diese Doppelprüi'ung dürfte die Handhabung nicht erleichtern.
2. Geschützte Rechtsgüter. § l Abs. l S. l , Abs.2 S. l Nr. l knüpfen die Seh Litzanordnungen an enge Tatbestände der Verletzung des Körpers, der Gesundheit oder Freiheit, bzw. der Dro​hung mit solchen Verletzungen oder mit T.cbensnachstellung. Nicht allgemein dnbezogen sind insbesondere Verletzungen des allgemeinen Persönlichkeitsrechts und damit die Anwen​dung psychischer Gewalt. Der Freiheitsbegriff wird im GewSchG-K eindeutig im Sinne von § 823 Abs. l BGB aufgefassl, folglich als Fortbewegungsfreiheit und Freiheit der Willensent​schließung. Diese Entscheidung der Verfasser des Entwurfs halte ich für richtig. Das allge​meine Persönlichkeitsrecht bildet ein sehr weites Feld, der Begriff der seelischen Gewalt (un​ter der gelegentlich sogar bloße Gleichgültigkeit gezählt wird) erscheint uferlos. Es ist m.E. richtig, wenn der Entwurf sich darauf beschränkt. gefahrdungstypische Verletzungen des Per​sönlichkeilsrechts herauszugreifen und in Abs.2 S. l Nr, 2b) in den Anwendungsbereich der Norm einzubezichcn. Dagegen spricht auch nicht, dass der neu gefasste § 1631 Abs.2 'S.2 BGB von “seelischen Verletzungen" handelt, da von dieser Norm keine unmittelbaren Rechtsfolgen abhängen (sondern erst über gerichtliche Maßnahmen nach § 1666 BGB unter eigenständigen Voraussetzungen). Der Nachteil der vorgeschlagenen Regelung ist gewiss die
Möglichkeit parallel laufender Verfahren vor dem Familiengericht und der allgemeinen Pro​zessabteilung des Amtsgerichts, z.B. wenn einerseits bei häuslicher Gemeinschaft eine Ge​waltschutzmaßnahme, andererseits die Unterlassung des Öffhens privater Post durch den Partner oder der Zerstörung des Eigentums (Anstechen der Autoreifen etc.) begehrt wird. Doch wiegen diese Nachteile geringer als die Gefahren einer uferlosen Ausdehnung der Zu​ständigkeit der Familiengerichte (dazu noch unten F).
3. Maßnahmen, Adressat: Die Grundnorm des § lAbs.l S.l GewSchG-E lässt es erstaunli​cherweise offen, gegen wen sich die Maßnahmen richten sollen. Erst aus den Beispielen in S.3 wird ersichtlich, dass wohl nur Verhaltensanfordcrungen an den Täter gemeint sind. Dann sollte man es aber auch in der Grundnorm von Abs.! S.l verdeutlichen.
4. Maßnahmen, Beseitigung einer Störung: Die Regelung des § l greift insofern zu kurz, als nur solche Maßnahmen beantragt werden können, durch die “weitere Verletzungen" ab​gewendet werden können (Abs.l S.l) . Wie auch der Katalog von Abs.l S.3 ergibt, geht es nur um künftige Unterlassung bestimmten Verhaltens, nicht aber um die Beseitigung einer noch andauernden Störung.
Beispiel: Eine Frau nimmt einen Mann als Gast in die von ihr gemietete Wohnung auf. Der Mann wird gewalttätig. Er weigert sich, die Wohnung zu verlassen. Der Entwurf sieht hier nichts vor. Das Verbot die Wohnung zu betreten (§ l Abs.l S.3 Nr.1 GewSchG-E) läuft leer, denn der Mann befindet sich bereits in der Wohnung. Eine Maßnahme nach § 2 GewSchG-E scheidet aus, da kein auf Dauer angelegter gemein​samer Haushalt bestellt; es wäre zudem absurd, wenn sich die Frau die von ihr allein gemietete Wohnung “zur alleinigen Nutzung" zuweisen lassen müsste (siehe unten C.6). Selbstverständlich kann die Frau die Polizei rufen und durch deren Eingreifen ihr Hausrecht durchsetzen. Doch ist nicht eiuzusehen, warum die Entfernung aus der Wohnung nicht auch durch zivilrechtliche Eilmaßnahmen soll erfolgen können. Die Frau hat einen Anspruch analog § 1004 Abs.l S.l BGB auf Beseitigung der Störung. Es wäre äußerst unzweckmäßig, wenn das Unterlassungsbegehren mit den Instrumenten des GewSchG, das Beseitigung-begehren hingegen mit den allgemeinen Rechtsschutzinstrumenten verfolgt werden müsste. § l • GewSchG sollte also auch die Anordnung aufzählen, dass sich der Täter aus der Wohnung zu entfernen habe.
§ l Abs.l ist so umzuformulieren, dass unmissverständHch auch solche Maßnahmen ge​
troffen werden können, die einen noch andauernden Störungszustand beenden (Beseiti​
gung einer noch fortwirkenden Störung).
- -
5. Wahrnehmung berechtigter Interessen (§ l Abs.2 S.2). Nach § l Abs.2 Satz 2 GewSchG-E liegt eine unzumutbare Belästigung im Sinne des Abs.2 Satz l Buchstabe b nicht vor, wenn die Handlung der Wahrnehmung berechtigter Interessen dient. Man denkt z.B. an

Kontakte zur Durchführung des Umgangsrcchls mi( Kindern (RT-i)rucks. 14/5429, S.29). Ks ist klar, dass dem Täter eine Kontaktaufnahme mit der verletzten Person möglich sein muss, wenn diese die notwendige Regelung gemeinsamer Angelegenheiten zum Ziel haben. Der Wortlaut geht aber missverständlich darüber hinaus: Er erweckt nämlich den Eindruck, als können das “wiederholte Nachstellen" bzw. das “Verfolgen" durch die Wahrnehmung be​rechtigter Interessen gerechtfertigt sein. Es sollte m.E. eine andere Formulierung gefunden werden.
6. Zur freien Selbstbestimmung unfähige Tüter (§ l Abs.3). Zutreffend lässt Abs.3 Schulzmaßnahmen auch gegen denjenigen Täter zu, ticr die Tat in einem die freie Willcnsbe-stimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit begangen hat, in den er sich durch geistige Getränke oder ähnliche Mittel vorübergehend versetzt hat. Daraus konnten Interpreten der Vorschrift den Umkehrschluss ziehen, dass gegen Personen, die aus sonstigen Gründen der Fähigkeit zur Selbstbestimmung vorübergehend oder dauernd entbeh​ren (.§ 104 Nr.2 BGB), Schutzmaßnahmen unzulässig wären. Das kann nicht hingenommen werden. Zu Recht verweist die Begründung zum Regierungsentwurf darauf hin, dass es bei Unterlassungsansprüchen analog § 1004 BGB nicht auf Verschulden ankomme (BT-Dmcks. 14/5429. 29). § l Abs.3 ist demzufolge allgemeiner zu formulieren (etwa in dem Sinne, dass die Maßnahmen auch gegen einen Täter erfolgen können, der für die Verletzung oder Dro​hung nicht verantwortlich ist). Das gleiche Problem ergibt sich im übrigen auch in Bezug auf minderjährige Täter im Hinbück auf § 828 Abs.2 BGB.
C. Zu § 2 GcwScliG-F. /Überlassung der Wohnung zu_r_aUeinigen Benutzung
1. Zum Begriff des Dauer angelegten gemeinsamer Haushalts. Es erstaunt, dass auf einen “auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushalt" abgestellt wird. Haushalt ist ein auf die Hauswirtschaft bezogener Begriff. Es kann sich z.B. eine Wohngemeinschaft zusammenfin​den, und zwar auch auf “Dauer", die nichts anderes im Sinn hat, als die wirtschaftliche Seite des Lebens (Wohnen, gemeinsame Versorgung mit Essen, gemeinsames Kochen, gemeinsa​me Haushaltskasse) gemeinsam und kostensparcnd zu bestreiten. Fs ist dann erstaunlich, dass nach der Begründung ?,um Regierungsentwurf der Begriff “gemeinsamer Haushalt" gleich​zeitig “innere Bindungen" bedingen soll, die über die reine Wohn- und Wirtschaftsgemein​schaft hinausgehen (BT-Drucks. 14/5429, S.30 rechts): Mit dem Begriff “gemeinsamer Haus​halt" ist auch nicht unbedingt mit der Vorstellung von einer “Lebensgemeinschaft'1 verbun-
den, diesen Terminus hat der Gesetzgeber bisher für die Ehe und die eingetragene Partner​schaft reserviert (§ 1353 Abs.l S.2 BGB, § 2 LPartG). Der gesetzliche Haushaltbegriff schließt nach bisherigem Gebrauch persönliche Beziehungen dann ein, wenn ausgesagt wer​den soll, dass ein Kind in häuslicher Gemeinschaft mit Eltern oder anderen lebt (z.B. § 1603 Abs.2 S.2 BGB), weil man annimmt, dass es dort auch versorgt wird. Hingegen wird das Ver​hältnis von Lebensgefährten selbst wird nicht auf den “gemeinsamen Haushalt" reduziert. Der Umstand, dass auch die Begründung zur Mietrechtsreform diesen Begriff in gleichem Sinne verwendet wie der Entwurf (BR-Drucks. 493/00, S.92 f.), macht ihn nicht logischer und.ver​ständlicher. In Wirklichkeit ist der Begriff aus einer Definition ernommen. die das Bundesver​fassungsgericht für die eheähnliche Gemeinschaft gefunden hat (z.B. FamRZ 1993, 164, 168, mit Abzug der heterosexuellen Komponente). Hier ist aber klar, dass es sich um eine Paarbe​ziehung handelt, die nicht nur “gemeinsamen Haushalt", sondern die gegenseitige Zuwendung und Zuordnung des Lebens überhaupt umfasst.
Das Hauptproblem besteht darin, ob die Regelung des § 2 auf Paurbeziehungen be​schränkt sein soll, die eine innere Bindung aneinander und einen gegenseitige Lebenszuord​nung zum Inhalt (also Ehe, eheähnliche Gemeinschaft, natürlich jeweils auch mit Kindern, eingetragene Partnerschaft, nicht eingetragene homosexuelle Gemeinschaft), Das ist auch nach der Begründung zum Regierungsentwurf (BT-Drucks. 14/5429, S.30) unklar. Einerseits werden “innere Bindungen" verlangt, andererseits soll auch das Zusammenleben alter Men​schen unter den Begriff “gemeinsamer Haushalt" fallen können. Dann aber Ist nicht einzuse-hen, dass die Regelung auf Paarbeziehungen beschränkt bleiben soll, denn einen gemeinsa​men Haushalt auf Dauer kann man auch zu mehreren einrichten, und es müssen auch nicht unbedingt alte Menschen sein. Die Frage ist auch deshalb brisant, weil auch die Zuständigkeit des Familiengerichts nach dem genannten Haushaltsbegriff bestimmt werden soll (§ 23a Nr.6, § 23b Nr. 8a GVG-E). Schon um der Unklarheiten bei der gerichtlichen Zuständigkeit willen, müssen die Vorschriften präziser gefasst werden, wie das österreichische Recht es versucht hat (§ 382b Abs.3 Exekutionsordnung). M.E. sollten Haushaltsgemeinschaften, die nur zur Erleichterung der Lebensführung errichtet werden, nicht einbezogen werden.
2. Anwendung bei mehr als zwei Personen. Der Entwurfstext des § 2 Abs.l erweckt den Eindruck, als habe man es nur mit dem Täter und der verletzten Person also zwei Personen zu tun. Das ergibt sich auch daraus, dass das Opfer die Überlassung der Wohnung zur “alleini​gen" Benutzung soll verlangen können. Doch können auch mehrere Personen im Spiel sein,

z.B. wenn die Eltern mit den minderjährigen oder auch schon volljährigen Kindern zusam​menleben, ferner wenn man auch HaushaKgemeinschaften außerhalb der Paarbezichungcn berücksichtigt (oben C.l). Der Wortlaut der Norm wird dann schief.
Beispiel: Der Vater lobt mit Mutter und volljähriger Tochter zusammen. Er übt Gewalt gegen die Mutter.
diese verlangt mit Erfolg Zuweisung der Wohnung “7ur alleinigen Benutzung". Das bedeutet natürlich
nicht, dass nun auch die Tochter die Wohnung aufgrund der Zuweisung verlassen müsstc; die gerichtliche
Tenorierung wirkt aber befremdend.
Das Beispiel zeigt, wie klug der österreichische Gesetzgeber daran getan hat, nicht eine Zu​weisung der Wohnung an diese oder jene Person, sondern die Wegweisung des Täters zu regeln - für die übrigen Wohnungsinsassen ändert sich nichts!
3. Zu den weiteren Voraussetzungen. Die Voraussetzungen betreffend knüpft § 2 Abs.l an den Tatbestand des § l Abs.l S.l GcwSchG-E an. Danach ist erforderlich, aber auch genü​gend, dass der Anspruchsgegner das Opfer in seiner körperlichen Unverselirtheit oder Freiheit verletzt hat. Es fällt auf, dass auch im Rahmen des § 2 kein Bezug der Gewalttat zur Woh​nung verlangt wird.
Beispiel: A wohnt mit seiner Freundin B zusammen in der von ihm gemieteten Wohnung. Sie fahren zu​sammen in Urlaub. Im Hotel komml es zu einer Auseinandersetzung, in deren Verlauf er die B körperlich misshandelt. B verlang! die Überlassung der Wohnung, nach § 2 Abs i zu Recht, weil zur Tat?.eit der ge-meinsdine Haushalt noch bestand und die Wohmmg noch gemeinsam genutzt war.
Um hier bedenkliche Zuweisungen zu vermeiden, muss sorgfältig geprüft werden, ob der ein​schneidende Entzug der eigenen Wohnung zur Vermeidung künftiger Gewalt wirklich erfor​derlich und ob er verhältnismäßig ist.
Im genannten Fall ist der Anspruch zwar ausgeschlossen, wenn weitere Verletzungen nicht zu besorgen sind {§ 2 Abs.3 Nr. l GewSchG-E), doch gilt dies nicht, wenn wegen der Schwere der Tat der verletzten Person das weitere Zusammenleben mit dem Täter nicht zuzumuten ist. Die B härte sogar drei Monate Zeit, zu tiberlegen, ob sie die Überlassung der Wohnung verlangen will (§ 2 Abs.3 Nr.2 OewSchG-B).
4. Das Problem der Befristung, a) Das Fernhalten eines Berechtigten aus seiner Wohnung und die Überlassung der Wohnung an einen anderen bilden gravierende Eingriff in die Freiheitsrechte des Wohnungsinhabers. Derartige Eingriffe sind nur gerechtfertigt, soweit und solange sie zum Schutz höherwertiger Güter gerechtfertigt sind. Bei der Überlassung der Wohnung an einen anderen für einen längeren Zeitraum stellt sich die Frage der Erforderlich​keit und Verhältnismäßigkeit verschärft. Unter diesem Gesichtspunkt ist eine Regelung zu finden, die nicht über das Ziei hinausschießt. Es ist zu bedenken, dass es bei Maßnahmen nach § 2 nicht darauf ankommt, ob zwischen den Beteiligten eine fainilienrechtliche Bezie-
hung besteht oder nicht; die Gewaltprävcntion allein ist der maßgebliche Gesichtspunkt. Auf keinen Fall darf eine Regelung eingeführt werden, nach welcher die länger fristige AusWei-sung eine Art Straf Charakter trüge.
b) Zu § 2 Abs.2 S.2, 3 GcwSchG-E insbesondere: Diese Grundsätze müssen beachtet wer​den, wenn es darum geht, Fristen für die Maßnahmen nach § 2 festzulegen. Wenn der Täter allein oder mit Dritten dinglich oder schuldrechlHch an der Wohnung berechtigt ist, sieht § 2 Abs.2 S.2, 3 GewSchG-E eine Höchstdauer von 12 Monaten vor.
aa) Dies ist an sich schon eine lange Zeit, wenn man bedenkt, dass die persönlichen Rechts​beziehungen unter den Beteiligten völlig gleichgültig sind. Der Täter, der alleiniger Mieter ist, muss ein möglicherweise ein ganzes Jahr lang für eine neue eigene Wohngelegenheit finan​ziell aufkommen, bleibt andererseits dem Vermieter gegenüber auch zur Mietzahlung für die Wohnung verpflichtet, aus der er ausgewiesen ist. Die Möglichkeit eines Anspruches auf Nut​zungsvergütung (§ 2 Abs.3) nutzt ihm nichts, wenn das in der Wohnung verbleibende Opfer nicht leistungsfähig ist. Unter diesen Umständen wirkt die Überlassung der Wohnung an die verletzte Person für einen längeren Zeitraum wie ein enteignungsgleicher Eingriff. Die glei​che Lage ergibt sich, wenn der Täter Eigentümer der Wohnung ist. M.E. soll schon die Höchstdauer der ersten Zuweisung entschieden kürzer bemessen werden (höchstens 3 Mona​te). Die Gesamtdauer sollte mE ein halbes Jahr nicht überschreiten; unabhängig davon bleibt die Wohnungszuweisung nach § 1361b BGB/§ 14 LPartG.
bb) Völlig unangemessen sind die in § 2 Abs.2 S.2, 3 festgelegten Fristen, soweit Dritten (allein oder zusammen mit dem Täter) das Eigentum oder Mietrecht an der Wohnung zu​steht Es ist schon unklar, was es bedeuten soll, wenn bei Mitberechtigung eines Dritten der
verletzten Person die Wohnung “zur alleinigen Benutzung überlassen" wird. Kann sich das alleinige Nutzungsrecht auch gegen den Dritten richten? Wird diesem die Verfugungsbefug-nis über sein Recht durch die Zuweisung entzogen? Kann, wie § 2 Abs.5 GewSchG-E be​stimmt, nur der Täter eine Nutzungsvergütung verlangen, oder auch der mitberechtigte Dritte? Beispiel: A hat in Berlin eine Wohnung von V gemietet, er ist '/! Jahr beruflich im Ausland. Für diese Zeit überlässt er die Wohnung unentgeltlich seinem Bruder B, der vorübergehend in Berlin zu tun hat. Dieser nimmt seine Freundin C in die Wohnung auf. Nachdem B die C einige Monate später körperlich misshandelt, erwirkt C die Überlassung der Wohnung an sieb selbst zur alleinigen Benutzung für !4 Jahr. Wirkt diese Überlassung auch gegenüber dem A, der zu verabredeten Zeit wieder in seine Wohnung ein-

ziehen will0 Und: Mal den Anspruch auf Nutzungsvcrgiiiung nach § 2 Abs.5 GcwSchG-F, wirklich der B.
nicht der eigentliche geschädigte A?
Es kommt hinzu, dass bei der erstmaligen befristeten Wohnungsüberlassung die Interessen des Dritten nicht in die Abwägung einbezogen werden (im Gegensatz zur Entscheidung über die Verlängerung, § 2 Abs,2 S.3 GewSchG-E).
Grundsätzlich muss eine Regelung gefunden werden, die einen Eingriff in Rechte Drit​ter, die sich das Verhalten des Täters nicht zurechnen lassen müssen, vermeidet.
c) Zu § 2 Abs.2 S.l GewSchG-E insbesondere:
aa) Befristung, aber keine Höchstdauer sind für den Fall vorgesehen, dass Täter und Opfer gemeinsam dinglich oder schuldrechtlich an der Wohnung berechtigt sind. Es sind in die​sem Fall längere Zeiträume denkbar, in denen die dingliche/schuldrcchtliche Nutzungsbe-rechtigung und Nutzung kraft “Überlassung" nach § 2 auseinanderfallen. Das ist sehr prob​lematisch, weil es auch hier auf die Art der persönlichen Rcchtsbeziehiingen (bzw. darauf, ob solche überhaupt bestehen) nieht ankommt. Es ist dringend auch für diese Fälle eine Höchst​trist vorzusehen.
Beispiel: A und B haben in der gemeinsam gemieteten Wohnung zusammengelebt. Nach Übergriffen des A ist B auf ihr Verlangen hin die Wohnung ^u^ alleinigen Nutzung überlassen, zunächst für cm halbes Jahr, die Zuweisung wird aber immer wieder verlängert. B musi eine neue Wohnung nehmen. Da B kein Kinkommcn hat, muss er gleichwohl als Gesamtschuldner die Miete für die Wohnung bezahlen, in der A lebt. Sein Anspruch auf Nutzungsvcrgütum; (§ 2 Abs.5 GewSchG-E) läuft aus gleichem Grund leer. Ob A er je Rückgriff gegen B nehmen kaiin, ist rechtlich wie tatsächlich ungcwiss. L-s kann schwerlich nicht Sinn des § 2 GevvSchG-E sein, einen Partner in den Ruin zu treiben.
Besteht zwischen den Beteiligten eine rechtlich verfasste Partnerschaft ('Ehe. eingetragene Lebenspartnerschaft), so mag dann eine längerfristige Regelung über die besonderen, hierfür vorgesehenen Verfahren getroffen werden (§ 1361h BOR, §§ !HTf lau.sVO, § l 4 LPartG).
bb} Speziell für den Fall gemeinsamer Miete besteht allerdings ein praktisches Bedürfnis für die Möglichkeit aisbaldiger Bereinigung der Lage, gerade auch für den Fall einer rechtlich nicht verfassten Partnerschaft.
Angenommen im obigen Fall ist die Miete ausgesprochen günstig. A und B möchten beide die Wohnung für sich allein, keiner stimmt einer entsprechenden Änderung des Mietverhältnisses. /,u welcher der Ver​mieter bereit wäre, zu.
Man könnte überlegen, ob nicht für diesen Fall (beide Partner sind Mieter) das Gericht die Befugnis erhalten sollten, ähnlich wie bei der Hausratsordnung auf Verlangen eine Dauerre-gelung zu gestalten, bei der auch die Interessen des Vermielers angemessen berücksichtigt
werden könnten. Es wird häufig so sein, dass eine- Wiederaufnahme der häuslichen Gemein​schaft nicht in Betracht kommt, der eine Partner aber das Mietverhältnis allein fortsetzen möchte. Dazu bedarf er der Mitwirkung sowohl des Vermieters als auch des anderen Partners. Verweigert sich der andere Partner, so bliebe nur die Möglichkeit die Wohnung aufzugeben, d.h. notfalls den anderen Partner auf Mitwirkung an der Kündigung zu verklagen (zur Rechtslage bei Ehegatten Johannsen/Henrich/Brudermüller, Eherecht, 3. Aufl. 1998, § 5 HausrVO RrdNr.9; selbst hier sind die Voraussetzungen einer Mitwirkungspflicht an der Kündigung der Ehewohnung nicht völlig eindeutig); mit der Kündigung stünde die Wohnung nicht mehr zur Verfügung. Ein Anspruch gegen den anderen Partner auf das Einverständnis mit einer Vertragsänderung (Fortsetzung des Mietverhältnisses durch einen Partner allein) ist meines Wissens von der Rechtsprechung noch nicht anerkannt (wohl von einzelnen Stimmen in der Lit., siehe Finger WuM 1993, 581 ff.; Mutter ZMR 1994, 7 ff.).
Freilich muss man sich darüber im Klaren sein, dass eine solche Regelung über das Ziel der Gewaltprävention hinausgeht und eher ein allgemeines Problem des Wohnungsmietrechts betrifft, das auch entstehen kann, wenn keine Gewalt im Spiel ist. Insofern wäre der Zielbc-reich des GewSchG überschritten. Es soll daher kein Vorschlag dieser Art gemacht, aber die sachliche Problematik vorgestellt werden.
5. Rechtslage, wenn weder Täter noch Opfer an der Wohnung dinglich oder schuld​rechtlich berechtigt sind. Dieser Fall wird von der Grundnorm des § 2 Abs.l GewSchG-E crtasst, bei der Regelung über die Befristung aber nicht erwähnt. Auch hier muss aber das Prinzip der Befristung gelten.
Beispiele: Die Eltern A und B leben mit ihrem volljährigen Sohn C und dessen Freundin D in einem ge​meinsamen Haushalt. C misshandcll die D. Daraufhin erreicht die C eine Anordnung nach § 2 GewSchG-E, wobei die “alleinige Nutzung" natürlich nicht unter Ausschluss der Eltern des C gedacht werden kann..
Oder: Zwei Männer (X und Y) leben in einer nicht registrierten Lebensgemeinschaft in. einer Wohnung, die X gemietet hat. X misshandelt den Y, dieser erhält die Wohnung altein zugewiesen. Y nimmt nun ei​nen neuen Partner (Z) in die Wohnung auf, den er seinerseits einige Zeit später misshandelt. Kann nun der neue Partner Z von Y die Überlassung der Wohnung verlangen? Weder Täter noch Opfer hat eine Rechtsposition an der Wohnung, doch ist der Fall vom Wortlaut des § 2 Abs. l GewSchG-E erfasst, nJchf aber von den Belrislungsvorschriilen des Abs.2.
Der Fall wirft eine weitere Frage auf: Hat, wenn die Wohnung dem Z “allein" zugewiesen wird, der X nicht Anspruch darauf, wieder in die Wohnung zugelassen zu werden? Denn er ist dem Z gegenüber ja kein Täter gewesen!

Auch diese Fälle zeigen im übrigen, dass “Überlassung zur alleinigen Nut7ung" eine proble​matische Konstruktion ist.
6. Rechtlage bei Alleinberechtigung der verletzten Person. Nach dem Entwurf scheint die verletzte Person auch dann einer gerichlÜchen “Überlassung der Wohnung zur alleinigen Nut​zung" zu bedürfen, wenn ihr allein (oder mit Drillen) die Wohnung kraft dinglichen oder ob​ligatorischen Rechts zugewiesen ist, z.B. wenn sie allein die Wohnung gemietet hat. Das ver​wundert, wenn der Täter, wie üblich, auch ihr gegenüber keinerlei Rechtsposition an der Wohnung innehat, sondern sich dort nur aufgrund der jederzeit widerruflichen Gestaltung der Mieterin aufgehalten hat. Es muss in solchem Fall genügen, wenn der Täter aus der Wohnung aufgrund § ) GewSchG-E entfernt wird-die Vorschrift müsste allerdings entsprechend ver​deutlicht werden (siehe oben B 4). M.E. bedarf es dann überhaupt keiner Entscheidung nach § 2, die nur zu Missverständnissen Anlass gäbe. Denn die “Überlassung der Wohnung zur allei​nigen Benutzung" durch den Nichtmieter an den alleinigen Mieter erweckte in solchem Fall den Eindruck, das alleinige Nutzungsrecht sei von einer “Überlassung" des Täters abgeleitet (und entsprechend eingeschränkt!). Davon kann aber keine Rede sein.
7. Wohnungszuweisung ohne Wiederholungsgefahr. Nach § 2 Abs.3 Nr. l GewSchG-E kann auch dann die Überlassung der Wohnung zur alleinigen Nutzung verlangt werden, wenn weitere Verletzungen nicht zu besorgen sind, der verletzten Person aber das weitere Zusam​menleben mit dem Täter wegen der Schwere der Tal nicht zuzumuten ist. Diese Sanktion ü-berschieitel die Ziele des Gewaltschutzgesetzes und ist in dieser Allgemeinheit auch nicht angemessen. Denn zu Unzumutbarkeit des Zusammenlebens bedeutet ja nicht, dass die ver​letzte Person in der einst gemeinsam bewohnten Wohnung verbleiben müsste. Die Regelung ist nur als kurzfristige Übergangsregelung für den Fall angemessen, dass die verletzte Person keine anderweitigen Wohnräume zu finden vermag.
8. Rcchtsnatur des Nutzungsverhältnisses. Im Gegensatz zur österreichischen Regelung. bei der die Wegweisung des Täters im Vordergrund steht und die Rechtsverhältnisse im übri​gen unberührt bleiben, operiert der Entwurf mit der Rechtsfigur eines Anspruchs auf Überlas​sung der Wohnung zur alleinigen Nutzung. Das bringt schon in dem Fall schiefe Ergebnisse", dass sich über Täter und Opfer hinaus weitere Personen berechtigt in der Wohnung aufhalten. Die genannte Konstruktion des GewSchG-E ist aber auch soml unzweckmäßig; Sie verschärft die Frage nach der Rechtsnatur des Nutzungs Verhältnisses, das offenbar allein zwischen dem
Täter und dem Opfer bestehen soll. Das Gesetz spricht von einem “Nutzungsrecht" z.B. in § 2 Abs.4 GewSchG. Klar ist. dass es mit dem eventuell bestehenden Mietverhältnis nichts zu tun hat, das völlig unabhängig davon existiert und den bzw. die Mieter verpflichtet. Im übrigen ist das NutzungsVerhältnis (schon bei § 1361b BGB) eine große Unbekannte. So fragt sich gera​de bei Zuweisungen, die sich über längere Zeit hinziehen, was die in der Wohnung verbliebe​ne Person eigentlich darf. Darf sie ihre hilfsbedürftige Mutter in die Wohnung aufnehmen ? Darf sie einen neuen Partner/Partnerin in die Wohnung einziehen lassen? Darf sie ihre beruf​liche Tätigkeit (z.B. als Übersetzerin) in die Wohnung verlagern? Spielt es eine Rolle, ob sie zu einem Nutzungsentgelt (§ 2 Abs.5 GewSchG-E) verpflichtet worden ist oder nicht? Gilt auch gegenüber dem nach § 2 GewSchG Nutzungsberechtigten der Grundsatz: Kauf bricht nicht “Miete"? Wie gestaltet sich das Verhältnis des ausgewiesenen Mieters zum Vermieter ? Ich glaube nicht, dass der Gesetzgeber die Probleme, die schon bei § 1361b ungelöst im Räu​me stehen, jetzt aus Anlass des Gewaltschutzgesetzes bewältigen kann. Es ist dies ein Grund mehr, längerfristige Wohnungszuweisungen allein zum Zwecke der Gcwaltprävcntion und ohne Rücksicht auf die persönlichen Rechtsverhältnisse zu vermeiden. Der Gesetz​geber sollte sich auch überlegen, ob nicht die Wegweisung des Täters für begrenzte Zeit ohne Rücksicht auf die Rechtsverhältnisse dem Zweck des Gesetzes eher genügt als die positive Zuweisung eines Nutzungsrechts, das eine Reihe schwieriger Fragen aufwirft.
9. Zu § 2 Abs.4 GewSchG-E, Verfügungsbefugnis, a) Ein Problem sowohl für § 2 GewSchG als auch für § 1361b BGB stellt sich mit der Frage, ob dem Wohnungsberechtigten die Verfiigungsbcfugnis über sein Recht an der Wohnung genommen werden kann. Der Wortlaut des Entwurfes äußert sich dazu nicht deutlich. Es ist nur gesagt, dass der Täter alles zu unterlassen hat, was geeignet ist, die Ausübung des Nutzungsrechts zu erschweren oder zu vereiteln, wenn der verletzten Person die Wohnung zur Benutzung überlassen ist. Die Be​gründung zum Regierungsentwurf (BT-Drucks. 14/5429, S.33) sieht darin eine Ermächtigung des Gerichts, ein Verfügungsverbot nach § 136 BGB auszusprechen. Eine derartiger Eingriff in die Verfügungsfreiheit der Eigentümers oder Inhabers schuldrechtlicher Rechtspositionen müsste m.E. ausdrücklich im Gesetz verlautbart werden. Ein bloße im Gesetz formulierte Unterlassungsverpflichtung des Täters stellt m.E. keine hinreichende Ermächtigungs​grundlage dar. Der Eingriff in die Verfügungsfreiheit des Eigentümers oder Inhabers einer Forderung kann m.E. ferner nur dann gerechtfertigt werden, wenn es sich um relativ kurz be​messene Zeiträume handelt.

b) Besonders problematisch wäre es, wenn die Verfügungsbefugnis Dritter durch eine auf § 2 Abs.4 Gew'SchG-E gestützte Maßnahme tangiert würde. § 2 Abs. 4 GewSchG-E richtet die Untcvlassungspfiicht nur an den Täter, nicht an einen mitbcrcchtigten Dritten. Dieser kann aber durch Maßnahmen gegen den Täter involviert werden.
Beispiel: Herr X und Frau Y haben zusammen eine große Wohnung gemietet, um eheähnlich zusammen zu leben. Die Beziehung gerät in die Krise, die Partner teilen die Wohnung im Innerwerhältnis unter sich auf. X nimmt seine neue Freundin Z in die Wohnung auf. Nach einiger Zeit misshandell er sie; Z verlangt erfolgreich die Überlassung des von X und Z bewohnten Teils der Wohnung zur alleinigen Nutzung. Frau Y möchte nun die Wohnung kündigen. Sie hat an sich einen Anspruch gegen X auf Mitwirkung bei der Kündigung; andererseits isl X durch die NuizungsbeUignis der Z gebunden.
Besonders gravierend wird die Kollision mit Drittinteresscn bei Miteigentum des Täters zu​sammen mit einem Dritten.
Beispiel: Die Brüder H und K sind Miteigentümer einer Wohnung, in die iibspnichegemäß K einzieht. Er nimmt seine Freundin L in die Wohnung auf. Nach körperlichen Übergriffen des K wird Frau L die Woh​nung zur alleinigen "Nutzung zugewiesen. Der K. wird mit einem gerichtlichen Verftigungsverbot belegt. Nun mochte H die Teilungsversteigerung nach § 180 ZVG beireiben. l-r ist durch eine Einschränkung der Verfügungsbefugnis seines Bruders daran nicht gehindert. Die Frage ist dann aber, ob das der L einge​räumte Nutzungsrecht dem Knverher gegenüber gilt.
c) Schafft man eine Regelung, welche die Einschränkung der Verfügungsbefugnis des Täters durch gerichtliche Entscheidung vorsieht, so ergibt sich die Frage, ob eine verbotswidrige Verfügung absolut oder relativ unwirksam sein soll. Mit dem Bundesrat (BT-Drucks. 14/5429, S.38} ist davon abzuraten, das gerichtliche Vcrfügungsvcrhot mit einer bloß relati​ven Unwirksamkeit zu sanktionieren. Dies führte zu kaum lösbaren miircchllichen Proble​men, welche die Bundesregierung unzutreffend negictt (BT-Drucks. 14/5429, S.42). Wenn z.B. die entgegen einem relativen Veräußerungsverbot ausgesprochene Kündigung durch den Mieter (= Täter) nur im Verhältnis zwischen Täter und Opfer unwirksam isl, nicht aber ge​genüber dem Vermieter, so entfällt ab (relativer) Wirksamkeil der Kündigung nicht nur der Mietzinsanspruch des Vermieters, sondern auch dessen Leisliingspflicht. Allerdings ist der Mieter zur Rückgabe der gernieteten Sache verpflichtet, zu der er freilich nicht in der Lage ist (sofern man nicht annimmt, dass der Räumungsanspruch nach § 556 Abs.3 auch gegenüber dem nach § 2 GewSchG-E Nutzungsberechtigten durchgreift). Lis bleibt dann nicht bei der Verpflichtung des Mieters zur Zahlung der Vergleichsmictc. da die Geltendmachung weiteren Schadens nicht ausgeschlossen ist, wenn die Rückgabe aufgrund von Umständen unterblieben ist, die der Mieter zu vertreten hat (§§ 557 Abs. l S.2, Abs.2, § 280 BGB). Es ist dringend zu empfehlen, die gerichtlichen Verfügungsverbote mit einer absoluten Unwirksamkeit zu sank-
tioniercn. Systematische Bedenken hiergegen sind wenig gewichtig. So wird z.B. das gesetz​liche Verfiigungsverbot nach § 1369 BGB, obwohl es nur den Schutz einer bestimmten ande​ren Person (des anderen Ehegatten) bezweckt, also absolutes Veräußerungsverbot aufgefasst
(BGHZ40, 218).
D. Zu_§__l_3_61b_ BGB - Wohnungszuweisung bei Gctrcnntlcbcn von Ehegatten
1. Zum Anwendungsbereich des § 1361b BGB generell. Nach der Konzeption des Entwurfs soll der Anwendungsbereich des § 1361b BGB nicht über Ehegatten hinaus erweitert werden (anders nur nach § 14 LPartG für eingetragene Partner des gleichen Geschlechts). Dem ist im Prinzip zuzustimmen, weil die weitreichenden Wirkungen der gerichtlichen Entscheidungen aufgrund § 136Ib BGß nicht gerechtfertigt sind, wenn die Partner keine rechtliche Verant​wortung füreinander übernommen haben. Freilich sollte der Gesetzgeber Überlegen, ob nicht​verheiratete Paare mit gemeinsamen minderjährigen Kindern nicht in die Regelung des § 1361b BGB einbezogen werden sollten. Hier besteht war keine Ehe, aber - gleichgültig wie das Sorgerecht geregelt ist - die gemeinsame elterliche Verantwortung als rechtliche Grundlage auch für eine länger tristige Nutzungsregelung, soweit sie um des Kindeswohles willen notwendig und den sonstigen Beteiligten zumutbar ist. Freilich dürfte, da keine Ehe​scheidung als weitere Zäsur ansteht, nicht einfach § 1361b BGB für anwendbar erklärt wer​den; es müsste - auch im Hinblick auf die Dauer von Maßnahmen und die Überfuhrung in “endgültige" Verhältnisse - eine besondere Norm (am besten im Kontext des Kindschafts​rechts) geschaffen werden. Das würde es auch erleichtem, die Maßnahmen nach § 2 GewSchG zeitlich weiter zu beschränken, weil die dringenden Fälle, die ein besonderes Be​dürfnis für länger fristige Maßnahmen mit sich zu bringen pflegen, eine angemessene Rege​lung gefunden hätten.
2. Zu § 1361b Abs.L BGB-E. Die Umformulierung des § 1361b BGB ist zu begrüßen, insbe​sondere der Austausch der Eingriffsschwclle “schwere Härte" gegen den Begriff “unbillige
Härte". Damit wird es den Gerichten, die bisher eine zu restriktive Linie verfolgten, erleich​tert, ihre Rechtsprechung zu ändern.
3. Zu § 1361b Abs.2 S.l BGB-E. Auch der Regelung des § 1361b Abs.2 BGB-E möchte ich zustimmen. Dadurch kann vermieden werden, dass die Gerichte unter Berufung auf das Prin​zip der Erfprderlichkeit und Verhältnismäßigkeit in Gewaltfallen die Wohnung nur zum Teil

zuweisen und damit die Situation drohender Gewalt für das Opfer aufrechterhalten. Entgegen dem Vorschlag des Bundesrates (BT-Drucks. 14/5429, 39) sollte die Einschränkung ,.in der Regel" aufrechterhalten bleiben; auch wenn diese Einschränkung gestrichen würde, wären die Gerichte aus rechts staatlichen Gründen gezwungen, sie als ungeschriebenes Normmerkmal zu handhaben. Da Abs.2 S.l die Folge - Zuweisung der gesamten,Wohnung - nicht an eine be​stimmte Schwere der Verletzung oder Drohung knüpft, muss dem Gericht eine Abwägungs​möglichkeit verbleiben.
4. Zu § 1361 b Abs,2 S.2 BGB-E: Diese Vorschrift birgt eine Unklarheit. Diese Vorschrift bezieht sich offenkundig auf den Fall des Abs.2 S.l. also den Fall, dass wegen geschehener Verletzung die Wohnung zur alleinigen Benutzung zugewiesen werden soll. Dann sollte man aber nicht generell formulieren “Der Anspruch auf Wohnungsüberlassung ist nur dann ausge​schlossen"', denn die Zulässigkeit der Zuweisung einen Teils der Wohnung wird dadurch nicht berührt, richtet sich vielmehr nach der allgemeinen Rechtsgrundlage aus § 1361b Abs.! S. 1. Ich schlage für Abs.2 S.2 folgende Formulierung vor:
.,Der .Anspruch auf Zuweisung der gesamten Wohnung zur alleinigen Benutzung ist in
diesem Falle...''
Damit ist klargestellt, dass die Vorschrift nichts darüber aussagt, ob die Zuweisung eines Teils der Wohnung zur alleinigen Benutzung gerechtfeit igt ist. Würde man die Einschränkung an​ders verstehen (so anscheinend die BT-Drucks. 14/5429, S.33). so käme man zu dem nicht sinnvollen Ergebnis, dass die Zuweisung eines Teils der Wohnung in Gewaltschutzfallen schwerer zu erreichen ist bzw. engeren Grenzen unterliegt als in anderen Fällen der “unbilli​gen Härte".
5. Zu § 1361b Ans.3: a) Die Probleme der Vcrfügungsbei'ugnis stellen sich ähnlich wie bei § 2 Abs.4 GewSchG-E dar. Ob aus der vom Entwurf ausgesprochenen Verpflichtung zu Un​terlassen nutzungsstörender Maßnahmen die Befugnis des Gerichts hergeleitet werden kann, die Verfügungabefugnis des dinglich oder schuldrechllich an der Wohnung Berechtigten ein​zuschränken, erscheint mir zweifelhaft. Denn die Befugnis zu rechtlicher Gestaltung in Bezug auf die Wohnung gewährt die Hausratsverordnung zwar bei der Scheidung (§ 5 IlausrVÜ), nicht aber bei Getrennt leben. Zwar leitet eine verbreitete Komincntanrtcinung (siehe nur Jtr-hannseti'Henrich/Brndermüller, Eherecht, 3. Aufl. 1998, § 1361 RdNr. 63) schon für die ge​genwärtige Rechtslage aus § 15 iVm. § 38a HausrVO iVm. § 136ib BGB die Befugnis der Gerichts ab, die Kündigung des Mic-tVerhältnisses auch im Falle des Getrenntlebens zu ver-
bieten. Gesichert scheint mir diese Auffassung indes nicht, weil mE der Eingriff in die Vcrfü-gungsfreiheit des Rechts Inhaber s (also des Eigentums im verfassungsrechtlichen Sinne) einer materiellen Rechtsgrundlage bedarf, die in einer bloß verfahrensrechtlichen Vorschrift zur Durchführung anderweitiger Maßnahmen schwerlich gesehen werden kann. Ich schlage daher vor, die Einschränkung der Verfügungsbefugnis auch bei § 1361b im Gesetz ausdrücklich zu verlautbaren. Damit könnte auch klargestellt werden, dass auch die Verfügungsfreiheit über das Eigentum eingeschränkt werden kann, so dass z.B. ein Antrag auf Teihmgsversteigerung (§ 180 ZVG) unzulässig wäre. Soweit allerdings Dritte Miteigentümer sind, bestehen gegen Einschränkungen ihrer Verfügungsfreiheit die oben (C.9.b) geltend gemachten Bedenken.
b) Wie bei der einschlägigen Regelung des Gewaltschutzgesetzes sollte der Verstoß gegen ein gerichtliches Verfügungsverbot mit der Sanktion der absoluten (nicht bloß relativen) Unwirk​samkeit ausgestattet werden. Auf das unter C.9.c) Gesagte darf verwiesen werden. Es ist ein​fach nicht einzugehen, dass Verfügungen über Hausrat ohne Zustimmung des anderen Ehe​gatten absolut unwirksam sind (§ 1369 iVm. § 134 BGB), während verbotswidrige Verfügun​gen über die Ehewohnung nur relativ unwirksam sein sollen (mit allen oben dargestellten Komplikationen der relativen Unwirksamkeit).
c) Auch wenn man mit der h.M. - die sicher auch für den neuen § 1361b Abs.4 GewSchG-E weitergeführt würde - solche gerichtlichen Anordnungen für zulässig hält, besteht die Gefahr, dass sie in manchen Krisenfällen zu spät kommen wird.
Beispiel: Der Täter als alleiniger Mieter schließt vor der Wohnungszuweisung einen Aufhebungsveitrag mit dem Vermieter.
Es stellt sich daher die generelle Frage, ob nicht kraft Gesetzes die Verfüg«ngsbefugnis der Ehegatten über die Ehewohiiung nicht an die Zustimmung des anderen Ehegatten gebunden werden sollte, wie dies in anderen europäischen Ländern der Fall ist (siehe dazu
die Darstellungen in: Henrich/Schwab, Der Schutz der Familienwohnung in deutschen Rechtsordnungen, Beiträge zum Europäischen Familienrecht, Bd.2, 1995), Das deutsche Recht weist die Eigenheit auf, dass die Verfügungsbefugnis der Ehegatten zwar in Bezug auf den Hausrat bei gesetzlichem Güterstand eingeschränkt ist (§ 1369 BGB; bei der eingetrage​nen Partnerschaft sogar ohne Rücksicht auf den Vermögensstand!), dass aber die Ehewolv nung als das Zentrum des familiären Lebens diesen Schutz nicht genießt, Die Rechtsprechung über die Jahrzehnte hinweg zeigt, dass sich die Gerichte außerordentlich schwer tun. unfaire Verfügungen über das Familienheim wegen Verstoßes gegen die Pflichten des § 1353 Abs. l S.2 oder wegen Beeinträchtigung des von der Rechtsprechung anerkannten Rechts jedes Ehe-

gatten “am räumlich-gegenständlichen Bereich der Ehe" für unwirksam zu erklären (Darstel​lung der Rechtsprechung bei: Schwab, Der Schlitz der Familienwohnung im deutschen Recht, in: Henrich/Schwab. a.a.O.., S. 129, 135 ff). Letztlich ist das Familienheini gegen unfaire Veräußerungen nur dann geschützt, wenn es zufällig das Objekt das ganze oder “fast das gan​ze" Vermögen des Verfügenden ausmacht (§ 1365 BGB).
6. Zu S 1361b Abs.4. a) Ich teile die Bedenken des Bundcsratcs (RT-Drucks. 14/5429, S.39 f.). Die Vorschrift ist dringend zu streichen. Da bei der unwiderlegliehcn Vermutung auf die Umstände, unter denen Trennung und Auszug stattgefunden haben, Überhaupt keine Rolle spielen, kann die Regelung zu völlig unangemessenen Ergebnissen führen.
Beispiel: Die vom Mann schwer misshandelte Frau flieht in ein Frauenhaus. Dann nimmt sie sich ein Zimmer an einem anderen Ort. Aus Angst vor weiteren Übergriffen teilt sie dem Mann die Adresse nicht mit. Sie hat aber für den Fall, dass sie sich sicher fühlen könnte (z,B. nach Verurteilung des Mannes zu einer Freiheitsstrafe) noch Interesse an der Ehewohnung. Sie müssle, um dem Mann ihr Interesse an der Fhewohmmg zu bekunden, mit ihm Kontakt aufnehmen. Freilich brauchte sie ihren Aufenthaltsort nicht preisgeben, sie könnte auch einen Bevollmächtigten einschallcn. Die Angsl vor irgendeinem Kontakt mit dem Tä'iei ist aber starker als das rationelle Durchspielen der Möglichkeiten. Soll wirklich die Frau nach einem halben Jahr unwiderleglich dem Mann “das alleinigen Nut/ungsrecht an der Wohnung Überlassen" haben''
b) Der Stellungnahme des Bundesrates ist auch darin zuzustimmen, dass die Rechtsfolgen des unwiderlegHch vermuteten Überlassens nicht ganz klar sind. Die Frage, welche Wirkung ausdrückliche oder stillschweigende Abreden unter den Ehegatten über die Nutzung der Ehe​wohnung bei Getrennlleben haben, gehört zu den dogmatisch noch nicht hinreichend behan​delten Gegenständen. Meines Erachtens behalt - gleichgültig wer nutzt und nutzen darf- die bisher gemeinsam bewohnte Wohnung ihren Charakter als Ehewohnung bis zur rechtskräfti​gen Scheidung. Das hat zur Folge, dass Abreden nur vorläufigen Charakter haben und im später auftretenden Streitfall eine anderweitige gerichtliche Entscheidung nicht hindern, wenn z.B. dargelegt werden kann, dass die Abrede durch die Änderung der Verhältnisse hinfällig ist. Auch die gerichtliche Entscheidung selbst ist nach § 17 HausrVO abänderbar. Der Satz in der Begründung zum Regierungsentwurf, nach Ablauf der Frist brauche der in der Wohnung verbliebene Ehegatte die Rückkehr des anderen nicht zu dulden, klärt die Rechtslage nicht. Wahrscheinlich steht den Verfassern des Entwurfs als Rechtsfolge des Abs.4 auch vor Augen, dass der Ehegatte, der die Wohnung verlassen hat, nach Ablauf der Frist keine Wohnungszu​weisung an sich mehr verlangen kann. Das stünde im Gegensatz zu den sonst flexiblen Rege​lungen, mit denen auf eine Veränderung der Verhältnisse reagiert werden kann und wäre - da
die Gründe des Auszugs und die Lebenssituation des Opfers keine Rolle spielen sollen - un​angemessen. Die Regelung ist insgesamt zu streichen.
E. Zu den Konkurrenzen f§ 3 GewSchG-E)
1. §§ 1666, 1684 BGB. Für Schutzmaßnahmen gegen Gewalt von Sorgeberechtigten gegen​über Kindern ist, wie der Entwurf richtig sieht, § 1666 einschlägig, von daher auch die in § 3 Abs. l GewSchG-E vorgesehene Doppelspurigkeit der Instrumente und der Vorrang des § i 666 konsequent. Indes lässt sich die Wirklichkeit der Familie nicht so säuberlich trennen.
Beispiel: Ein Mann lebt mit Frau und gemeinsamen Kindern nichtehelich zusammen, beide haben das Sorgerechl. Er misshandett die Kinder schwer, aber nicht die Frau. Die Frau rauchte nun a) dass dorn Mann das Sorgcrccht und der Umgang mit den Kindern entzogen und b) ihr die Wohnung zur alleinigen Nutzung mit den Kindern überlassen wird. Die unter a) genannten Begehren sind nach Kindschaftsrecht (§§ 1666, 1684 BGB) zu beurteilen. Nach § 3 Abs. l GewSchG-E würde das auch filr den Wunsch nach Wohnungszuweisung gelten. Es ist aber sehr zweifelhaft, ob § 1666 BGB eine solche Rechtsfolge hergibt. Zwar ist der Wortlaut des § 1666 BGB offen (die zur Abwehr der Gefahr erforderlichen Maßnahmen), die Kommentierungen zu dieser Vorschrift nennen indes die Zuweisung der bisher genannten Wohnung an den sorgeberechtigten Elternteil nicht. Die Zuweisung der Wohnung ist ein Problem der Paarbezieliung, in die § 1666 nicht eingreift.
Auch hier zeigt sich das österreichische Konzept der Wegweisung deutlich überlegen, weil es dort gar nicht darauf ankommt, ob gegen den Partner oder die-Kinder die Gewalt verübt wur​de, weil auch die Kinder antragsberechtigt sind.
Enfrveder sollte § 2 GewSchG-E daher dahingehend verändert werden, dass auch die Gewalt gegen die in der Hausgemeinschaft lebenden minderjährigen Kinder genügt, um den Tä​ter zu entfernen und die Wohnung der Nutzung der übrigen Familienmitglieder zu überlassen. Oder man müsste bei § 1666 einen Zusatz formulieren, dass das Gericht auch Maßnahmen nach Art des § 2 anordnen kann. Auch nebeneinander ergäben die Regelungen einen Sinn, wenn man bedenkt, dass die Wegweisung den nicht sorgeberechtigten Elternteil, aber auch den Sorgeberechtigten treffen kann.
im Ergebnis droht bei der derzeitigen Fassung der §§ 2 und 3 GewSchG-E eine Rechts-schutzlücke zu Lasten der Kinder. Zudem wirkt das Nebeneinander der Schutzinstrumente kompliziert. In Gewaltfallen sollte eine Regelung gefunden werden, die eine schnelle vorläu​fige, aber klare Regelung der gesamten Verhältnisse (Wohnung, Sorge, Umgang) ermög​licht.

2. § 1361b BGB. In der Begründung zum Regierungsentwurf (BT-Drucks. 14/5429, S.21) klingt der Gedanke an, in den Fällen, in denen die Wohnungsüberlassung im Hinblick auf eine beabsichtigte Scheidung der Ericleute begehrt wird, sei § 1361 b die speziellere Vor​schrift. Wenn damit gemeint sein sollte, dass in diesem Fall § 2 GewSchG-F, verdrängt würde, ist der Auffassung zu widersprechen. Weder § 2 GcwSchG-E noch § 1361b haben das Ge​ringste mit Scheidungsabsichten zu tun. Der Schutz nach § 2 GcwSchG-F reagiert auf (weite​re) drohende Gewalt; die Vorschrift ist anwendbar, gleichgültig ob es sich um Ehegatten han​delt oder nicht, gleichgültig auch, ob einer von ihnen die Scheidung beabsichtigt oder nicht. Hätte der § 1361b verdrängende Wirkung, so wäre der Schutz von Ehegatten gegen drohende Verletzungen geringer als der von nicht mit miteinander Verheirateten, da bei § 1361b im​merhin die Hürde der unbilligen Härte überwunden werden muss (bei § 2 GcwSchG-E nur bei Drohung, siehe Abs.6). Die Schutzinstrumente stehen völlig selbständig nebeneinander und können auch hintereinander in Anspruch genommen werden (z.B. zunächst eine Ausweisung nach § 2 für eine kürzere Zeit, dann ein Verfahren nach § 1361b).
F. Zu §§ 23a, 23b GVG, 621 ZPO / Zuständigkeit der Familiengerichte
Die generelle Zuweisung der.,Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz, wenn die Beteiligten einen auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushält führen oder innerhalb von sechs Monaten vor der Antragstellung geführt haben" an die Famiiiengerichte, wird die Problematik der pa​rallel laufenden Zuständigkeiten für Sachverhalte, die eine Lebenseinheit ausmachen, ver​scharfen. Das gilt insbesondere, wenn man den Begriff des auf Dauer angelegten gemein​schaftlichen Haushalts so weit fasst, dass er auch Haushaltsgetneinschaften, die zum Zwecke bloßer Lebenserleichterung eingegangen werden, einbezieht (siehe oben C.!), Es ergibt sich dann die Frage, warum die Familiengerichte dann nicht auch für andere Streitigkeiten inner​halb solcher Gemeinschaften zuständig sein sollen (“Ilaushaltssachen"?).
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Stellungnahme zum Gesetzesentwurf der Bundesregierung zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung (BT-Drucksache 14/5429/BR-Drucksache 11/01)
Frauenhausmitarbeiterinnen und Multiplikatorinnen der Frauenhausarbeit begrüßen sehr, dass der Gesetzesentwurf der Bundesregierung zur Verbesserung des Schutzes der von Gewalt betroffenen Frauen und Kinder dem Bundestag zur Beschlussfassung vorliegt. Damit wird der langen Forderung entsprochen, für den Schutz von Körper, Gesundheit und Freiheit von Frauen wirksamere zivilrechtliche Maßnahmen einsetzen zu können. Wir anerkennen insbesondere, dass die Bundesregierung in einigen wesentlichen Punkten die Anregungen aus unserer Stellungnahme zum Referenten​entwurf vom Juni 2000 aufgenommen hat. Dies gilt vor allem für
•         die Sprache des Gesetzes,
•         die Streichung des Begriffs der "unbilligen Härte" und
•         den Verzicht auf die zwingende Anhörung des Jugendamtes vor Erlass einer Schutzanordnung.
Einige Probleme, die wir bereits in der Stellungnahme vom Juni 2000 angesprochen haben, sehen insbesondere die Frauenhausmitarbeiterinnen aufgrund ihrer langjäh​rigen Erfahrungen in der Arbeit mit Frauen, die Gewalt erlebt haben, im vorgelegten Regierungsentwurf als noch nicht zutreffend genug gelöst an. Dabei messen wir den Entwurf an seiner Zielsetzung: Von Gewalt betroffene Frauen und Kinder sollen effektiv geschützt werden, unabhängig davon, ob sie verheiratet sind, ob sie auf Dauer zusammenleben oder welchen Aufenthaltsstatus sie haben. Denn alle Frauen sind nach der derzeitigen Rechtslage unzureichend geschützt. Vor allem Migrantinnen müssen unabhängig von ihrem Äufenthaltsstatus den zivilrechtlichen Schutz für sich in Anspruch nehmen können, ohne Nachteile befürchten zu müssen.
Trägen Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband Gesamtverband e.V. Heinrkh-Hoffmann-Straße 3 60528 Frankfurt am Main

Mit dieser Stellungnahme möchten wir verdeutlichen, warum auch andere Anregungen aus unserer ersten Stellungnahme im Gesetz Berücksichtigung finden sollten. Weiter zeigen wir zwei Probleme auf, die wir zusätzlich im Gesetzentwurf der Bundesregie​rung erkennen.
1.        "Allgemeines Persönlichkeitsrecht und psychische Gesundheit"
Die Anregung, die Dimension der psychischen Gewalt mit aufzunehmen und den Katalog der schützenswerten Rechte um das allgemeine Persönlichkeitsrecht und die psychische Gesundheit zu erweitern, wurde leider nicht aufgegriffen. Auch wurde der Vorschlag, anstelle des allgemeinen Persönlichkeitsrechts wenigstens Teile dessel​ben, wie beispielsweise die psychische Gesundheit, in den Katalog aufzunehmen, nicht umgesetzt.
Nach der Begründung zum Gesetzesentwurf zu § 1 GewSchG-E ist psychische Gewalt nur bei einer solchen Intensität relevant, bei der sie sich bereits in psychischen Ge​sundheitsschäden ausgewirkt hat (BR-Drucksache 11/01, S. 36). Vorausgesetzt werden medizinisch feststellbare psychische Gesundheitsschäden, die -jedenfalls bei einer erheblichen Beeinträchtigung - Unterlassungsansprüche auslösen könnten (BR-Drucksache 11/01, S. 61). Nur unter dem Gesichtspunkt der Gesundheitsverletzung kämen daher Abwehrmaßnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz gegen Ausdrucks​formen der psychischen Gewalt in Betracht. Ohne solche Gesundheitsschäden sind auch fortgesetzte Handlungen "psychischer Gewalt" wie bisher nur über den bürgerlich-rechtlichen Schutz des allgemeinen Persönlichkeitsrechts (§§ 823, 1004 BGB analog) erfasst.
Damit fallen aus dem Anwendungsbereich des Gewaltschutzgesetzes gerade die Situationen heraus, in denen Frauen in ihrem Selbstbestimmungsrecht auf freie Entfaltung verletzt und in ihrer Handlungs- und Entschließungsfreiheit eingeschränkt werden. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn Frauen erniedrigt oder terrorisiert werden oder wenn ihnen z.B. mit der Einweisung in die Psychiatrie, mit der Wegnah​me der Kinder oder mit dem Entzug der wirtschaftlichen Lebensgrundlagen gedroht wird. Auch wenn Diagnosestellung und medizinische Nachweisbarkeit Probleme aufwerfen, so belegen langjährige Erfahrungen in der Frauenhausarbeit, dass auch diese Ausdrucksformen von psychischer Gewalt zu einer kontinuierlichen Beein​trächtigung der Gesundheit führen.
Gerade vor solchen Gewaltformen sind Frauen aber auch zu schützen. Nach der geplanten Rechtslage soll hierfür aber nur der allgemeine Rechtsschutz der Zivilge​richte zur Verfügung stehen, der inzwischen allgemein als schwierig und nicht effektiv erkannt wurde (vgl. BR-Drucksache 11/01). Den Frauen bleiben damit die Möglich​keiten des Gewaltschutzgesetzes vor den Familiengerichten verschlossen.
Frauenhausmitarbeiterinnen und Multiplikatorinnen aus der Frauenhausarbeit regen daher an, beispielhaft beschriebene Situationen wenigstens in die Ge-' setzesbegründung aufzunehmen und sie ebenfalls dem Schutzbereich des Gewaltschutzgesetzes zuzuordnen, zumindestens, wenn sie im häuslichen Bereich geschehen. Denn sie stellen auch ohne medizinisch nachweisbare Folgen eine kontinuierliche psychische Gesundheitsbeeinträchtigung dar.
Bleibt es jedoch dabei, dass diese Formen der psychischen Gewalt nur in den Anwen-
dungsbereich des GewSchG fallen, wenn eine psychische Gesundheitsbeeinträchti​gung medizinisch nachweisbar ist, ergeben sich folgende Probleme:
Zuständigkeitskonflikte zwischen den Abteilungen des Amtsgerichts (aflg. Abteilung und Familiengericht) und, bei unklarer Höhe des Streitwertes, zwi​schen Familiengericht und Landgericht bzw. zwischen der allgemeinen Ab​teilung des Amtsgerichts und dem Landgericht sind wahrscheinlich. Dies führt immer zu Zeitverlusten im Verfahren und damit zu einer weiteren Gefährdung der Frauen.
In der Vollstreckung von Unterlassungsanordnungen darf der Gerichtsvollzieher nach dem neuen § 892 a ZPO-E bei Widerstand des Schuldners Gewalt an​wenden und sich auch dazu der Hufe der Polizei bedienen. Im Regierungs​entwurf wurde § 892 a 2PO-E im Gegensatz zum Referentenentwurf aber eingeschränkt auf Anordnungen nach § 1 GewSchG-E. Damit sind nicht mehr alle Untertassungsanordnungen erfasst, insbesondere nicht Anordnungen in den beispielhaft beschriebenen Fällen der psychischen Gewalt, in denen Unter​lassungsanordnungen nach den allgemeinen zivilrechtlichen Grundsätzen ergangen sind. Hier wäre weiterhin das bisherige ineffektive Verfahren der Anordnung von Ordnungsgeld und Ordnungshaft maßgeblich und ein aus-, reichender Schutz für Frauen bei häuslicher psychischer Gewalt nicht aus​reichend gewährleistet.
Wir schlagen daher vor, dass die Einschränkung auf Anordnungen nur nach § 1 GewSchG wieder entfallen sollte.
2.        Beschränkung auf vorsätzliche Beeinträchtigungen
Leider wurde auch die Anregung, das Wort Vorsätzlich" aus § 1 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Nr. 2 GewSchG-E und § 1361 b Abs. 2 Satz 1 BGB-E zu streichen, nicht aufgegriffen.
Frauenhausmitarbeiterinnen und Multiplikatorinnen aus der Frauenhausarbeit regen erneut an, das Wort "vorsätzlich" zu streichen. Damit wäre klargestellt, dass das Gesetz nicht beabsichtigt, eine höhere Eingriffshürde als nach bisherigem Recht zu schaffen (siehe auch BR-Drucksache 11/01, z.B. S. 17 unten, S. 61). Denn nach bisherigem Recht ist für eine Abwehrmaßnahme nicht Voraussetzung, dass der Täter vorsätzlich gehandelt hat. Sinn der in § 1 GewSchG-E erfolgten Konkretisierung der Ansprüche kann nicht eine Verschärfung der Anspruchsvoraussetzungen sein. Außer​dem sehen wir die Gefahr, dass die Unsicherheit darüber, ob § 1 GewSchG-E nun materiell-rechtliche Bestimmungen enthätt oder als rein verfahrensrechtliche Vorschrift anzusehen ist, durch die Aufnahme von zusätzlichen Voraussetzungen für Abwehr​maßnahmen (vorsätzliche Rechtsverletzungen) noch verstärkt wird.
Bleibt es im Gesetzesentwurf dabei, dass eine Schutzmaßnahme nach dem Gewalt-. Schutzgesetz nur bei vorsätzlichem und widerrechtlichem Verhalten des Täters mög​lich ist, bedeutet dies für die betroffenen Frauen, dass sie im Verfahren vor dem Familiengericht oder Zivilgericht nicht nur das objektive Tatgeschehen (widerrecht​liches Verhalten des Täters) wie nach bisherigem Recht darlegen müssen, sondern auch Aussagen über die subjektive Seite seines Verhaltens machen müssten (Vorsatz - Wissen und Wollen des rechtswidrigen Erfolges, vgl. Palandt, Kommentar zum BGB,

59. Auflage, 2000, § 276 Anm.10,11). Auch das Gericht kann nach dem GewSchG eine Abwehrmaßnahme nur erlassen, wenn es zu der Überzeugung kommt, dass das vorsätzliche Verhalten des Täters ausreichend dargelegt ist.
Frauenhausmitarbeiterinnen und Multiplikatonnnen der Frauenhausarbeit sehen darin eine indirekte Entlastung des Täters, da die Frau dem Täter den Vorsatz nachweisen muss, um eine der Schutzmaßnahmen zu erreichen.
Die Begründung (BR-Drucksache 11/01, S. 35), mit dem Begriff "vorsätzlich" sollten die zahlreichen Fälle der fahrlässigen Verletzung der Rechtsgüter des Körpers und der Gesundheit, wie sie z.B. im Straßenverkehr vorkommen, aus dem Anwendungsbereich des Gesetzes ausgeschlossen werden, ist nicht nachzuvollziehen.
Für einen Abwehranspruch kommt es nicht darauf an, ob die Verletzung fahrlässig oder vorsätzlich erfolgt ist. Als wesentliche Frage ist dagegen zu prüfen, ob die Gefahr besteht, dass eine Verletzungshandlung erstmals begangen wird, wiederholt wird oder dass die Beeinträchtigung eines Rechts fortdauert (wie z.B. bei Freiheitsbeschränkun​gen). In allen drei Fällen kann eine Schutzanordnung in Betracht kommen. Bei Verlet​zungen der Gesundheit und des Körpers, wie sie beispielsweise bei fahrlässig ver​ursachten Verkehrsdelikten vorkommen, wird regelmäßig weder eine Erstbegehung vorhersehbar sein, noch eine Wiederholungsgefahr vorliegen.
Im übrigen kommt die Anwendung des Gewaltschutzgesetzes auf Verkehrsdelikte schon deshalb nicht in Betracht, weil dieses erklärtermaßen das Ziel verfolgt, notwen​dige Schutzmaßnahmen gegenüber Gewalttaten und unzumutbaren Belästigungen zu treffen. Ein solches Schutzbedürfnis liegt bei Verkehrsdelikten in der Regel nicht vor.
Die Einschränkung auf vorsätzliche Taten sollte daher entfallen.
Frauenhausmitarbeiterinnen und Multiplikatorinnen aus der Frauenhausarbeit schlagen vor:
In § 1 Abs. 1 Satz 1 und in Abs. 2 Nr. 2 GewSchG-E entfällt das Wort "vorsätz​lich".
§ 1 Abs. 3 GewSchG-E kann ebenfalls entfallen,
In § 2 Abs. 1 GewSchG-E entfällt "in Verbindung mit Abs. 3".
In § 2 Abs. 6 Satz 1 GewSchG-E entfällt "auch in Verbindung mit Abs. 3".
tn § 1361 b Abs. 2 Satz 1 BGB-E entfällt das Wort "vorsätzlich",
3.        Beweiserleichterungen
Leider wurde unserer Anregung, die von der Rechtsprechung entwickelten Beweiser​leichterungen für Verletzte auch in § 1 GewSchG-E gesetzlich zu fixieren, nicht aufge​griffen. Aus der Arbeit mit den Opfern häuslicher Gewalt ist bekannt, dass ihre Be​weissituation in der Regel besonders schwierig ist, da häufig Zeugen fehlen. Auch fällt" es Betroffenen angesichts der tiefen emotionalen Verstrickung zum Misshandler schwer, Abstand zum Misshandlungsgeschehen zu gewinnen und Beweismittel zu sichern.
Nach der Rechtsprechung gibt eine vorangegangene Verletzung eines Rechtes des Opfers in der Regel Anlass, eine Wiederholungsgefahr zu vermuten. Der Täter muss
im Verfahren dann diese Vermutung widerlegen, indem er glaubwürdig darlegt, dass keine weiteren Verletzungen zu befürchten sind. Die Gesetzesbegründung (BR-Drucksache 11/01, S. 37) nimmt Bezug auf diese Rechtsprechung, die§ 1 GewSchG-E zu Grunde liege, weshalb eine konkrete Formulierung der "tatsächlichen Vermutung der Wiederholungsgefahr" im Gesetzestext nicht erfolgt sei.
Zu bedenken ist, dass auch die Rechtsprechung Wandlungen unterliegt und damit nicht sichergestellt ist, dass die oben genannten Grundsätze in jedem Fall angewendet werden.
Aus der Praxis der Frauenhausarbeit ist bekannt, dass die Partner der überwiegenden Mehrzahl der Frauen, die Schutz im Frauenhaus suchen, mehrfach Gewalt ausgeübt haben. So haben 91 von 93 Frauenhausbewohnerinnen in Schleswig-Holstein, die aktuell im Jahr 2000 dazu befragt wurden, von mehrfachen Gewalterfahrungen be​richtet und damit erneut die Ergebnisse der Begleitforschung des ersten Frauen​hauses in Berlin von 1981 bestätigt. Auch in internationalen Studien wird immer wieder die Regelmäßigkeit von gewalttätigem Handeln im häuslichen Bereich hervorgehoben.
Frauenhausmitarbeiterinnen und Multiplikatorinnen aus der Frauenhausarbeit schlagen daher vor, in § 1 Gewaltschutzgesetz die Wiederholungsgefahr im Sinne einer widerlegbaren Vermutung ausdrücklich zu benennen.
4.        Befristung des Verlangens auf Überlassung der Wohnung, § 2 Abs. 3 Nr. 2 GewSchG-E
Die Anregung, die Frist, innerhalb derer die Frau den Antrag auf Überlassung der Wohnung nach einer Tat nach § 1 GewSchG-E stellen kann, auf sechs Monate zu erweitem, wurde leider ebenfalls nicht berücksichtigt. Der im Gesetzentwurf vor​gesehene Zeitraum von drei Monaten ist jedoch eine willkürliche Festlegung, deren Begründung nicht überzeugt.
Für die Befristung des Anspruchs auf drei Monate wurden aufgrund der Erfahrungen in der Frauenhausarbeit vor allem zwei Probleme gesehen. Zum einen könnten die Frauen, die z.B. ins Frauenhaus gegangen sind und Sozialhilfe erhalten, mit Bezug auf die Frist unter Druck gesetzt werden, innerhalb der drei Monate in die Wohnung zurückzukehren, unabhängig von der Schwere oder der Häufigkeit der Verletzungen, die Grund für das Verlassen der Wohnung waren. Dies stellt dann indirekt eine Be​schränkung für die Inanspruchnahme der Angebote des Hilfesystems dar.
Das andere Problem ist darin zu sehen, dass den Frauen mit dem Druck, in die Wohnung zurückkehren zu müssen, die notwendige Zeit beschnitten wird, die sie für eine Neuorientierung benötigen. Aufgrund der traumatisierenden Folgen von z.T. langjährig erlittener Gewalt benötigen Frauen Beratung, die oft längere Zeit in An​spruch nimmt.
Ein zusätzliches Problem für die Frauen ist dadurch entstanden, dass in § 2 Abs. 2 Nr. -2 GewSchG Ref-E der Beginn der Frist bisher an die Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft anknüpfte, nach der neuen Regelung die 3-Monatsfrist ab dem Zeit​punkt der Tat beginnen soll. Die Verbindung der Frist mit dem Zeitpunkt der Tat, die letztendlich das Schutzbegehren auslöst, erscheint zwar sinnvoll, da der Tatzeitpunkt nicht so interpretierbar ist. Allerdings wird die Tat in der Regel vor der Aufhebung der

häuslichen Gemeinschaft verübt, so dass mit der neuen Regelung die 3 Monate verkürzt werden. Eine Verlängerung der Frist ist auch deswegen notwendig.
Frauenhausmitarbeiterinnen und Multiplikatorinnen aus der Frauenhausarbeit regen daher an, in § 2 Abs. 3 Nr. 2 GewSchG-E die Frist von drei Monaten auf sechs Monate zu verlängern.
5.        Teilweise Überlassung der Wohnung in § 1361 b BGB-E
Die Anregung wurde nicht berücksichtigt, eine Begründung für die Möglichkeit einer auch teilweisen Überlassung der Ehewohnung ist im Gesetzentwurf nicht enthalten. Nach den Erfahrungen der Frauenhausmitarbeiterinnen ist der Schutz der verletzten Frauen bei einem Getrenntleben in derselben Wohnung nicht gewährleistet, im Ge​genteil haben sie weitere Verletzungen zu befürchten. Diese Gefahr ist auch in der rechtstatsächlichen Untersuchung von Vaskovics und Buba deutlich abgebildet. Deshalb sollte angesichts der gerade im Krisenfall sehr begrenzten Prognosemöglich​ketten und vor allem mit Rücksicht auf das Opfer ihm auf sein Verlangen hin die Ehewohnung zugewiesen werden, um die sich aus der Zuweisung eines Teils der Wohnung ergebenden Gefährdungen auszuschließen. Diese Konsequenz ist in dem die Zuweisung der gesamten Wohnung vorgesehenen § 2 GewSchG-E bereits gezo​gen worden (vgl. auch BR-Drucksache 11/01,3.42). Für eine abweichende Regelung in Zusammenhang mit der Ehewohnung ist angesichts der im Übrigen gleichen Vor​aussetzungen keine Rechtfertigung ersichtlch.
Frauenhausmitarbeiterinnen und Multiplikatorinnen aus der Frauenhausarbeit schlagen daher vor, in Artikel 2, Nr. 1 § 1361 b, Abs. 2, Satz 1 BGB-E die Wörter "in der Regel" zu streichen.
6.        Strafvorschriften in § 4 GewSchG-E
Weiter wurde die Anregung, die Strafbewehrung auch auf die erhebliche Erschwerung
der Nutzung der überlassenen Wohnung zu erstrecken, nicht aufgegriffen. In der
Begründung wird davon ausgegangen, dass die Wohnungsüberlassung in der Regel
mit einem Betretungsverbot verknüpft ist (§1 GewSchG-E) und damit die Strafvor​
schrift greift. Das ist zwar richtig, trifft aber nur unter folgenden Voraussetzungen zu:
Zum einen müssen die Frauen in einstweiligen Verfügungs- oder Anordnungsverfah​
ren über diese Zusammenhänge informiert sein und die entsprechenden konkreten
Anträge auf Erlass von Anordnungen auch nach § 1 GewSchG-E gestellt haben. Zum
anderen muss der oder die jeweilige Richter/in entsprechende Anordnungen nach § 1
GewSchG-E ergänzend zur Wohnungsüberiassung auch tatsächlich beschließen. Nur
dann würde die Strafbewehrung, die eine Zuwiderhandlung gegen eine vollstreckbare
Anordnung nach § 1 GewSchG-E voraussetzt, auch in den Fällen der Erschwerung
der Nutzung der Wohnung ihre Wirkung entfalten.
. ,
Frauenhausmitarbeiterinnen und Multipiikatorinnen aus der Frauenhausarbeit regen daher erneut an, in § 4 GewSchG-E auch die Zuwiderhandlung gegen § 2 Abs. 4 GewSchG-E (Erschwerung oder Vereitelung des Nutzungsrechtes) auf​zunehmen und damit Klarheit insbesondere für die betroffenen Frauen zu schaf​fen.
Zu prüfen bleibt, welche Regelungen zum Schutz greifen, wenn der Täter die Nutzung auf andere Weise erschwert, z.B. indem er die Mietzahlungen einstellt, die Wohnung kündigt u.a.. Hier besteht noch Klärungsbedarf. Das Gericht könnte in diesen Fällen z.B. mit dem Wohnungsüberlassungsbeschluss ein Verfügungs- bzw. Veräußerungs​verbot gegenüber dem Täter, der Mieter oder Eigentümer ist, erlassen. Voraussetzung wäre ein entsprechender Antrag der Frau.
Frauenhausmitarbeiterinnen und Multiplikatorinnen aus der Frauenhausarbeit regen an, beispielhafte Situationen in die Begründung des Gesetzentwurfs aufzunehmen und sie als Formen einer erheblichen Erschwerung der Nutzung der überlassenen Wohnung kenntlich zu machen.
7.        Berücksichtigung des Kindeswohls
Die Belange von Kindern werden im Entwurf des Gewaltschützgesetzes (Artikel 1) nicht mehr berücksichtigt. In der Begründung wird dazu ausgeführt, dass die "unbillige Härte" in § 2 Abs. 1 GewSchG-E als Voraussetzung für die Überlassung der gemein​sam genutzten Wohnung weggefallen und damit auch die Gefährdung des Kindes​wohls als Grund überflüssig geworden ist. Sie war als eine unter anderen Formen der "unbilligen Härte" im Referentenentwurf ausdrücklich genannt worden, um den Blick auf die Kinder als Opfer häuslicher Gewalt zu lenken.
Wir begrüßen den Wegfall der Voraussetzung der unbilligen Härte für die Wohnungs-überiassung nach § 2 Abs. 1 GewSchG-E außerordentlich. Die Belange der Kinder unter Hinweis auf die Eingriffsmögüchkeiten nach § 1666 BGB vollständig herauszu​nehmen, erscheint uns jedoch nicht sachgerecht.
Nach den Erfahrungen von Frauenhausmitarbeiterinnen, die von verschiedenen internationalen Studien belegt werden, leiden Kinder unter dem Miterleben der Gewalt an der Mutter und werden dadurch in ihrer Entwicklung beeinträchtigt. In der Praxis der Gerichte und häufig auch in der der Jugendämter wird jedoch in der Regel noch kein Zusammenhang gesehen zwischen der Gewalttat, die an der Mutter begangen wird, und einer möglichen Gefährdung des Kindeswohls, wenn die Kinder nicht selbst auch geschlagen oder misshandelt wurden. In der Stellungnahme zum Referentenentwurf hatten wir daher positiv hervorgehoben, dass mit dem Hinweis auf seine Gefährdung endlich anerkannt wird, dass das Kindeswohl bereits durch das Leben in gewalt​geprägten Lebensumständen beeinträchtigt ist.
Vor diesem Hintergrund sollte das Kindeswohl in den Fällen berücksichtigt werden, in denen zwar keine weiteren Verletzungen durch den Täter zu befürchten sind, aber dennoch ein weiteres Zusammenleben das Kindeswohl beeinträchtigten würde. § 1666 BGB bietet hier keine Hilfe. Eine Ergänzung in § 2 Abs. 3 Nr. 1 GewScnG-E könnte dies Problem lösen:
Frauenhausmitarbeiterinnen und Multiplikatorinnen regen folgende Formulie​rung von § 2 Abs. 3 Nr. 1 an:
§2 Abs. 3Nr. 1
(3) Der Anspruch nach Abs. 1 ist ausgeschlossen,
1.       wenn weitere Verletzungen nicht zu besorgen sind, es sei denn, dass der

verletzten Person das weitere Zusammenleben mit dem Täter wegen der Schwere der Tat nicht zuzumuten ist oder das Wohl von Kindern beein​trächtigt ist.
In § 2 Abs. 6 GewSchG-E ist in den Fällen der Drohung nach § 1 Abs. 2 Nr.1 GewSchG-E nach wie vor die unbillige Härte für die Überlassung der gemeinsam genutzten Wohnung Voraussetzung. Im Gegensatz zum Ref-E ist hier die Möglichkeit einer Wohnungsüberiassung bei alleiniger Beeinträchtigung des Kindeswohls entfal​len. Auch hier bietet § 1666 BGB keinen ausreichenden Schutz der Kinder.
Dies sollte analog der bisherigen Regelung in § 2 Abs. 1 GewSchG-Referentenentwurf wieder aufgenommen werden.
Frauenhausmitarbeiterinnen und Multiplikatorinnen aus der Frauenhausarbeit schlagen folgende Formulierung von § 2 Abs. 6 vor:
§ 2 Abs. 6
(6) Hat die verletzte Person zum Zeitpunkt einer Drohung nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 einen "auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushalt" (vgl. dazu ergänzend die Anregung auf S. 8) mit dem Täter geführt, kann sie die Überlassung der gemeinsame genutzten Wohnung verlangen, wenn dies erforderlich ist, um eine unbillige Härte zu vermeiden. Eine unbillige Härte ist auch dann gegeben, wenn das Wohl von im gemeinsamen Haushalt lebenden Kindern beeinträchtigt ist. Im übrigen gelten die Absätze 2 bis 5 entsprechend.
Darüber hinaus liegt aus unserer Sicht ein weiteres Problem für Mütter und Kinder in
den Regeln des reformierten Kindschaftsrechts. Die in § 1 GewSchG vorgesehenen
Näherungs- und Kontaktverbote kollidieren mit den Regelungen zum Besuchsrecht im
reformierten Kindschaftsrecht. Nach den Ergebnissen einer Umfrage der Frauenhaus-
Koordinierungsstelle müssen Mütter auch in Fällen häuslicher Gewalt bei Kontakt-
aufiagen dem Vater die Kinder zuführen, wenn erz.B. sein Besuchsrecht wahrnehmen
möchte. Daher sollte das Umgangsrecht bei Gewalttätigkeit des Vaters ausgesetzt
werden. Mindestens sollte klargestellt werden, dass mit der Anordnung von
Näherungs- und Kontaktverboten nur ein begleiteter Umgang in Frage kommt. Ebenso
sollte die Übertragung der alleinigen elterlichen Sorge in diesem Problembereich
erwogen werden.
. .
8.        Neue Aspekte im Gesetzentwurf der Bundesregierung
a)        § 1 Abs.1 Nr. 3 GewSchG-E
Das Gericht kann nach § 1 Abs.1 Nr. 3 GewSchG-E "insbesondere anordnen, dass der Täter es unteriässt, zu bestimmende andere Orte aufzusuchen, an denen sich die verletzte Person regelmäßig aufhalten muss". Demnach soll das Gericht darüber befinden, an welchen Orten für die Frau die Notwendigkeit zum Aufenthalt besteht und an welchen Orten nicht. Frauenhausmitarbeiterinnen und Multiplikatorinnen aus der Frauenhausarbeit sehen darin das Problem, dass der Richter/die Richterin damit gezwungen wird, eine Entscheidung darüber zu treffen, wo sich eine Frau aufhalten "muss", d.h. abzuwägen hat, ob ihr Aufenthalt an einem bestimmten Ort gerechtfertigt


ist. Unabhängig davon, dass den Frauen eine zusätzliche Nachweispflicht aufgebürdet wird, kann es nicht die Aufgabe von Richterinnen und Richtern sein, das zu prüfen.
Wir schlagen daher vor, das   Wort "muss" in § 1 Abs. 1 Nr. 3 GewSchG zu streichen.
b)       § 2 Abs. 1 GewSchG-E "auf Dauer angelegter gemeinsamer Haushalt"
Neu im Gesetzesentwurf ist der Begriff des "auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushalts", der in § 2 Abs. 1 GewSchG-E an die Stelle des Begriffs "häusliche Gemein​schaft" im Referentenentwurf gesetzt wurde. In der Begründung wird auf den Entwurf des Mietrechtsreformgesetzes verwiesen, an dessen Begriff lieh keit die des GewSchG-E angeglichen werden soll. Dort wird unter dem Begriff "auf Dauer angelegter gemein​samer Haushalt" eine Lebensgemeinschaft verstanden, "die auf Dauer angelegt ist, keine weiteren Bindungen gleicher Art zulässt und sich durch innere Bindungen auszeichnet, die ein gegenseitiges Füreinandereinstehen begründen und die über eine reine Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft hinausgehen. Damit entspricht der Begriff den Kriterien der bisherigen Rechtsprechung zur "eheähnlichen Gemeinschaft", ohne dass es allerdings auf das Vorliegen geschlechtlicher Beziehungen zwischen den Partnern ankommt. Sowohl die hetero- oder homosexuelle Partnerschaft wie auch das dauerhafte Zusammenleben alter Menschen als Alternative zum Alters- oder Pfle​geheim, die ihr gegenseitiges Füreinandereinstehen zum Beispiel durch gegenseitige Vollmachten dokumentieren, können daher grundsätzlich diese Kriterien erfüllen" (Bundestagsdrucksache 14/4553 S. 38).
Dabei scheint uns bedenkenswert, dass die Zielsetzung der Mietrechtsrefotm bei der Schaffung des Begriffs "auf Dauer angelegter gemeinsamer Haushalt" eine ganz andere ist, als im Zusammenhang des Gewaltschutzgesetzes. Der neue § 563 BGB-E gibt Personen, die zusammen gelebt haben, ohne verheiratet zu sein, nach dem Tod des anderen die Möglichkeit, in den Mietvertrag einzutreten, und zwar dauerhaft.
Im GewSchG geht es um die Gewährung von unmittelbaren Schutz vor Gewalt durch eine befristete Überlassung der Wohnung, also gerade nicht um eine auf Dauer gerichtete Maßnahme. Unserer Meinung nach ist der bisher im Referentenentwurf verwendetet Begriff "häusliche Gemeinschaft" völlig ausreichend.
Die Formulierung "auf Dauer angelegter gemeinsamer Haushalt", die auch in den Zuständigkeitsregelungen § 23 a, § 23 b GVG-E und weiteren prozessualen Vor​schriften wie § 620 Nr. 9 ZPO-E und § 621 Abs. 1 Nr. 13 ZPO-E enthalten ist, birgt die große Gefahr in sich, dass sich aus dieser Regelung Streitigkeiten um die Zuständig​keit der Gerichte (Familiengericht oder allgemeine Zivilgerichte} ergeben können. So kann der Täter allein durch die Behauptung, es habe kein auf Dauer angelegter gemeinsamer Haushalt vorgelegen, die Zuständigkeit des Familiengerichtes in Zweifel ziehen, Im Hinblick auf das Ziel des Gesetzesentwurfes, Frauen einen schnellen und effektiven Schutz zu gewähren, erscheint uns die Anknüpfung an den objektiv wesent-" lieh fassbareren Begriff "häusliche Gemeinschaft" notwendig.
Frankfurt am Main, 12.3.2001

Paritätische Stellungnahme zum Gesetzesentwurf der Bundesregierung zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstel​lungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung (BT-Drucksache 14/5429/BR-Drucksache 11/01)
Wie schon den Referentenentwurf, so begrüßt der Paritätische ausdrücklich auch den Gesetzentwurf zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung bei Tren​nung, den die Bundesregierung im Rahmen ihres Aktionsplanes zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen dem Bundestag vorgelegt hat.
Die positive Bewertung des Gesetzesvorhabens bezieht sich vor allem auf die ver​besserten Möglichkeiten, dem im Grundgesetz verbrieften Recht auf körperliche Unversehrtheit, auf Freiheit und Achtung der Würde des Einzelnen besser Geltung zu verschaffen. Es ist nicht länger der einzige Ausweg für das Opfer, sich vor einem Gewalttäter im häuslichen Umfeld in Sicherheit zu bringen, was bedeutet, neben den Auswirkungen der Gewalttat auch die Konsequenzen einer Flucht auf sich zu nehmen. Das Opfer kann auf die ideelle und konkrete Unterstützung des (Zivil-)Rechts zu​rückgreifen und bewirken, dass es in seinem häuslichen Umfeld vor weiteren gewalt​tätigen Übergriffen geschützt wird. Damit wird staatlicherseits ein Signal gesetzt, dass Gewalt in unserer Gesellschaftsordnung nicht toleriert wird, dass Opfer mit Unterstüt​zung rechnen können, Täter dagegen mit konkreten Folgen und Nachteilen rechnen müssen.
Neben diesen grundsätzlichen Erwägungen ist besonders der Stellenwert des Ge​setzesvorhabens für die Praxis unserer Mitgliedsorganisationen hervorzuheben. Dem Paritätischen bzw. seinen Landesverbänden sind rund 115 Frauenhäuser und eine Vielzahl von Frauenberatungsstellen, Notrufen und anderen Einrichtungen der sozialen Arbeit angeschlossen, die in ihrer täglichen Arbeit mit Frauen als Opfern von männ​licher Gewalt im häuslichen Umfeld konfrontiert sind. Auch die Folgen und Auswirkun​gen auf Kinder und Jugendliche, die häusliche Gewalt gegen die Mutter miterleben oder selbst davon betroffen sind, spielen in den Tätigkeitsbereichen der im Paritäti​schen vertretenen Mitgliedsorganisationen der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe eine, wenn auch noch nicht ausreichend erforschte, aber doch wesentliche und brisante Rolle. Mit dem Gesetz wird insbesondere folgenden langjährigen Forderungen aus dem Frauenhaus- und Frauenprojektebereich entsprochen:
•         Gewalttaten im häuslichen Umfeld in gleicher Weise wahr- und ernstzunehmen wie im öffentlichen Raum;
•         dem Schutz und der Sicherheit von Frauen durch Recht und Gesetz einen größeren Stellenwert einzuräumen.
•         Instrumente zu schaffen, um diese Gewalt, die fast ausschließlich von Männern gegenüber Frauen und Kindern ausgeübt wird, zu verhindern und abzubauen;
In Hinblick auf den Kontext und den Hauptanwendungsbereich des geplanten Ge​setzes und auf die gerade im Paritätischen zahlreich vertretenen Mitgliedsorganisatio​nen, die sich den Schutz und die Unterstützung von Frauen als Opfer von Gewalt zur Aufgabe gemacht haben, schließt sich der Paritätische inhaltlich der Stellungnahme der Frauenhaus-Koordinierungsstelle an.'Die darin von Frauenhausvertreterinnen aller Trägerund Multiplikatorinnen der Frauenhausarbeit genannten positiven Ansätze, aber auch Kritikpunkte und Änderungsvorschläge, die aufgrund ihrer Erfahrungen an der Lebenssituation der von Gewalt betroffenen Frauen anknüpfen und an ihren Interessen orientiert sind, werden insbesondere von der Paritätischen Fachgruppe Frauenhäuser unterstützt und von unserem Verband insgesamt getragen.
Angesichts der Erwartungen, die mit dem geplanten Gewaltschutzgesetz verbunden sind, erscheint es uns darüber hinaus angebracht, den Stellenwert eines funktionieren​den Hilfesystems hervorzuheben und auf die Notwendigkeit flankierender Maßnahmen hinzuweisen. Auch wenn die Zuständigkeit für das Hiffesystem nicht beim Bund, sondern bei den Ländern und Kommunen liegt und ein Zusammenhang zum Gewalt​schutzgesetz nicht unmittelbar besteht, sollte dieser Aspekt im Rahmen des Gesetz​gebungsverfahrens mit betrachtet und berücksichtigt werden. Wir sehen ansonsten die Gefahr, dass Hilfeangebote zugunsten von rechtlichen Maßnahmen abgebaut und die Optionen für Opfer häuslicher Gewalt eingeschränkt statt erweitert werden könnten.
Dagegen muss deutlich gemacht werden, dass auch Opfer häuslicher Gewalt, die den Rechtsweg nicht beschreiten wollen, weiterhin Anspruch auf ein breitgefächertes Angebot an Zufluchts- und Schutzmöglichkeiten, Begleitung und Beratung haben. Ebenso brauchen Frauen im Vorfeld von Schutzanordnungen Informationen und Beratung für die Entscheidungsfindung. Unterstützung ist femer notwendig zum einen begleitend zu den Verfahren, damit die Frauen das Procedere durchstehen, und zum anderen im Anschluss daran, wenn es um die Verarbeitung der Gewalterfahrungen, um Neuorientierung und die Schaffung der materiellen und persönlichen Vorausset​zungen für einen Neuanfang geht.
Von den einzelnen Änderungs- und Ergänzungsvorschlägen der Stellungnahme, die auf eine zielgenauere Erfassung der Umstände, der Erscheinungsformen und der Tragweite häuslicher Gewalt, auf praktikable, zeitnahe Verfahren und insgesamt auf einen wirksamen Schutz vor Gewalt abheben, sind aus unserer Sicht die Anregungen zur besseren Berücksichtigung des Kindeswohls besonders hervorzuheben.
Darüber hinaus sollte im Interesse eines umfassenden Schutzes minderjähriger Kinder vor Beeinträchtigungen im Sinne des Gewaltschutzgesetzes geprüft werden, ob auf die im Gesetzentwurf vorgenommene Einschränkung (§ 3 Abs. 1 GewSchG-E) nicht ganz verzichtet werden sollte. Damit würde in Erweiterung der Optionen von § 1666 BGB ein eigenständiges Antragsrecht von Kindern auf Schutzmaßnahmen und Wohnungs​überlassung ermöglicht, was wir begrüßen würden. Der Verweis in der Begründung auf den Vorrang der speziellen Norm des Kindschafts-

rechts zum Schutz des Kindeswohls (§ 1666 BGB) ist aus unserer Sicht nicht zutref​fend, da diese Regelung eine andere Zielrichtung verfolgt. Sie ist auf eine Lösung des Kindes aus der Familie, nicht aber auf eine Trennung der Eltern ausgerichtet. Miss​handelt nur ein Eitemteil das Kind, sollte auch das Kind einen Anspruch aus den §§ 1, 2 GewSchG gegen diesen Elternteil geltend machen können. Dies gilt umso mehr, als § 1666 BGB eine Zuweisung der Wohnung an das Kind einschließlich des nicht​gewalttätigen Elternteils nicht ermöglicht.
In diesem Zusammenhang möchten wir auch den Reformbedarf im Kindschaftsrecht unterstreichen, wie er in der Begründung zum Gesetzentwurf (BR-Drucksache 11/01, S. 49/50) bereits angesprochen wird. Nach den Erfahrungen von Frauenhausmit-arbeiterinnen kollidieren die in § 1 GewSchG vorgesehenen Näherungs- und Kontakt​verbote mit den Regelungen zum Besuchsrecht im reformierten Kindschaftsrecht. So müssen Mütter auch in Fällen häuslicher Gewalt bei Kontaktauflagen dem Vater die Kinder zuführen, wennerz.B. sein Besuchsrecht wahrnehmen möchte. Damit werden die Mütter - und z.T. auch die Kinder - der Gefahr weiterer Gewalthandlungen und Bedrohungen ausgesetzt. Die Gefahren solcher Zwangskontakte werden bislang unterschätzt, obwohl immer wieder Extremfälle mit tödlichem Ausgang für Mutter und/oder Kind/er bekannt werden.
Auch aus den Ergebnisse einer 1999/2000 durchgeführten Umfrage des Paritätischen zu den Auswirkungen der Kindschaftsrechtsreform auf die Praxis der Kinder-, Jugend-und Familienhilfe geht hervor, dass sich die Regelungen des gemeinsamen Sorge​rechts und des Umgangsrechts in Fällen häuslicher Gewalt konfliktverschärfend und damit auch zum Nachteil des Kindes auswirken.
Daher sollte in § 1684 Abs. 4 BGB die Möglichkeit eingeführt werden, dass das Fa-mtliengericht insbesondere in Zusammenhang mit Maßnahmen nach dem Gewalt​schutzgesetz das Umgangsrecht bei Gewalttätigkeit des Vaters für den Zeitraum dieser Maßnahmen aussetzen kann. Mindestens sollte klargestellt werden, dass mit der Anordnung von Näherungs- und Kontaktverboten nur ein begleiteter Umgang in Frage kommt, der von qualifizierten Fachkräften geleistet werden muss. Ebenso ist zu ver​deutlichen, dass die Übertragung der alleinigen elterlichen Sorge in diesem Problem​bereich häufig die angemessenere Lösung darstellt.
Frankfurt/M., den 14.03.2001
Das österreichische Gewaltschutzgesetz und
der Entwurf des deutschen Gewaltschutzgesetzes
-ein Vergleich
von Dr. Michael Stormann1
Vorbemerkung
Ein Vergleich zwischen dem österreichischen Bundesgesetz zum Schutz vor Gewalt in der Familie (GeSchG, BGBI. Nr. 795/1996) und dem deutschen Entwurf zeigt in augenfälliger Weise zunächst, dass das österreichische Gesetz eher von der Absicht getragen ist, durch entsprechende Vorgangsweisen Hilfe für das Opfer zu gewährleisten, während der deutsche Entwurf in subtiler, für das Zivilrecht typischer Weise die Rechte und Pflichten von Täter und Opfer zueinander regeln will.
Grundsätzliches
Das österreichische GeSchG verfolgt das Ziel, bereits die Gefahr einer Ge​waltanwendung zu bekämpfen. Dementsprechend verwendet es nicht die Worte “Täter" oder “verletzte Person" sondern “Mensch, von dem die Gefahr ausgeht" (§ 38a Abs. 1 Sicherheitspolizeigesetz, BGBI. Nr. 566/1991, idF SPG) oder “Gefähr​deter" § 38a Abs. 4 SPG). Der Begriff “Opferschutzeinrichtung" ist bereits der Stammfassung des SPG bekannt. Das österreichische GeSchG geht davon aus, dass Informationen über mögliche Gewalthandlungen in erster Linie an die Organe des Sicherheitsdienstes, also Polizei oder Gendarmerie, herangetragen werden. Treten diese Organe auf den Plan, haben sie zunächst den Sachverhalt festzustel​len, danach die entsprechenden Interventionen zu setzen, etwa - sofern kein Haft​grund nach der Strafprozessordnung vorliegt - nach Polizeirecht eine Wegweisung (§ 38a Abs. 1 SPG) oder ein Betretungsverbot (§ 38a Abs. 2 SPG) auszusprechen und danach den von ihnen festgestellten Sachverhalt und ihre Intervention zu do​kumentieren. Bereits bei der Dokumentation des Sachverhaltes und der Intervention der Sicherheitsorgane wird kraft ausdrücklicher gesetzlicher Anordnung nicht bloß deren VerwaStungszweck, sondern auch bereits die weitere Verwendung des Be​weismaterials durch das Familiengericht ins Auge gefasst. Die Organe des öffentli-
1         1leiter der Abteilung für Personen-, Familien- und Erbrecht sowie Bioethik im österreichischen Bundesministerium für Justiz.

chen Sicherheitsdienstes haben nämlich nicht nur den Gefährdeten von der Mög​lichkeit einer einstweiligen Verfügung und von geeigneten Opferschutzeinrichtun-gen2 zu informieren (§ 38a Abs. 4 SPG), sie haben bei der Dokumentation auch auf jene Umstände Bedacht zu nehmen, die für die Erlassung der einstweiligen Verfü​gung durch das Gericht von Bedeutung sein können (so ausdrücklich § 38a Abs. 5 SPG). Auch die Frage der Invollzugsetzung des Betretungsverbotes durch die Si​cherheitsorgane regelt das österreichische Recht überaus detailliert: Nach § 38a Abs. 2 SPG ist der Person, von der die Gefahr ausgeht, der Wohnungsschlüssel ab​zunehmen: nach § 38a Abs. 6 SPG ist der Schlüssel dem Gericht weiterzusenden, sobald ein Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung gestellt wird. Da Per​sonen, die längere Zeit dauernder häuslicher Gewalt ausgesetzt waren, unter ande​rem auch deswegen in ihrer Durchsetzungsfähigkeit eingeschränkt sind, leistet das österreichische Recht eine Hilfestellung, damit diese Personen die Inanspruchnah​me des Gerichtes wagen. Die Sicherheitsorgane verständigen nach § 56 Abs. 1 Z 8 SPG die in Betracht kommende InterventionssteÜe gegen Gewalt in der Familie. Diese nimmt ihrerseits mit dem Gefährdeten Kontakt auf und klärt während der Geltung des Betretungsverbotes welche Schritte zum Schutz des Gefährdeten zu setzen sind. !n Betracht kommen etwa ein Antrag auf Erlassung einer einstweiligen gerichtlichen Verfügung oder - bei ernsthafter Gefährdung durch Weiterverbleib in der bisherigen Wohnung - die Übersiedlung in ein Frauenhaus, wobei je nach der Lage des Falles mitunter auch beide Möglichkeiten kombiniert werden. Nach einer Dokumentation der österreichischen Justiz3 waren von den 872 im Jahr 2000 wegen familiärer Gewalt erlassenen einstweiligen Verfügungen bloß 66 ohne vorangegan​gene Intervention von Sicherheitsorganen.
Persönlicher Anwendungsbereich
Nach § 342b der österreichischen Exekutionsordnung (idF EO) hat das Ge​richt einer Person, die einem nahen Angehörigen durch einen körperlichen Angriff, eine Drohung mit einem körperlichen Angriff oder ein die psychische Gesundheit er​heblich beeinträchtigendes Verhalten das weitere Zusammenleben unzumutbar
2         2Diese werden meist "Interventionsstellen" genannt.
3 3Die auf den Registereintragungen der Gerichte fußende Dokumentation ist -wie der Vergleich mit den Daten der Sicherheitsbehörden zeigt - leider nur be​schränkt zuverlässig.
macht, das Verlassen der Wohnung und der unmittelbaren Umgebung aufzutragen oder die Rückkehr in die Wohnung und die unmittelbare Umgebung zu verbieten. Wurde unter den gleichen Verhaltensvoraussetzungen das weitere Zusammentref​fen unzumutbar gemacht, so hat das Gericht auch den Aufenthalt an präzise zu be​zeichnenden Orten zu verbieten und aufzutragen, das Zusammentreffen sowie die Kontaktaufnahme mit dem Antragsteller zu vermeiden, soweit dem nicht schwerwie​gende Interessen des Antragsgegners zuwiderlaufen.
Anders als bei einer Wegweisung oder einem Betretungsverbot durch Sicher​heitsorgane ist die gerichtliche Anordnung nur gegen einen "nahen Angehörigen", der im Gesetz näher definiert wird, möglich. Der deutsche Entwurf sieht - wohl zweckmäßigerweise - eine derartige Einengung auf ein Angehärigenverhältnis nicht vor.
Das österreichische Recht stellt bei den Erfordernissen für die gerichtliche Anordnung nicht auf subjektive Momente auf der Taterseite ab; gerichtliche einst​weilige Verfügungen könnten daher auch gegen Personen in Frage kommen, deren störendes Verhalten bloß auf Fahrlässigkeit oder gar auf einer geistigen Erkrankung beruht4. Der deutsche Entwurf enthält ein dem österreichischen Recht gleiches subjektives Moment auf Seiten der gefährdeten Person, nämlich Unzumutbarkeit, allerdings nur im Bereich der Nachstellung; auf Täterseite ist aber Vorsatz oder die​sem gleichzuhaltende selbst verschuldete Berauschung vorgesehen. Wenngleich nach dem deutschen Entwurf Schutzanordnungen in der Regel von den Familienge​richten auf Grund eines Verfahrens nach dem FGG erlassen werden und die Amts-wegigkeit des Verfahrens Beweisschwierigkeiten auf Seiten der gefährdeten Person mindert, kann jedoch nicht übersehen werden, dass § 1 Abs. 1 und 2 GewSchG durch das Kriterium “Vorsatz" unter Umständen zu nennenswerten Beweisproble​men führen könnte. Die österreichische Praxis zeigt dass Gewalttäter gelegentlich versuchen, die von ihnen verursachten Verletzungen auf “Reflexhandlungen" zu​rückzuführen. Typischerweise fahrlässig zugefügte Verletzungen - etwa bei Ver-kehrsunfäilen - bereiten keine praktischen Probleme. Österreichische FamiÜenrich-terlnnen könnten es möglicherweise durchaus leichter haben als in Zukunft ihre deutschen Kolleginnen, weil sie massive Beeinträchtigungen, die nach der Behaüp:
4        4Die Möglichkeit der Durchsetzung gerichtlicher Unterlassungsanordnungen gegen eine diesbezüglich einsichts- und urteilsunfähige Person ist umstritten.

tung einer Partei auf einer Summe von Reflexhandlungen beruhen, insgesamt als
unzumutbar qualifizieren können.
Befristung des Schutzes
Der deutsche Entwurf sieht, wenn ich es richtig sehe, keine Befristung einer Schutzanordnung nach § 1 GewSchG vor. Das österreichische Recht geht davon aus, dass eine einstweilige Verfügung nach § 382b EO grundsätzlich nur für insge​samt drei Monate zulässig ist, es sei denn, es liegt eine Verbindung mit einem Ver​fahren über eine Hauptsache, wie etwa Scheidung, Aufteilung des ehelichen Gebrauchsvermögens und der ehelichen Ersparnisse oder Benützung der Woh​nung, vor. In diesen Fällen kann die einstweilige Verfügung bis zur rechtskräftigen Beendigung des Hauptverfahrens erlassen werden. Das österreichische Recht sieht diese zeitliche Beschränkung wohl auch zum Schutz der durch die Europäische Menschenrechtskonvention geschützten Interessen des Täters an seiner Wohnung vor. Der deutsche Entwurf vermeidet diese - in Österreich verschiedentlich kritisierte - enge zeitliche Beschränkung durch gesonderte Regelungen über die Überlassung einer Wohnung in § 2 GewSchG sowie § 1361b BGB. Selbst wenn der Täter allein an der Wohnung berechtigt ist, kann die Wohnungsüberlassung für sechs Monate, in Ausnahmefällen sogar bis zu 12 Monaten ausgesprochen werden; die Woh​nungsüberlassung unter Ehegatten ist sogar zeitlich unbeschränkt möglich. Durch die in § 2 Abs. 5 GewSchG und § 1361b Abs. 3 BGB enthaltene Möglichkeit der Vergütung für die Nutzung wird die dargestellte menschenrechtliche Problematik entschärft.
Abgrenzung gegenüber dem Kindschaftsrecht
Nach dem österreichischen GeSchG kann eine einstweilige Verfügung auch von einem minderjährigen Kind gegen einen mit der Obsorge betrauten Elternteil erwirkt werden. Das Gesetz (§ 215 Abs. 1 letzter Satz ABGB) sieht sogar vor, dass der Jugendwohlfahrtsträger (Jugendamt) als gesetzlicher Vertreter ermächtigt ist, ei​ne einstweilige Verfügung nach § 382b EO und deren Vollzug zu beantragen, wenn der sonstige gesetzliche Vertreter einen erforderlichen Antrag nicht unverzüglich ge​stellt hat Die Anwendung dieser Bestimmung erfordert allerdings, dass zumindest eine Person, die dem Jugendlichen nahesteht, mit diesem in der Wohnung verblei​ben möchte und bereit ist, mit dem Jugendwohlfahrtsträger zu kooperieren. In der
Praxis hat sich herausgestellt, dass manche Mütter aus Angst vor Revanchehand​lungen es vorziehen, dass gerichtliche Schritte nicht von ihr als gesetzlicher Vertre​terin des Kindes, sondern durch den Jugendwohlfahrtsträger gesetzt werden, wenn das Kind von Gewaltakten des Partners betroffen ist5.
Vollzug der Anordnung
Das österreichische Recht sieht für den Vollzug eines BetretungsVerbotes und der gerichtlichen einstweiligen Verfügung die Abnahme des Wohnungsschlüs​sels vor (§§ 38a Abs. 2 SPG, 282d Abs. 2 EO). Das Zuwiderhandeln gegen ein Be-tretungsverbot ist eine Verwaltungsübertretung. Diese ist einer Ordnungswidrigkeit nach deutschem Recht gleichzuhalten und mit Geld oder Ersatzfreiheitsstrafe be​droht. Wichtig ist allerdings, dass Personen, die "in einer Verwaltungsübertretung verharren", von den Sicherheitsorganen festgenommen werden können. Die einst​weilige Verfügung auf Verlassen der Wohnung kann auch durch den Gerichtsvoll​zieher vollzogen werden. In der Mehrzahl der Fälle erfolgt die Vollziehung durch die Sicherheitsorgane6. Die einstweilige Verfügung, mit der das Betreten anderer Orte verboten wird, kann nach österreichischem Recht nur durch den Gerichtsvollzieher vollzogen werden. Diesbezüglich besteht weitgehend Einigkeit über einen Reform​bedarf in Richtung Vollzug durch die Sicherheitsbehörde. Soweit ich sehe, sieht dies der deutsche Entwurf nicht vor, allerdings enthält er eine gerichtliche Strafandrohung für das Zuwiderhandeln gegen eine gerichtliche Schutzanordnung. Ob die Strafan​drohung nach dem deutschen Entwurf der Polizei genügend Handhabe liefern wird, um eine Verhaftung oder eine sonstige Zwangsmaßnahme vorzunehmen, vermag ich nicht zu beurteilen.

Gewaitschutzes zu erreichen. Es hat sich nämlich herausgestellt, dass das österrei​chische Gewaltschutzgesetz nicht nur deshalb so erfolgreich ist, weil der Täterseite bewusst wurde, dass staatliche Reaktionen umgehend erfolgen, sondern auch, weil Frustrationen der Sicherheitsorgane, die seinerzeit zwar zu einem Einsatz gerufen wurden, letztlich aber unverrichteter Dinge abziehen mussten, abgebaut werden konnten.
Schlussbemerkung
Abschließend möchte ich meinen Wunsch zum Ausdruck bringen, dass es auch in Deutschland gelingen möge, die nötige Verknüpfung zwischen Justiz, Polizei und geeigneten Stellen, die Hilfe für die Opfer gewährleisten, auf dem Gebiet des
5        Von den 872 erlassenen einstweiligen Verfügungen des Jahres 2000 waren 10 von Kindern gegen ihre Eltern beantragt.
6        62000: Vollzug durch Gerichtsvollzieher; 125, Vollzug durch die Sicherheits​behörde: 349.
� Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode, Drucksache 14/5429 vom 05.03.2001, im folgenden zitert als „Entwurf“.


� Schon §1361b stellt eine Ausnahmevorschrift für Ehegatten dar, die mit der besonderen Bedeutung der Wohnungssituation für Ehegatten zusammenhängt (einerseits Pflicht zur ehelichen Lebensgemeinschaft, andererseits Getrenntleben als Voraussetzung der Scheidung) und sich daher nicht auf „häusliche Gemeinschaften“ übertragen läßt.


� Beispielhaft sei eine Pressemeldung des Innenministeriums Baden-Württemberg  vom 15.01.2001 genannt, in der unter folgender Überschrift über die Preise für Projekte gegen häusliche Gewalt berichtet wird „Über 200 ‚Rote Karten‘ für gewalttätige Ehemänner“


� Vgl. hierzu Bannenberg, Britta u. a.: Mediation bei Gewaltstraftaten in Paarbeziehungen; Baden-Baden 1999


� Wetzels, Peter u.a.: Kriminalität im Leben alter Menschen, BMFSFJ 1995, S. 163


� Gemünden, Jürgen: Gewalt gegen Männer in heterosexuellen Intimpartnerschaften. Ein Vergleich mit dem Thema Gewalt gegen Frauen auf der Basis einer kritischen Auswertung empirischer Untersuchungen; Marburg 1996; Fiebert, M. S.: References examining assaults by women on their spouses/partners. An annotated bibliography; in: Dank, B. M. & Refinette, R. (Eds.): Sexual harassment and sexual consent; New Brunswick 1997, Vol. 1, S. 273-286;  Straus, Murray A.: The controversy over domestic violence. A methodological, theoretical, and sociology of science analysis; in: Arriaga X. B. & Oskamp S. (Eds.): Violence in intimate relationsships, Thousand Oaks, CA: Sage 1999, S. 17-44;  Archer, John: Sex differences in aggression between heterosexual partners: A meta-analytic review; Psychological Bulletin 2000, S. 651-680.


� Von den in Fußnote � FUSSENDNOTEREF _Ref516902295 \h ��6� genannten Autoren hat allein John Archer den Versuch einer echten empirischen Meta-Analyse unternommen. Für den aktuellen „Stand“ der Forschung ist diese Arbeit daher am repräsentativsten.


� Archer (wie FN � FUSSENDNOTEREF _Ref516902295 \h ��6�), Tabellen 3 und 6 auf S. 657 und 660


� Archer (wie FN � FUSSENDNOTEREF _Ref516902295 \h ��6�), Tabellen 4, 5 und 7 auf S. 658, 659 und 661


� Nachweise bei Archer (wie FN � FUSSENDNOTEREF _Ref516902295 \h ��6�), S. 653f.


� Zahlreiche Nachweise in der in FN � FUSSENDNOTEREF _Ref516902295 \h ��6� zitierten Literatur.


� Ausführliche methodische Diskussionen dieser Fragen in den in FN � FUSSENDNOTEREF _Ref516902295 \h ��6� zitierten Arbeiten.


� Vgl. oben unter � REF _Ref516907447 \r \h ��2.1.1.b� 


� Straus verweist auf Studien in den USA, nach denen Frauen immerhin im Verhältnis von 3 zu 5 ihre Partner töten (Physical assaults by women partners: A major social problem; in: Walsh, M. R. (Ed.): Women, men an gender: Ongoing debates; New Haven: Yale University Press 1997, S. 210-221, dort S. 213. Ähnliche Zahlen weist auch die Polizeiliche Kriminalstatistik der Bundesrepublik von 1999 in der Tabelle 92 aus, in der Opfer von Tötungsdelikten nach Geschlecht und Beziehung zum Tatverdächtigen gesondert ausgewiesen werden. Faßt man die Zahlen aus den Kategorien „Verwandtschaft“ und „Bekanntschaft“ zusammen, so zeigt sich, daß Männer sogar häufiger Opfer von Tötungsdelikten in Beziehungen werden als Frauen (1.120 zu 951, eigene Berechnung unter Berücksichtigung von Mord, Totschlag, Körperverletzung mit Todesfolge und fahrlässiger Tötung). Allerdings sind die Kategorien „Verwandtschaft“ und „Bekanntschaft“ nicht genau identisch mit den Beziehungen, die im Entwurf unter „häuslicher Gemeinschaft“ erfaßt werden und außerdem bleibt das Geschlecht des Tatverdächtigen unberücksichtigt. Insofern sind diese Zahlen zwar nicht „punktgenau“ auf die anstehende Frage bezogen, zeigen aber doch das erhebliche Opferrisiko von Männern in Verwandtschaft und Beziehungen.


� Vgl. hierzu mit Nachdruck noch einmal Archer, John: Sex differences in physical agression to partners: A reply to Frieze (2000), O’Leary (2000), and White, Smith, Koss, and Figueredo (2000); Psychological Bulletin 2000, S. 697-702, dort S. 699


� Quelle: � HYPERLINK http://www.calib.com/nccanch/pubs/statinfo/nis3.cfm) ��http://www.calib.com/nccanch/pubs/statinfo/nis3.cfm�


� Vgl. aus der ersten Lesung des Gewaltschutzgesetzes am 8. März 2001 nur folgende Zitate: "Ich kann es ... nicht verantworten, Kindern und Jugendlichen einen Rechtsanspruch vorzugaukeln, der überhaupt nicht justiziabel ist. Sie haben praktisch kein Recht." (Ingrid Fischbach MdB, CDU/CSU); "Sachsen-Anhalt hatte ... den Vorschlag unterbreitet, den minderjährigen Kindern ein eigenes Antragsrecht einzuräumen. Diese Anregung ist in den Gesetzentwurf bedauerlicherweise nicht aufgenommen worden." (Karin Schubert, Justizministerin Sachsen-Anhalt).





� Pillemer, Karl; Finkelhor, David: The prevalence of elder abuse: A random sample survey; The Gerontologist 1988, S. 51-58


� Dies ergab sich aus nachträglichen Befragungen, in denen es darum ging, wie die damaligen Gewalterfahrungen und –folgen eingeschätzt und bewertet wurden, etwa ob man „very upset“ war. Keineswegs messen also diese Befunde die objektive Schwere der Verletzungen, sondern die subjektive Bewertung dieser Schwere, die im übrigen, so die Autoren, für die größere Bereitschaft von Frauen spreche, sich an „protective agencies“ zu wenden „which, in turn, become the source for statistics on elder abuse“ (S. 56).


� P. Wetzels und W. Greve (Alte Menschen als Opfer innerfamiliärer Gewalt – Ergebnisse einer kriminologischen Dunkelfeldstudie; Zeitschrift für Gerontologie und Geriatrie 1996, S. 191-200) teilen aufgrund ihrer Literaturstudien sehr vorsichtig mit, „daß Männer teilweise höhere Viktimisierungsraten aufwiesen als Frauen“ (S. 194) sowie daß bei der KFN-Studie 94 Frauen und 73 Männer über 60 Jahre Opfer waren. Ohne Zahlen zu nennen, gehen A. Niederfranke und W. Greve (Bedrohung durch Gewalt im Alter, Zeitschrift für Gerontologie und Geriatrie 1996, S. 169-175) davon aus, daß „überwiegend Frauen“ die Täterinnen sind, allerdings seien Opfer „zum überwiegenden Teil auch Frauen, zumindest was die schwerwiegenderen Formen der Gewalt anbelangt, auch wenn Männer in Pflegesituationen von Partnergewalt überproportional betroffen sind“ (S. 173). Ähnlich äußern sich auch Margret Dieck (Gewaltanwendung gegen alte Menschen: Ist die Beachtung des Tabus wichtiger als Aufklärung, Prävention, Hilfe? Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge 1993, S. 393ff., dort S. 395) sowie Ursula Schneider (Gewalt gegen alte Menschen in Familien und Heimen; in: Schwind/Kube/Kühne (Hrsg.): Kriminologie an der Schwelle zum 21. Jahrhundert. Festschrift für Hans-Joachim Schneider, Berlin/New York 1998, S. 379-398, dort S. 383f.).


� Familien nach der Scheidung, 1995, S. 27, Tabelle 1


� Vgl. etwa Ursula O.-Kodjoe; Peter Koepel: The Parental Alienation Syndrome (PAS); Der Amtsvormund 1998/ Verlag: Deutsches Institut für Vormundschaftswesen e.V., S. 9-16; Dum, Christian T.: Familienkriege – die Entfremdung von Kindern (Übersetzung von „Family wars: The alienation of children“ von Peggie Ward und J. Campbell Harvey), Zeitschrift für Jugendrecht 1998, S. 237-245


� Wolfgang Klenner: Rituale der Umgangsvereitelung bei getrenntlebenden oder geschiedenen Eltern. Eine psychologische Studie zur elterlichen Verantwortung; Zeitschrift für das gesamte Familienrecht 1995, S. 1529 ff.


� Werner Hilweg, Elisabeth Ullmann: Kindheit und Trauma. Trennung, Mißbrauch, Krieg; Göttingen 1997, vgl. die Literaturzusammenstellung auf S. 51 


� Horst Petri: Das Drama der Vaterentbehrung. Chaos der Gefühle - Kräfte der Heilung; Herder: Freiburg, Basel, Wien 1999


� Napp-Peters (wie FN � FUSSENDNOTEREF _Ref517061017 \h ��21�), S. 126; vgl. auch Jordan, Peter: The effects of marital separation on men; Journal of Divorce 1988, S. 57-75.


� Astrid Riehl-Emde: Ehescheidung und ihre Folgen. Bericht über Forschungsliteratur; Familiendynamik. Interdisziplinäre Zeitschrift für systemorientierte Praxis und Forschung 1992, S. 415-432


� Napp-Peters (wie FN � FUSSENDNOTEREF _Ref517061017 \h ��21�), S. 126f. Aus Australien – zu anderen Ländern liegen mir leider keine vergleichbaren Angaben vor – werden (1998) für Männer rund 12 mal höhere Prävalenzraten für Suizid nach Scheidung angegeben als für Frauen (134.1/100.000 gegenüber 11.1/100.000;  Australien Institute for Health and Welfare). Die ohnehin höhere Suizidrate von Männern erhöht sich also noch einmal drastisch im Falle von Scheidung.


� Zu diesen Fällen Napp-Peters (wie FN � FUSSENDNOTEREF _Ref517061017 \h ��21�), S. 127


� Rösner, Sigrid; Schade, Burkhard: Der Verdacht auf sexuellen Mißbrauch von Kindern in familiengerichtlichen Verfahren; Zeitschrift für das ganze Familienrecht 1993, S. 1133-1139





